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«Ich 
würde 
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ENDLICH WIEDER 
 ANBÄNDELN!

Er ist rot, mit 
schwarzen oder 
goldenen Lettern 
drauf, und manch-
mal hat er am 
unteren Rand 
sogar zwei Wim-
pel: der 1.-Mai-
Bändel. Und wer 
ihn zu sehr anbän-
delt, bringt ihn 
fast nicht mehr 
los. Denn der 
kämpferische 
Bändel haftet zäh 
und stolz mit 
seinem leichten, 
seidenen Glanz. 
Zu Recht: Seit den 
ersten Schweizer 
1.-Mai-Feiern in 
den 1890er Jah-
ren gehört er 
schliesslich 
dazu. 

Einst woben bedürftige Posamentierer aus 
dem Baselbiet die Seide. Und die Bändel 
klebten selber noch nicht. Die Bandweber 
und Bortenwirker steckten damals arg in 
der Krise. Und die Arbeiterbewegung wollte 
ihnen unter die Arme greifen: aus Solida-
rität. Heute fabrizieren die Posamente 
 Firmen, die auch National- und Vereins-
bänder herstellen. Zum Beispiel die Firma 
Adri AG in Biel. Sie liefert alle Maibändel 
für den Kanton Bern: «Von A bis Z Swiss-
made». Auch die dafür verwendete Reps-
seide, ein Stoff mit starken Querrippen, 
wird hier produziert. 

ARBEIT UND BROT. «Proletarier aller Länder 
vereinigt euch!»: So stand es 1912 auf dem 
1.-Mai-Bändel in Zürich und Bümpliz BE. 
Das war damals der Kampfruf der interna-
tionalen Arbeiterbewegung. Das Abzeichen 
ist inzwischen ziemlich ausgefranst. Doch 
seine Morgenröte strahlt immer noch. 
Fortan folgten die Parolen der politischen 
Grosswetterlage, wobei sie von Region zu 
Region variierten: «Kampf der Krise: Arbeit 
und Brot!», «Gegen Krieg und Faschismus», 
«Erkämpft eine gerechte Altersversiche-
rung!». «Friede für Vietnam», das war 1968. 
«Werkplatz vor Finanzplatz» und «Streiken 
lohnt sich», das war 2001. Immer wieder 
kam auch die Forderung nach Arbeitszeit-
verkürzung: «8 Stunden Arbeit, 8 Stunden 
Musse, 8 Stunden Schlaf» (1892), «48-Stun-
den-Woche» (1928) und «5-Tage-Woche» 
(1958). 2020 schliesslich hiess die Losung des 
Gewerkschaftsbundes: «Solidarität. 
Jetzt erst recht!» Doch dann kam Corona. 
Der 1. Mai fi el ins Digitale. Und sein Bändel 
damit. Im ersten Coronajahr gab’s ihn 
als Profi lbanner für Facebook und als Mail-
signatur. 

FRIEDEN. Jetzt aber darf der 1.-Mai-Bändel 
endlich wieder raus und kleben. Nur, die 
Parole entspringt einem grausamen Krieg: 
«Frieden, Freiheit, Solidarität». Frieden 
 mussten die Gewerkschaften und die SPS 
schon oft anmahnen, seit es den Maibändel 
gibt. Zum Beispiel 1982. Als die Nato neue 
Atommittelstreckenraketen, die Pershing 2, 
in Westeuropa aufstellen wollte. Da riefen 
sie: «Arbeit, Freiheit, Frieden». Oder 1949, 
nach dem Zweiten Weltkrieg, da hiess es: 
«Frieden, Aufbau, Sozialismus». Die 
Geschichte wiederholt sich. Aber nie gleich.

 workedito
Marie-Josée Kuhn

Wo dereinst eine Genfer
Privatbank die Vermögen 
von Superreichen vermehren 
wird, mussten 30 Bauleute 
im grössten Dreck arbeiten. 
JONAS KOMPOSCH

Die Rue du Rhône ist Genfs Nobelstrasse 
schlechthin. Nur die vornehmsten aller Lu-
xusmarken können sich hier die Rekordmie-
ten leisten. Und so präsentieren sich an der 
Shopping-Meile hauptsächlich Uhren-, 
Schmuck- und Modeboutiquen. Vermögens-
verwalter und Anwaltsbüros ergänzen das 
Angebot für die mondäne Schickeria der 
Handelsmetropole. Von der Tourismusför-
derung wird die Strasse in den höchsten 
 Tönen gelobt: «Sie bringt alle Augen zum 
Leuchten.» Eine ganz andere Erfahrung 
machte José Sebastião vom lokalen Bauteam 
der Unia – und zwar an der Rue du Rhône 4.

TRAMPELPFADE IM MÜLL
Das dortige Geschäftshaus wird gerade total-
saniert. Doch schon ein kurzer Augenschein 
reichte, und Sebastião sah rot: «Ich glaubte, 
in einer Abfallhalde gelandet zu sein!» In 
sämtlichen Räumen habe es Berge von Ab-
fall, Bauschutt und zerbrochenem Glas gege-
ben. Ein Durchkommen sei nur über  schmale 
Trampelpfade möglich gewesen – links und 
rechts davon: Haufen von Müll. Dabei liefen 

die Arbeiten auf Hochtouren: «Gut dreissig 
Maurer, Elektriker und Sanitäre mussten in 
diesem Chaos aneinander vorbeikommen!» 
Gefährliche Platzverhältnisse waren laut Se-
bastião aber nicht das einzige Problem: Auch 
vorschriftsgemässe Umkleide- und Pausen-
räume suchte Sebastião vergebens. Deshalb 
zögerte der Gewerkschafter nicht lange.

MIT BLOCKADE GEDROHT
Mit der kantonalen Baustelleninspektion 
kehrte Sebastião an die Rue du Rhône zu-
rück. Und der projektverantwortlichen 
Firma setzte er eine Frist: Sollte die Baustelle 
innert 48 Stunden nicht gereinigt und aufge-
räumt sein, würden zum Schutz der Arbei-
tenden «die adäquaten gewerkschaftlichen 
Mittel» ergriffen. Dass auch eine Baustellen-
blockade in Frage komme, liess der Unia-
Mann deutlich durchblicken. Das wirkte. Als 
die Unia erneut einen Kontrollgang macht, 
ist die Rue du Rhône 4 sauber. Trotzdem kri-
tisiert Sebastião die Firmen scharf: «Für den 
Luxus der wenigen setzten sie die Gesund-
heit der Arbeiter aufs Spiel.» Zusätzlich pi-
kant: Hinter dem Projekt stehen illustre Na-
men und Firmen, die im Geld schwimmen.

Die Liegenschaft gehört der LP 1 Rhône 
SA. Dieses Unternehmen ist Teil des Firmen-
imperiums von Claude Charmillot, einem 
Genfer Steuerberater, Immobilieninvestor 
und Fussballmäzen. Für den Totalumbau 
hat er das traditionsträchtige Architektur-

büro Favre & Guth engagiert. Dessen Spezial-
gebiet: Villen, Nobelsanierungen und Lu-
xusüberbauungen. Mit einem Familienver-
mögen von rund 300 Millionen Franken 
 rangieren die Favres auf Platz 264 der 
Reichstenliste der «Bilanz». Und auch die 
künftige Mieterin der Rue du Rhône 4 muss 
nicht am Hungertuch nagen. Einziehen 
wird nämlich die Genfer Privatbank Reyl. 
Sie verwaltet Kundenvermögen im Wert von 
fast 39 Mil liarden Franken und war bis 2021 
vollständig in Familienbesitz. 

In aller Munde war die Bank 2013, als 
ihre Verstrickung in den Steuerbetrugsskan-
dal um den damaligen Finanzminister 
Frankreichs, Jérôme Cahuzac, ans Licht 

kam. Cahuzac 
musste in der 
Folge seinen Hut 
nehmen, Präsi-
dent François Hol-
lande warf ihn 
aus der sozialisti-

schen Partei, und ein Gericht verurteilte ihn 
2016 unter anderem wegen Geldwäscherei 
zu drei Jahren Gefängnis. Die Reyl-Bank wie-
derum musste wegen der Cahuzac-Affäre 
fast 2 Millionen Euro Busse bezahlen, wäh-
rend CEO François Reyl zu einer bedingten 
einjährigen Gefängnisstrafe verurteilt 
wurde. Just in dieser Zeit holte die Bank eine 
neue Verwaltungsrätin ins Boot: CVP-Alt-
Bundesrätin Ruth Metzler.

Die Liegenschaft
gehört einem
Immohai und
Fussballmäzen.

GEFÄHRLICH: Grüsel-Baustelle an der Luxusmeile in Genf. FOTO: UNIA

Genfer Baustelle: Berge von Abfall, Bauschutt und Scherben

Unia stoppt Bau-Sauerei

Au SG: Neues Konkursverfahren bei der Maschinenfabrik Indosa 

Endlich Lohn für Mitarbeitende in Sicht
Seit bald 2 Jahren warten 
die Ex-Mitarbeitenden der 
St. Galler Maschinenfabrik 
Indosa auf ihren Zahltag. 
Aber jetzt geht’s vorwärts. 
JONAS KOMPOSCH

Mobbing, Misswirtschaft, miese 
Maschen – die Zeichen des Nie-
dergangs der Maschinenfabrik 
Indosa AG in Au SG waren über-
deutlich. Seit Mitte 2020 schul-
det das Unternehmen den Mit-
arbeitenden hohe Lohnsum-
men. Nun aber kommt endlich 
Bewegung in die Sache. 

Roger Bernegger, Leiter des 
Konkursamtes Buchs, sagt zu 
work: «Ein paar Wochen dauert 
es noch, dann erhalten die ehe-
maligen Mitarbeitenden Be-
scheid.» Er und sein Team ha-
ben in diesem Fall alle Hände 

voll zu tun. Das Verfahren sei 
administrativ sehr aufwendig, 
sagt Bernegger, denn die Zahl 
der Gläubiger sei gross. Und in 
der grossen Fabrikhalle stün-
den viele spe zielle Maschinen.

«GESCHÄFT ZERSTÖRT»
Im Dezember 2020 hatte sich 
die Krise bei Indosa zugespitzt: 
Damals stellte die ganze Beleg-
schaft – unterstützt von der 
Unia – die Arbeit ein. Denn die 
Personalverantwortliche M., die 
letzte Gefährtin des Firmenin-
habers Werner Grabher (80), 
hatte bei den Löhnen zuerst ge-
trickst und sie dann gar nicht 
mehr gezahlt (work berichtete: 
rebrand.ly/frau-m).

Im Mai 2021 dann der Pau-
kenschlag: Das Kreisgericht 
Rheintal leitete ein Konkursver-

fahren ein. Doch Grabher ge-
lang es, den Konkurs abzuwen-
den. Er verpasste seiner Firma 
eine Finanzspritze über 150 000 
Franken. Profi tiert davon haben 
auch einige Mitarbeitende, die 
damit endlich zu ihren verdien-
ten Löhnen kamen. Anderen 
blieb bloss die tiefere Insolvenz-

entschädigung der Arbeitslo-
senkassen. Wieder andere ha-
ben noch gar keinen Rappen 
 gesehen.

Doch im Januar wurde ei-
nem neuen Konkursbegehren 
stattgegeben. Und diesmal liess 
Grabher die Einsprachefrist ver-
streichen. Seither ist das Kon-
kursamt mit dem Inventar der 
Vermögenswerte beschäftigt. 

Ex-Patron Werner Grabher 
war für eine Stellungnahme 
nicht erreichbar. Seine letzte 
Zuschrift an work stammt von 
Mitte März und beginnt so: «Sie 
haben mir mein supergutes 
 Geschäft zerstört!» Schuld seien 
aber auch Mitarbeitende, Be-
hörden und besonders seine 
Rechtsvertreter: «Die Anwälte 
kassieren nur Vorkasse – ohne 
Leistung!»

Die nächste gedruckte Ausgabe erscheint am 20. Mai. Wir bleiben aber weiter 
auf Facebook, Instagram und Twitter aktiv. 
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Spitex 
verspricht 
Ombuds-
stelle
LUZERN. Mangelnder Respekt 
und ein schikanöses Kontroll­
regime: Die Missstände bei der 
Luzerner Spitex MBS wiegen 
schwer. 30 von 40 Pflegenden 
haben in den letzten zwei Jah­
ren gekündigt. Doch jetzt weh­
ren sich die Mitarbeitenden. 
Mit Hilfe der Unia lancierten 
sie eine Petition für bessere 
Arbeitsbedingungen. Die Spitex 
räumt in der «Luzerner Zeitung» 
nun erstmals Fehler ein und 
sagt, es habe «interne Turbulen­
zen» gegeben. Künftig werde 
eine Ombudsstelle für Mitarbei­
tende geschaffen. Für Unia-
Mann Giuseppe Reo reicht das 
jedoch nicht: «Priorität muss 
die zeitnahe Behebung der 
Missstände haben.» 

Gewerkschafts-
Hype erfasst Apple
ATLANTA (USA). Nach jüngsten Er­
folgen der Arbeitenden bei Star­
bucks und Amazon schwappt die 
Organisierungswelle nun auf 
Apple über. In einem Laden in 
Atlanta befürworten über 70 der 

107 Verkaufsmitarbeitenden eine 
Abstimmung über einen Gewerk­
schaftsanschluss. Das sind weit 
mehr als die 30 Prozent, die das 
Gesetz verlangt. Die «Communi­
cation Workers Union» darf somit 
eine Betriebsabstimmung ab­
halten. Gewinnt sie, wäre sie die 
erste Gewerkschaft in einem 
US-Apple-Store.

Türkei überfällt 
Nordirak
DOHUK (IRQ). Seit Russland und 
die Ukraine in Istanbul verhan­
delt haben, präsentiert sich der 
türkische Präsident Recep 
Tayyip Erdoǧan als Friedensstif­
ter. Gleichzeitig führt er selber 
einen Angriffskrieg: Seit dem 
17. April bombardiert das türki­
sche Militär Ziele im gesamten 
Nordirak und ist mit Bodentrup­
pen einmarschiert. Die Offen­
sive erstreckt sich bis zur nord­
syrischen Stadt Kobane, die 
2015 bereits vom IS attackiert 
wurde. Nun ist es Erdoǧan, der 
die Gegend «von kurdischen Ter­
roristen säubern» will. Die Nato-
Mächte lassen ihren Bündnis­
partner bislang gewähren.

KGB-Razzia bei 
Gewerkschaften
MINSK (BLR). Weissrusslands 
Diktator Alexander Lukaschenko 
schikaniert die unabhängigen 
Gewerkschaften im Land schon 
lange. Nun verhaftete der Ge­
heimdienst KGB am 19. April bei 
einer landesweiten Razzia min­
destens 14 Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter, darunter 
fast alle Vorsitzenden der freien 
Verbände. Diese hatten den Ab­
zug der russischen Truppen aus 
Weissrussland gefordert. Der 
Internationale Gewerkschafts­
bund verlangt die sofortige Frei­
lassung (Petition unterzeichnen: 
rebrand.ly/freebelarus).

PREMIERE: Bald könnte es eine 
Apple-Gewerkschaft geben. FOTO: KEY

Monatelang protestierten 
die Reinigerinnen der 
Linde-Klinik in Biel 
gegen ihren Rauswurf. 
Immer vorne mit dabei: 
Finka Erceg. 
JOHANNES SUPE

Sie ist die Frau, die sich nicht alles 
bieten lässt. Reinigerin Finka Erceg 
(58) hat monatelang um ihre Stelle 
im Spital Linde in Biel gerungen. Hat 
sich nicht mit der Art abgefunden, 
wie man sie und ihre Kolleginnen be­
handelte. 25 Jahre hielt sie die Klinik 
sauber. Arbeitete oft in der Nacht, um 
am Morgen noch die fünf Enkelkin­
der in die Schule bringen zu können. 
Doch Ende 2021 wollte das Spital sein 
Reinigungsteam auslagern (work be­
richtete). Für Erceg ein Schock. Sie er­
innert sich:

Ich war zuerst nicht mal wütend, 
denn ich konnte gar nicht glauben, 

was passiert. Lange habe ich gedacht, 
dass die Klinik mit uns nach einer ge-
meinsamen Lösung suchen wird. Jahre-
lang war doch alles in Ordnung. Ich 
hatte einen sicheren Lohn, und dafür 
habe ich immer mein Bestes gegeben. 
Also dachte ich, dass man sich nun auch 
für uns einsetzt. Ich habe ihnen vertraut. 
Und warum auch nicht? In der Klinik 
ging es doch immer ehrlich zu.»

«MIT DEM HERZEN BEI DER KLINIK»
Ehrlichkeit – ein Wort, das Reinigerin 
Erceg immer wieder bringt, wenn sie 
über ihre Erlebnisse spricht. Wie auf­
richtig es in den guten 25 Jahren 
zuging. Wie viel Vertrauen in den 
letzten Monaten verloren ging. Ein 
Wechsel vom klinikinternen Reini­
gungsteam zur externen Firma hätte 
Erceg mit einer Lohneinbusse von 
fast 500 Franken im Monat bezahlt. 
Doch das erwähnt die gebürtige Kroa­
tin, die vor 30 Jahren in die Schweiz 
kam, nur am Rande.

Man hatte mir und meinen Kolle-
ginnen versprochen, dass wir direkt 

nach der Kündigung eine Neuanstellung 
erhielten. Noch am selben Tag. Und ein 
Jahr lang sollte es denselben Lohn geben. 
Nichts davon ist passiert. Das hat mir 
nicht gepasst. Wir sind doch keine kleinen 

Kinder, denen man versprechen kann, 
was man will. Über Jahre haben wir alles 
gemacht. Wenn eine Kollegin krank 
wurde, haben wir ihre Arbeit miterledigt. 
Wir erhielten keinen Bonus, jahrelang 
keine Lohnerhöhung. Es war in Ordnung, 
aber ich wollte mit Respekt behandelt 
werden.»

Empört sind auch ihre sieben Kolle­
ginnen, denen dasselbe widerfuhr. 
Zusammen beschlossen die Frauen, 
sich bei der Gewerkschaft Unia in 
Biel zu melden. Es folgte eine wilde 
Zeit: die Reinigerinnen sammelten 
fast 800 Unterschriften für eine Peti­
tion, die die Klinik zu Gesprächen 
über einen Sozialplan aufforderte. 
Mehrfach gaben die Frauen Inter­
views, schafften es sogar ins Fernse­

hen. Eine war aber immer vorne mit 
dabei: Finka Erceg.

Mein Herz war die ganze Zeit bei der 
Klinik, denn ich mag die Arbeit und 

die Patienten. Aber mein Verstand wollte 
nicht akzeptieren, was da passiert. Ganz 
ehrlich: Für mich allein hätte ich das alles 
vielleicht nicht gemacht. Aber ich wusste 
ja, dass es nicht nur um mich geht. Und 
nachdem wir zusammen besprochen hat-
ten, dass wir etwas tun wollen, war es für 
mich klar. Man muss ja zu seinem Wort 
stehen. Also habe ich auch in der Klinik 
Unterschriften gesammelt. Und ich habe 
mit der Presse geredet, zum ersten Mal in 
meinem Leben. Vorher konnte ich kaum 
schlafen, hatte eine richtige innere Un-
ruhe. Aber als ich angefangen habe zu 
sprechen, sind die Worte einfach aus mir 
herausgekommen.»

«ICH WÜRDE ES WIEDER TUN»
Bis zuletzt bleibt Erceg konsequent. 
Eine Stelle beim neuen Reinigungs­
dienst schlägt sie aus, muss sich nun 
mit Ämtern und Arbeitssuche her­
umschlagen. Doch die 58jährige ist 
sich sicher, dass ihr Einsatz richtig 
war. 

Natürlich habe ich gemischte Ge-
fühle, gerade jetzt, wo ich auf Ar-

beitssuche bin. Aber ich würde alles wie-
der genauso machen. Wir sind Arbeite-
rinnen, und wir haben Respekt verdient. 
Zum Glück haben mich mein Mann und 
meine Familie die ganze Zeit unterstützt. 
Und von den Kolleginnen weiss ich nach 
allem, dass ich mich wirklich zu 100 Pro-
zent auf sie verlassen kann.»

Sie sei nun für neue Herausforderun­
gen offen, meint Finka Erceg. Welche 
das sein könnten? Da ist sie sich noch 
unsicher. Vielleicht ja etwas, das ihre 
grosse Leidenschaft berührt. Erceg 
bäckt fürs Leben gern. Verschiedene 
Torten, Muffins, Küchlein, aber auch 
Spezialitäten aus Bosnien bereitet sie 
zu. Immer nach eigenen Rezepten. 
Aber was auch immer die Zukunft 
bringen mag, Finka Erceg wird ihren 
Weg gehen. Immer vorneweg.

Reinigerin Finka Erceg (58) bietet den Hirslanden-Chefs die Stirn

«Ich will mit Respekt  
behandelt werden!» 



«Wir sind doch keine 
kleinen Kinder, denen 
man versprechen 
kann, was man will.»
� REINIGERIN FINKA ERCEG

Verhandlungen: Jetzt 
spricht Hirslanden  
mit der Gewerkschaft
Nach der Kündigung der Reinigerin­
nen verweigerte die Klinik Linde, die 
zur Hirslanden-Gruppe gehört, 
zunächst Gespräche mit der Unia. 
Dabei war die Gewerkschaft von den 
Kolleginnen damit beauftragt worden, 
eine Lösung für den Konflikt zu 
finden. Beispielsweise angemessene  
Abgangszahlungen. Es folgte eine 
wochenlange Auseinandersetzung mit 
der Klinik, in deren Verlauf Hunderte 
Klinikbeschäftigte eine Petition der 
Reinigerinnen unterzeichneten. 

KONSTRUKTIV. Ende März lenkte 
die Klinik dann ein. Erste Gespräche 
mit dem Spital fanden bereits statt, 
eine zweite Runde wird am 2. Mai 
abgehalten. Über den Inhalt der 
Verhandlungen ist Stillschweigen 
vereinbart. Unia-Verhandlungsführer 
Alain Zahler zeigte sich aber nach  
dem ersten Treffen zuversichtlich: 
«Das erste Gespräch, an dem die 
Eckwerte und das weitere Vorgehen 
besprochen wurden, ist konstruktiv 
verlaufen.»  (jos)

�  29. April 2022 work 3

REINIGERIN FINKA ERCEG: 
«Mein Herz war die ganze 
Zeit bei der Klinik. Aber 
mein Verstand wollte nicht 
akzeptieren, was da 
passiert.»  FOTO: YOSHIKO KUSANO

UNERSCHROCKEN: Klinik-Reinigerinnen (v. l.) Döndü Elmali, Finka Erceg,  
Matilde Dos Santos Diogo und Ljubica Crnogorac.  FOTO: LUCAS DUBUIS
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Die anziehende Teuerung 
führt zu einer völlig 
neuen Ausgangslage bei 
den Lohnverhandlungen.
Deshalb fordert die Unia 
jetzt Lohnerhöhungen 
über den Teuerungsaus-
gleich hinaus.
CLEMENS STUDER

Neben der offi ziellen Teuerung kommt die 
Kaufkraft noch weiter unter Druck, weil 
Krankenkassenprämien und Mietpreisstei-
gerungen nicht im offi ziellen Index be-
rücksichtigt sind. Gehen wir von einer Jah-
resteuerung von mindestens 2 Prozent aus 
und einem Anstieg der Krankenkassen-
prämien im zweistelligen Bereich, wird die 
Lage für Lohnabhängige dramatisch. In 
den laufenden und anstehenden Lohnver-
handlungen fordert die Unia deshalb ne-
ben dem Teuerungsausgleich «signifi kante 
Lohnerhöhungen». Und zwar dringend! 
Unia-Chefi n Vania Alleva: «Viele Arbeitge-
ber verweigerten in den letzten Jahren sub-
stantielle Lohnerhöhungen. Sie gaben die 
Produktivitätssteigerungen schlicht nicht 
weiter an die Arbeitnehmenden.» Gera-
dezu extrem sei das bei den Tiefl öhnen. 
Alleva: «Diese stiegen zwischen 2016 und 
2020 gerade mal um 0,5 Prozent. Für viele 
wird die Lage jetzt existentiell bedrohlich.» 

Die Unia fordert deshalb jetzt Folgen-
des in ihren Branchen: 

Im Bau: 
Die Auftragsbücher der Baumeister sind 
seit Jahren voll. Gleichzeitig nimmt das 
Verhältnis von Arbeitenden zum Bauvolu-
men ab. Das heisst: höhere Produktivität 
durch immer mehr Zeitdruck und Stress 
für die Bauleute. Konkret fordert die Unia 
bei den Verhandlungen über den neuen 
Landesmantelvertrag (LMV) den vollen Teu-
erungsausgleich plus ein Prozent für die ge-
steigerte Produktivität der letzten Jahre. Auf 
einen Durchschnittslohn macht das auf 
 Basis der aktuellen Teuerungsprognose 
rund 180 Franken pro Monat aus.

Im Detailhandel:
Die Branche hat sich im allgemeinen gut 
von den Folgen der Pandemie-Bekämp-
fung erholt. Coop und Migros vermelden 
beide Gewinne von je deutlich über einer 
halben Milliarde Franken. Ein Ausgleich 
der Teuerung ist das mindeste für die 
ganze Branche und auch die Anhebung 
der im Vergleich tiefen Mindestlöhne. 
Dort, wo es möglich ist, wie etwa bei Mi-
gros und Coop, müssen deutliche Lohner-
höhungen über die Teuerung drinliegen sein 
und auch die Anhebung der Mindestlöhne, 

insbesondere für das qualifi zierte 
Personal.

In der Logistik und dem 
Onlinehandel: 
Sie gehören zu den Profi -
teurinnen der Coronakrise, 
doch statt gute Arbeits-
plätze zu schaffen, liefern 
sich die Unternehmen auf 
dem Buckel der Arbeiten-
den einen aggressiven 
Preiskampf. Es gibt 
immer mehr pre-
käre Arbeitsverhält-
nisse. Die Unia 
kämpft für Ge-
samtarbeitsver-
träge und Lohn-
erhöhungen von 
1 Prozent über 
die Teuerung hin-
aus.

In der Gastro-
nomie:
Jetzt, wo die Co-
rona-Massnahmen 
auf gehoben sind, 
setzt eine starke 
Erholung der 
Branche ein. Ge-
bremst wird sie 
durch den Personal-
mangel. Gezwunge-
nermassen und ver-
ständlicherweise haben 
sich viele ehemalige 
 Gastro-Beschäftigte in 
der Corona krise umorien-
tiert. Neues Personal zu 
fi nden gestaltet sich 
schwierig.  Die Arbeitsbe-
dingungen sind hart, und 
die Löhne im Gastgewerbe ge-
hören zu den niedrigsten der 
Schweiz. Bereits vor der Pande-
mie fi elen Lohnerhöhungen un-
terdurchschnittlich aus. Mit fai-
reren Löhnen und besseren Ar-
beitsbedingungen würde die 
Branche auch wieder Personal fi n-
den. Die Unia fordert konkret den 
Ausgleich der Teuerung und generell 
70 Franken mehr Lohn pro Monat.
Ausserdem müssen die Mindest-
löhne insbe sondere für das qualifi -
zierte Personal angehoben werden.

Im Gewerbe: 
Hier ist in den Gesamtarbeits-
verträgen (GAV) zum Teil der 
automatische Teuerungsaus-
gleich erreicht. Übersteigt al-
lerdings die Teuerung eine ge-
wisse Schwelle, sehen die GAV Ver-

handlungen vor. Die Schwellen liegen 
zwischen 1 und 2 Prozent. Bei einer so 

hohen Teuerung, wie sie sich jetzt 

für dieses Jahr abzeichnet, 
muss die Unia also trotz 
dieser Klauseln den Teu-
erungsausgleich ver-
handeln. Im Ausbauge-
werbe sind die Arbeit-
nehmenden wegen der 
ständig wechselnden 
Baustellen auf das pri-
vate Fahrzeug besonders 

angewiesen und leiden 
darum unter den hohen 

Treibstoffpreisen. Wegen 
all dieser Faktoren und der 
guten Auftragslage der Fir-
men fordert die Unia die 
Anhebung der effektiven 
Löhne und der Mindest-
löhne um 2,5 bis 3 Pro-
zent.

In der Industrie:
Ein bedeutender Teil 

der GAV im Industriesektor 
sieht ebenfalls einen auto-
matischen Teuerungsaus-
gleich vor. So zum Beispiel 
der GAV für die Maschinen-, 
Elektro- und Metallindus-
trie (MEM). Und auch jener 
bei Stadler Rail und in der 
Uhrenbranche. Diese Ver-
träge haben Signalwirkung 
für Verhandlungen auf be-
trieblicher Ebene dort, wo 
kein GAV greift. In der 
kommenden Zeit laufen 

einige wichtige Ver-
träge in der Industrie 
aus. Hier wird der 
Lohnschutz in ver-
schiedenen Formen 
eine der Hauptfor-
derungen der Unia 
sein: Es geht um 
höhere Löhne, hö-
here Mindest-

löhne, um den 
Kampf gegen ge-
schlechtsspezifi -
sche Lohndiskri-
minierung und 
die Einführung 
von Mindestlöh-
nen für Hoch-

qualifi zierte.

HEISSBEGEHRT, ABER SCHLECHT BEZAHLT: Die Löhne im Gastgewerbe gehören zu den niedrigsten der Schweiz. Kein Wunder, haben viele 
Mitarbeitende die Nase voll und kehren der Branche den Rücken zu. Das Resultat: akuter Personalmangel. FOTO: KEYSTONE

Lohnverhandlungen: Das fordert die Unia für ihre Branchen

«Signifikante Lohnerhöhungen»

Gewerkschaftsbu    nd-Chefökonom Daniel Lampart warnt:

«Es droh  en ein Preisschock und ein
Prämien  schock bei den Krankenkassen»

den Mehrheit der Branchen läuft es gut bis 
sehr gut. Die Firmen haben die Coronakrise 
über raschend schnell überwunden. Auch dank 
den durch die Gewerkschaften erkämpften 
 Corona-Hilfspaketen und Stabilisierungsmass-
nahmen des Bundes. Dieser Aufschwung muss 
endlich bei den Leuten ankommen.

Bei den Krankenkassenprämien liegt die 
 Lösung ebenfalls auf der Hand: Es braucht drin-
gend höhere Prämienverbilligungen. Denn das 

grosse Pro blem 
bei der Kranken-
versicherung 
sind die Kopfprä-
mien, also dass 
alle gleich hohe 
Prämien bezah-
len müssen, egal, 
wie viel sie ver-

dienen. Wir Gewerkschaften meinen: Niemand 
soll mehr als 10 Prozent des Einkommens für 
Krankenkassenprämien ausgeben müssen. Des-
halb fordern wir eine substantielle Erhöhung der 
Prämienverbilligungen. Damit auch Menschen 
mit mittlerem Einkommen entlastet werden 
und mehr Luft zum Atmen haben. Hier muss der 
Bundesrat rasch einen entsprechenden Vor-
schlag machen. Und die Kantone stehen in der 
Pfl icht. 

Warum die Kantone?
Es ist ja verrückt, dass die Kantone im Corona-
Jahr 2021 mehr als zwei Milliarden Franken 
Überschüsse gemacht haben. Und sparen gleich-
zeitig bei den Prämienverbilligungen. Die Kan-
tone haben von den Corona-Stabilisierungs-
massnahmen des Bundes profi tiert und von den 
Zusatzausschüttungen der Schweizerischen Na-
tionalbank (SNB). Den Kantonen geht es sehr 
gut. Doch statt mit ihren Überschüssen den Nor-
malverdienenden mit Prämienverbilligungen 
  zu  helfen, planen viele Kantone weitere Steuer-
senkungsrunden für Gut- und Best-Verdienende 
und Vermögende. Da braucht es dringend eine 
Wende.

Auf Bundesebene lehnte das Volk in den 
vergangenen Jahren alle Steuersenkungs-
pläne ab, die ohne soziale Abfederung 

 daherkamen. In den Kantonen nicht, 
wieso?
Seit der Ablehnung der Unternehmenssteuerre-
form III 2017 wurden auf Bundesebene alle Steu-
ersenkungsvorlagen abgelehnt, die keine sozia-
len Kompensationen vorsahen, das stimmt. Und 
zeigt: Der Wunsch nach einer steuerpolitischen 
Wende ist in der Bevölkerung tief verankert. 

Generell gilt: Kantonale Vorlagen werden 
anders eingeschätzt als nationale. Das wissen 
die Kantonsregierungen und Wirtschaftsvertre-
ter für sich zu nutzen. Doch das Nein zu eben-
dieser Unternehmenssteuerreform III war auch 
ein Misstrauensvotum an die Kantone. Zwar 
kam es danach immer noch zu kantonalen Steu-
ersenkungen für Top-Verdienende und Firmen, 
aber moderater, als viele Kantone es geplant 
hatten. 

Die OECD hat höhere Mindeststeuern für 
internationale Konzerne beschlossen. Die 
Schweiz wird diese übernehmen müssen. 
Bald kommen etliche Kantone also zu noch 
mehr Mitteln. Was dann?
Die neuen OECD-Regeln sind grundsätzlich eine 
gute Sache, weil sie das Steuerdumping zwischen 
den Ländern, aber auch zwischen den Kantonen-
bremsen. Ärgerlicherweise hat SVP-Finanzminis-
ter Ueli Maurer einen absolut untauglichen Vor-
schlag zur Umsetzung vorgelegt. Tiefsteuer-
kantone wie Zug würden von seinen Plänen in 
einem unzulässigen Mass profi tieren. 

Für uns Gewerkschaften ist klar: Der Bund 
hat hier die Regie. Der Bund wird Vorgaben ma-
chen und diese Mindeststeuer auch eintreiben 
müssen. Das heisst, dass das Geld auch bei ihm 
landet. Und für uns ist auch klar: Ein Teil die-
ser Mehreinnahmen muss zur Entlastung der 
Gering- und Normalverdienenden eingesetzt 
werden.

Zurück zu den Löhnen. Es fällt auf, dass 
ältere GAV den automatischen Teuerungs-
ausgleich haben, neuere weniger.
Tatsache ist, dass der automatische Teuerungs-
ausgleich von den Arbeitgebern Anfang 1990er-
Jahre angegriffen wurde. Es waren damals ge-
werkschaftlich schwierige Zeiten, und effektiv 
fl og der automatische Teuerungsausgleich dann 

 aus vielen GAV raus. Das ist jetzt natürlich ein 
kleiner Nachteil, weil wir Gewerkschaften in den 
Lohnverhandlungen nun über etwas verhandeln 
müssen, das eigentlich selbstverständlich ist. 
Nämlich, dass die Teuerung ausgeglichen wird. 
Damit die Berufstätigen real nicht weniger im 
Portemonnaie haben. 

Mit dem Teuerungsausgleich sinken die 
Löhne nicht, aber sie steigen auch nicht.
Genau! Darum braucht es auch Reallohnerhö-
hungen. 

Die Arbeitgeber und bürgerliche Öko-
nomen warnen jetzt schon lautstark  vor 
«Übertreibungen» bei den Lohnforde-
rungen. Und behaupten, dass höhere  Löhne 
die Teuerung weiter anheizen würden. 
Stimmt das?
Ach, die fi nden immer und bei jeder konjunk-
turellen Lage sogenannte Gründe gegen Lohn-
erhöhungen. Tatsache ist doch: Die Preise fal-
len nicht vom Himmel. Wenn Schweizer Firmen 
ihre Preise erhöhen, dann haben sie daraus auch 
einen Mehrertrag. Es ist nicht so, dass sie Verluste 
machen. Denn in der derzeitigen Konjunktur-
lage können sie die Preiserhöhungen in zahl-
reichen Branchen relativ einfach an ihre Kund-
schaft weitergeben.

Tatsache ist zudem: Sehr vielen Firmen 
geht es derzeit gut. In den meisten Branchen 
wird gutes Geld verdient. Aber: Wenn der Teue-
rungsausgleich jetzt nicht kommt, wird die 
Kaufkraft massiv geschwächt. Das wiederum 
würden etliche Branchen wie etwa der Detail-
handel, das Gastgewerbe oder die Coiffeure un-
mittelbar merken. Wenn die Berufstätigen we-
niger verfügbares Einkommen haben, müssen 
sie ihre Ausgaben zurückschrauben. Das kann 
nicht im Interesse der Gesamtwirtschaft sein. 

Die Preise steigen auf
breiter Front, und bei den 
Krankenkassen zeichnet 
sich eine neue Prämien-
explosion ab. SGB-Cheföko-
nom Daniel Lampart sagt, 
was jetzt zu tun ist.
CLEMENS STUDER

work: Nach mehr als zehn Jahren ist die Teue-
rung zurück. Und nicht nur die Heizölpreise 
steigen. Was kommt noch alles auf uns zu?
Daniel Lampart: Mittlerweile sind es nicht nur 
einzelne Produkte, die teurer werden. Die Teue-
rung erfasst auch Möbel, Kleider, Take-away oder 
Fitnessabos. Die Teuerung ist bei über 2 Prozent. 
Das hatten wir schon lange nicht mehr.

Wie grosse Sorgen müssen wir uns denn 
machen?
Wir waren in den vergangenen Jahren einfach  
in einer ausserordentlichen Situation mit Null- 
oder Minusteuerung. Bis in die 1990er-Jahre war 
die Teuerung hingegen Alltag. Wirtschaftlich 
waren das viele gute Jahre. Entscheidend ist aber, 
dass die Teuerung bei den Löhnen und den Ren-
ten ausgeglichen wird. Sonst werden sie ent-
wertet. 

Was bedeutet das konkret?
Ohne Teuerungsausgleich hätten Berufstätige 
mit einem mittleren Lohn real 1600 Franken we-
niger Einkommen pro Jahr. Bei berufstätigen 
Paaren mit Kindern beliefe sich die Reallohn- 
Einbusse auf 2200 Franken. 

Happig!
Ja – und zusätzlich droht ein Prämienschock 
bei den Krankenkassen von bis zu 10 Prozent. 
Dieser wird Haushalte mit mittleren Einkom-
men besonders stark treffen, denn sie erhalten 
keine oder kaum Prämienverbilligungen. Für 
eine vierköpfi ge Familie bedeutet das eine 
Mehrausgabe von jährlich rund 1100 Franken. 
Das reisst ein zusätzliches Loch in das Haus-
haltsbudget.

Wo liegen die Ursachen für die Teuerung?
Es gibt verschiedene. Der kriegsbedingte Preis-
schock bei den Energiepreisen ist eine, immer-
hin beginnen sich diese zu stabilisieren. Eine 
 andere sind die Lieferengpässe. Wenn es Knapp-
heiten gibt bei Rohstoffen und Produkten, stei-
gen natürlich die Preise. Und ein dritter Grund 
ist, dass viele Firmen diese Situation nutzen, 
um die Preise zu erhöhen, was sie lange nicht 
tun konnten.

Sie sprechen die Lieferengpässe an. Ist das 
noch eine Folge der Covid-Pandemie?
Auf den ersten Blick: ja. Aber eigentlich sind sie 
eine weitere Folge des Renditedenkens in den 
Firmen – der sogenannten Just-in-time-Logik.

Wie meinen Sie das?
Die Wirtschaft hat seit den 1990er-Jahren Re-
serven abgebaut. Bereits in der Finanzkrise 
2008 waren die fehlenden Reserven der Banken 
eines der Hauptprobleme. In der Covidkrise 
 haben wir nun gesehen, was für üble Folgen es 
hat, wenn die Spitäler zu wenig Personalreser-
ven haben. Weil sie sie vorher abgebaut hatten. 
Und jetzt haben wir Lieferengpässe, weil die 
Firmen zu wenig Lagerkapazitäten haben. Das 
alles ist klassisches privatwirtschaftliches Ver-
sagen. Reserven und Lager kosten halt. Deshalb 
und aus Renditegründen wurden die Reser-
ven  abgebaut. Wer davon profi tiert, das sind 
die Aktionäre. 

Sie haben berechnet, dass Normalver-
dienenden ohne Gegenmassnahmen ein 
Kaufkraftverlust von 3500 Franken im 
Jahr droht. Was können wir dagegen tun?
Bei den Löhnen ist es ganz klar: Die müssen er-
höht werden. Und zwar generell! Mit einem 
Teuerungsausgleich und gleichzeitig mit einer 
Reallohnerhöhung. Denn in der überwiegen-

«Ohne Teuerungs-
ausgleich und 
reale Lohn erhö hun-
gen geht gar 
nichts mehr!»
 DANIEL LAMPART, SGB

«Für viele wird die
Lage jetzt existentiell
bedrohlich!»

VANIA ALLEVA, PRÄSIDENTIN UNIA

insbesondere für das qualifi zierte 

In der Logistik und dem 
Onlinehandel: 
Sie gehören zu den Profi -
teurinnen der Coronakrise, 
doch statt gute Arbeits-
plätze zu schaffen, liefern 
sich die Unternehmen auf 
dem Buckel der Arbeiten-
den einen aggressiven 
Preiskampf. Es gibt 
immer mehr pre-
käre Arbeitsverhält-
nisse. Die Unia 
kämpft für Ge-

Lohn-
erhöhungen von 
1 Prozent über 
die Teuerung hin-

In der Gastro-

Jetzt, wo die Co-
rona-Massnahmen 
auf gehoben sind, 
setzt eine starke 
Erholung der 
Branche ein. Ge-
bremst wird sie 
durch den Personal-
mangel. Gezwunge-
nermassen und ver-
ständlicherweise haben 
sich viele ehemalige 
 Gastro-Beschäftigte in 
der Corona krise umorien-
tiert. Neues Personal zu 
fi nden gestaltet sich 
schwierig.  Die Arbeitsbe-
dingungen sind hart, und 
die Löhne im Gastgewerbe ge-
hören zu den niedrigsten der 
Schweiz. Bereits vor der Pande-
mie fi elen Lohnerhöhungen un-
terdurchschnittlich aus. Mit fai-
reren Löhnen und besseren Ar-
beitsbedingungen würde die 
Branche auch wieder Personal fi n-
den. Die Unia fordert konkret den 
Ausgleich der Teuerung und generell 
70 Franken mehr Lohn pro Monat.
Ausserdem müssen die Mindest-
löhne insbe sondere für das qualifi -
zierte Personal angehoben werden.

Hier ist in den Gesamtarbeits-
verträgen (GAV) zum Teil der 
automatische Teuerungsaus-
gleich erreicht. Übersteigt al-
lerdings die Teuerung eine ge-
wisse Schwelle, sehen die GAV Ver-

handlungen vor. Die Schwellen liegen 
zwischen 1 und 2 Prozent. Bei einer so 

hohen Teuerung, wie sie sich jetzt 

für dieses Jahr abzeichnet, 
muss die Unia also trotz 
dieser Klauseln den Teu-
erungsausgleich ver-
handeln. Im Ausbauge-
werbe sind die Arbeit-
nehmenden wegen der 
ständig wechselnden 
Baustellen auf das pri-
vate Fahrzeug besonders 

angewiesen und leiden 
darum unter den hohen 

Treibstoffpreisen. Wegen 
all dieser Faktoren und der 
guten Auftragslage der Fir-
men fordert die Unia die 
Anhebung der effektiven 
Löhne und der Mindest-
löhne um 2,5 bis 3 Pro-
zent.

In der Industrie:
Ein bedeutender Teil 

der GAV im Industriesektor 
sieht ebenfalls einen auto-
matischen Teuerungsaus-
gleich vor. So zum Beispiel 
der GAV für die Maschinen-, 
Elektro- und Metallindus-
trie (MEM). Und auch jener 
bei Stadler Rail und in der 
Uhrenbranche. Diese Ver-
träge haben Signalwirkung 
für Verhandlungen auf be-
trieblicher Ebene dort, wo 
kein GAV greift. In der 
kommenden Zeit laufen 

einige wichtige Ver-
träge in der Industrie 
aus. Hier wird der 
Lohnschutz in ver-
schiedenen Formen 
eine der Hauptfor-
derungen der Unia 
sein: Es geht um 
höhere Löhne, hö-
here Mindest-

löhne, um den 
Kampf gegen ge-
schlechtsspezifi -
sche Lohndiskri-
minierung und 
die Einführung 
von Mindestlöh-
nen für Hoch-

qualifi zierte.

«Für viele wird die
Lage jetzt existentiellLage jetzt existentiell
bedrohlich!»

VANIA ALLEVA, PRÄSIDENTIN UNIA

Soll der Bund die Benzinpreise 
subventionieren, Herr Lampart?
Die Preise für Benzin, Diesel und Heizöl 
sind in den vergangenen Wochen explo-
diert. Was tun?
CLEMENS STUDER

work: Der russische Überfall auf die Ukrai-
ne hat einen Schock bei den Energie-
preisen ausgelöst. Was hat das für Folgen?
Daniel Lampart: Für die Schweiz sieht die Lage 
so aus: Das Rohöl ist teurer geworden, gleich-
zeitig ist aber der Dollar zum Franken schwä-
cher geworden. Das bedeutet: Der Preis für ein 
Fass Rohöl ist für uns nicht auf einem Höchst-
stand. Anders sieht es beim Heizöl aus. Das kos-
tet so viel wie kaum je zuvor.

Warum?
Der Hauptgrund ist die CO2-Abgabe. Sie 
wurde richtigerweise aus Klimaschutzgrün-
den angehoben. Und wird teilweise wieder 
an die Bevölkerung zurückerstattet. Aber lei-
der nur teilweise: Ein ganzer Drittel fl iesst an 
die Hausbesitzenden, die damit ihre Liegen-
schaften sanieren sollen. Wir Gewerkschaften 

fi nden das falsch. Und wir haben immer ge-
fordert, dass die Abgabe vollständig zurück-
erstattet wird. Wenn man Hausbesitzende 
subventionieren will für Isolationen und 
Wärmepumpen zum Beispiel, dann soll man 
das über allgemeine Steuermittel fi nanzieren. 
Nicht über eine Lenkungsabgabe, die alle 
gleich belastet!

Sollte der Bund den Benzinpreis subven-
tionieren?
Die hohen Benzinpreise sind für Personen, die 
auf ein Auto angewiesen sind, eine Belastung. 
Allerdings muss man auch wissen, dass Auto-
fahren in den vergangenen Jahren billiger ge-
worden ist wegen des stark aufgewerteten 
Frankens. Aber das ist aus gewerkschaftlicher 
Sicht nicht entscheidend. Entscheidend ist der 
Teuerungsausgleich. Wenn ein vollständiger 
Teuerungsausgleich durchgesetzt werden 
kann, sind die höheren Benzin- und Heizöl-
preise fi nanziert. Konkret: Bei einem Lohn von 
5000 Franken macht der Teuerungsausgleich 
von 2 Prozent 100 Franken mehr im Monat. 

SGB-CHEFÖKONOM DANIEL LAMPART: «Berufstätige mit einem mittleren Lohn hätten ohne Teuerungsausgleich 1600 Franken weniger. Pro Jahr!» FOTO: KEYSTONE
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EU-Anschubfonds 

Milliarden fl iessen
Jetzt fl iessen sie, die Milliarden aus EU-
«Recovery Funds», dem Wiederaufbau-Topf 
der Europäischen Union. 750 Milliarden 
Euro schwer, soll er den Mitgliedländern zu 
einem Konjunkturanschub nach der Coro-
nakrise verhelfen. Spanien erhielt schon im 
Januar eine erste Tranche von 10 Milliar-
den. Jetzt wurden die ersten 21 Milliarden 
für Italien freigegeben, 190 Milliarden wer-
den es insgesamt sein. Davon müssen 
40 Prozent nicht zurückbezahlt werden. 

Das ist viel Geld: Umgerechnet auf Schwei-
zer Verhältnisse, entsprächen die 190 Mil-
liarden Euro etwa 25 Milliarden Franken. 
Fast die Hälfte des Geldes geht in den Sü-
den. Fast 70 Milliarden in den ökologischen 
Umbau, 20 Milliarden ins Gesundheits-
wesen, insbesondere in die spitalexterne 
Pfl ege. Und nochmals 20 Milliarden fl iessen 
in Bildung und Forschung. Noch ist nicht 

garantiert, dass 
das alles rund-
läuft. Die Gewerk-
schaften mischen 
sich deshalb jetzt 
ein. Sie wollen si-
cherstellen, dass 
der Staat die Gel-

der wirklich für neue Projekte einsetzt und 
nicht für schon ewig vorgesehene. Und sie 
wollen kontrollieren, dass das Geld nicht in 
Projekte fl iesst, die prekär arbeiten lassen.

CORONA & REZESSION. Die EU-Milliarden 
kommen gerade zur rechten Zeit. Einen In-
vestitionsanschub braucht Europa nämlich 
nicht nur zur Überwindung der Ausfälle 
aus der Coronakrise. Sondern auch gegen 
die Rezession, die nun mit dem Krieg in der 
Ukraine droht. Vielleicht muss die EU den 
grossen «Recovery»-Topf sogar noch vergrös-
sern. Denn jetzt braucht es noch schnellere 
Grossinvestitionen, um die Energieversor-
gung sicher- und umzustellen. Die EU hat 
zudem einen neuen Wiederaufbaufonds 
für die Ukraine angekündigt.

GEMEINSAME ANTWORT. Noch vor wenigen 
Jahren hatte die EU jede solidarische Kredit-
aufnahme verweigert und stattdessen allen 
Mitgliedstaaten Sparprogramme verschrie-
ben. Jetzt zeigt sie sich von einer besseren 
Seite und hat eine gemeinsame Antwort auf 
Probleme, welche die Staaten nicht mehr al-
lein lösen können. Das wird auch von den 
Bürgerinnen und Bürgern geschätzt: Anti-
Europa-Parolen stossen derzeit auf weniger 
Widerhall als auch schon. Vor fünf Jahren 
punktete Marine Le Pen in Frankreich zum 
Beispiel noch mit EU-Bashing, jetzt im Prä-
sidentschaftswahlkampf musste sie Kreide 
fressen. Profi tiert von der Europapolitik hat 
aber Emmanuel Macron (siehe auch Seite 8).

Nach Corona
und wegen
des Krieges: Die
Gelder kommen
genau richtig.

Andreas Rieger war Co-Präsident der Unia. 
Er ist in der europäischen Gewerkschafts-
bewegung aktiv.

Riegers Europa

online

Denksportaufgabe
1.-Mai-Quiz
Wie kam es zum Tag der Arbeit? Als richti-
ges Arbeiter:innenkind weisst du sicher 
 Bescheid. Teste dein Wissen rund um den 
1. Mai an unserem Quiz: 
www.unia.ch/1-mai-quiz

online
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Traditionskonzern Saurer schliesst die Fabriktore in Arbon TG … 

… und Köbi Auer ist untröstlich
Der Saurer-Konzern hat 
die Stickmaschinen-Sparte 
 verkauft, ohne Rücksicht 
auf die Büezerinnen und 
Büezer. Das trifft auch 
Betriebskommissions-
präsident Köbi Auer (61). 
Und zwar mitten ins Herz. 
RALPH HUG

Über 40 Jahre war Unia-Mitglied 
Köbi Auer bei Saurer. Keiner kennt 
den Betrieb besser als er. Seinem 
Einsatz ist es zu verdanken, dass 
langjährige Saurer-Büezer bei ih-
rer Entlassung von einem Spezial-
programm für über 58jährige pro-
fi tieren können. Jetzt trifft es ihn 
selber. Ausgerechnet! 

HERZLOSE MANAGER
Auer steht an diesem tristen 
Montagnachmittag Ende April in 
den Werkhallen von Saurer in Ar-
bon TG. Sie sind praktisch leer. 
Da und dort stehen noch Paletten 
mit Maschinenteilen herum. Dar-
auf der Name «Epoca». So heisst 
Saurers Hochleistungs-Stickauto-
mat. Er galt als der beste der 
Welt. Jetzt gehört «Epoca» Sau-
rers schärfstem Konkurrenten: 
Die Franz Lässer AG aus dem 
rheintalischen Diepoldsau hat 
die Sparte «Embroidery» von Sau-

rer übernommen und ist jetzt 
globaler Monopolist bei diesen 
Maschinen. Zehn Millionen Fran-
ken soll Patron Lässer auf den 
Tisch gelegt haben. Offi ziell ist 
der Verkaufspreis nicht bekannt. 

Die Betriebskommission 
hatte noch Pläne vorgelegt, wie 
das Stickmaschinengeschäft zu 
retten sei. Köbi Auer ist der Präsi-
dent dieser Kommission. Er sagt: 
«Wir haben sogar mehrere ernst-
hafte Interessenten präsentiert.» 
Aber Saurer wollte die Sparte los 
werden. Mehr interessierte die 
Manager nicht. 

Dabei bemühten sie den Ar-
tikel 333 im Obligationenrecht. 
Dieser aus gewerkschaftlicher 

Sicht problematische Paragraph 
regelt die Betriebsübernahme. Da-
bei gehen bei einem Verkauf alle 
Vermögenswerte an den neuen 
Besitzer über. Personal inklusive.

Offi ziell gibt es keine Kündi-
gungen und keine Arbeitslosen. 
Und auch ein Sozialplan entfällt. 
Doch in der Praxis sieht es anders 
aus. Der Familienbetrieb Lässer 
untersteht keinem Gesamtar-
beitsvertrag. Die Firma zahlt 
schlechtere Löhne als der Saurer-
Konzern. Eine Sozialpartner-
schaft kennt Lässer nicht.

HÄRTEFALL-FONDS
Rund die Hälfte der 45 betroffe-
nen Saurer-Leute haben schon 

selber gekündigt, als die Über-
nahme letzten Dezember be-
kannt wurde. Inzwischen hat 
Lässer einigen übernommenen 
Saurer-Leuten gekündigt. Er 
könne sowieso nicht alle brau-
chen, hatte er im Vorfeld verlau-
ten lassen. Ein halbes Dutzend 
von ihnen ist jetzt auf Jobsuche. 
Büezer Auer ist einer von ihnen. 

Sein einziger Trost: Ein 
Fonds für Härtefälle übernimmt 
die Beiträge an die Krankentag-
geldversicherung und die Pen-
sionskasse und ermöglicht auch 
eine Frühpensionierungsrente. 
Das hatte die Betriebskommis-
sion unter Auers Ägide bei der 
letzten Abbauübung vor zwei 
Jahren durchgesetzt. 

2012 hatte die chinesische 
Jinsheng-Gruppe Saurer gekauft. 
Befürchtungen, dass die Chine-
sen nur das Know-how abzügeln 
und den Standort Arbon bald 
dichtmachen würden, bewahr-
heiteten sich nicht. Und doch: Es 
war im Prinzip das Ende des 
Schweizer Traditionskonzerns, 
dessen Lastwagen und Stickma-
schinen einst weltberühmt wa-
ren. Als Technologiekonzern exis-
tiert Saurer jedoch weiterhin. 
Weltweit stehen rund 4200 Mitar-
beitende in seinen Diensten.

Neues Scheidungsurteil des Bundesgerichts:

«Demütigung für die Frauen» 
Gleichstellung, aber zu 
Lasten der Frauen: Das 
Bundesgericht blendet 
im Scheidungsrecht 
die unbezahlte Haus- 
und Erziehungsarbeit 
der Frauen aus.
RALPH HUG

Vor wenigen Tagen sorgte ein 
 Bundesgerichtsentscheid für Auf-
sehen. Es ging um einen Schei-
dungsfall aus Zürich: Ein sehr gut 
verdienender Ehemann hätte mo-
natlich über zehntausend Franken 
an den Unterhalt seiner geschiede-
nen Frau zahlen sollen. Und zwar 
so lange, bis die gemeinsame Toch-
ter die Oberstufe absolviert hat. 
Sechs Jahre lang. Der Mann wollte 
aber nur einen Bruchteil zahlen, 
weshalb er bis vor Bundesgericht 
klagte. Rechtlich gesehen ein ganz 
gewöhnlicher Fall, wie er x-fach 
und täglich vorkommt – trotz des 
einkommensbedingt beträchtli-
chen Unterhaltsbetrags. Das Bun-
desgericht fand jetzt auch, das sei 
zu viel, und gab dem Ehemann 
recht. Begründung: Das Vorhan-
densein gemeinsamer Kinder al-
lein reiche nicht aus, damit dem 
betreuenden Elternteil ein gebüh-
render Unterhalt zustehe. 

Das ist Juristendeutsch. Und 
heisst übersetzt: Die Ex-Frau soll 
arbeiten gehen, wenn sie den ge-
wohnten Lebensstandard behal-

ten will. Ein Unterhaltsanspruch 
bei einem gemeinsamen Kind soll 
nicht mehr wie früher gegeben 
sein. Das jüngste Urteil ist nur ei-
nes in einer Reihe von ähnlichen 
zum Unterhalt. So hob das Bun-
desgericht die «45er-Regel» auf, in-
dem geschiedene Frauen auch mit 
45 Jahren noch erwerbstätig sein 
sollen. Nach dem Motto: Nach der 

Scheidung sorgt jede und jeder für 
sich selbst. 

AUF KOSTEN DER FRAUEN
Das tönt modern, geht aber immer 
auf Kosten der Frauen. Denn meist 
sind ja sie es, die das Unterhaltsgeld 
erhalten. Weil die Hauptlast der 
Kinderbetreuung während einer 
Ehe nach wie vor bei ihnen liegt, 
nach einer Scheidung sowieso. Was 
für Männer mit durchgehendem Er-
werbsarbeitsleben meist problem-
los scheint, kann für geschiedene, 
alleinerziehende Mütter zu prekä-
ren Einkommenssituationen füh-
ren: Können sie überhaupt wieder 
einen Job in ihrem Beruf antreten? 
Wie tief ist dann der Lohn? Ist es 
überhaupt möglich, sich mit einem 
Teilzeitjob bei gleichzeitigen Be-
treuungspfl ichten über Wasser zu 
halten? Geschweige denn, den bis-
herigen Lebensstandard zu halten? 

«Nein», sagt Anja Peter dazu. 
Die ehemalige Unia-Frauensekre-

tärin, jetzt bei der Plattform 
 Economiefeministe tätig, ist über 
solche Urteile des Bundesgerichts 
entsetzt: «Sie sind eine Demüti-
gung für die Frauen.» Ihre Leistung 
in der Haus- und Erziehungsarbeit 
werde einfach ausgeblendet. Die 
grosse Mehrheit der geschiedenen 
Mütter sei gar nicht in der Lage, 
ohne volle Unterhaltszahlungen 
überhaupt den Lebensunterhalt zu 
bestreiten. Anja Peter verweist auf 
neuere Studien der Lebenslauf-
forschung. Diese belegen, dass ge-
schiedene Frauen heute über ein 
tieferes Haushalteinkommen ver-
fügen als noch in den 1990er Jah-
ren. Auch seien die Einkommen 
von Frauen nach der Scheidung 
nicht im selben Mass gestiegen, 
wie die Unterhaltszahlungen abge-
nommen hätten. 

REALITÄT IGNORIERT
Engagierte Feministinnen schüt-
teln zunehmend den Kopf über 

den Kurs der Bundesrichter. Wenn 
Unterhaltspfl ichten immer stär-
ker begrenzt würden, missachte 
dies die tatsächlichen Lebensrea-
litäten der Geschlechter und sei 
frauenfeindlich, so die Kritik. 
Demgegenüber zeigt Alliance F, 
der Bund der Frauenorganisatio-
nen, Verständnis für den Kurs aus 
Lausanne, macht aber deutlich: 
«Wer A sagt, muss auch B sagen.» 
Es müsse dann auch Lohngleich-
heit, bessere Renten und eine er-
schwingliche Kinderbetreuung 
geben. 

Manche Feministinnen sind 
über den Entscheid aus Lausanne 
übrigens überhaupt nicht über-
rascht, denn: Das erwähnte Urteil 
vom 25. März 2022 (5A_568/2021) 
stammt von der II. zivilrechtlichen 
Abteilung. Diesen Fall entschie-
den fünf Männer, ausser einem 
alle weit über 50 Jahre alt. Und 
sämtliche bürgerlich eingestellt 
(2 SVP, 2 FDP, 1 BDP). 

VON WEGEN FAIR: Noch immer stemmen vor allem Frauen die unbezahlte Arbeit daheim und stecken dafür im Beruf 
zurück. Bisher fi ngen die Unterhaltszahlungen diese Ungleichheit auf. Jetzt nicht mehr. FOTO: ZVG

Diesen Fall entschieden
fünf ältere, bürgerlich
eingestellte Männer.

AUS UND VORBEI: Saurer-Büezer und Unia-Mann Köbi Auer in den leeren 
Fabrikhallen in Arbon. Über 40 Jahre lang hat er hier gearbeitet. FOTO: RH
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Der Baumeisterverband wird 125 Jahre alt:

Geboren aus den 
Streiks der Büezer

Mit den landesweiten 
Streiks der Bauarbeiter am 
Ende des 19. Jahrhunderts 
waren die Baumeister
heillos überfordert. Dann 
lernten sie von den 
 Büezern – und gründeten 
eine mächtige Organisation.
JONAS KOMPOSCH

Trotz bester Auftragslage ist die Feierlaune vie-
ler Baumeister getrübt. Zu sehr sind die Mate-
rialpreise in die Höhe geschnellt – Pandemie 
und Putin sei Dank. Und zu hartnäckig fordern 
die Baubüezer – nach mehreren Lohnnullrun-
den – ein gerechtes Stück vom üppigen Kuchen 
sowie generell einen besseren Landesmantelver-
trag (LMV). Der geltende läuft Ende Jahr aus 
(work berichtete).

Dennoch hat der Schweizerische Bau-
meisterverband (SBV) guten Grund, die Korken 
knallen zu lassen: Am 11. März wurde er 125 
Jahre alt!

Seine Geschichte begann im Jahr 1897. 
Damals existierten erst einige lokale Baumeis-
tervereine. Auch die Maurer hatten noch 
keine schweizweite Gewerkschaft. Doch ge-
gen ihre elenden Arbeitsbedingungen wehr-
ten sie sich schon wacker: 1868 war es in Genf 

zum ersten Schwei-
zer Maurerstreik ge-
kommen. Bald folg-
ten Streiks im ganzen 
Land. Bis 1897 legten 
Maurer über 50 Mal 
die Arbeit nieder, 
hinzu kamen rund 

20 Streiks von Steinmetzen, 50 von Schrei-
nern und 40 von Zimmermännern. Dagegen 
wollten sich die Meister besser wappnen – und 
trafen sich am 4. März 1897 im Bieler Hotel 
Victoria. Ihr einziges Traktandum: «Bespre-
chung der akuten Arbeiter- und Streikfrage 
und Gründung eines Vereins der schweizeri-
schen Baumeister».

GEGEN «SCHMUTZKONKURRENZ»
Beides hatte im Eiltempo zu erfolgen, denn 
auch die Bauarbeiter steckten mitten im Auf-
bau einer nationalen Organisation. Und so no-
tierte der Protokollant: «Baumeister Haag redi-

giert sofort ein Schreiben an sämtliche grösse-
ren Schweizerstädte, dass die Organisation der 
Arbeiter die Meister zur Vereinigung zwinge.»

Schon eine Woche später war es so weit: In 
Olten gründeten sie den Schweizerischen Bau-
meisterverband.

Eine seiner ersten Handlungen: die Schaf-
fung einer Streikkasse. In ihren Genuss kamen 
aber nur Mitglieder, die das Verbandsregle-
ment strikt befolgten. Strengstens verboten 
 waren etwa Unterverhandlungen mit Streiken-
den. Dazu waren nur die SBV-Organe berech-
tigt. Auch durfte kein Meister schlechtere Ar-
beitsbedingungen schaffen, als sie der SBV in 
seiner «Arbeitsordnung» diktiert hatte. So sollte 
billige «Schmutzkonkurrenz» gebodigt werden. 
Aber auch bessere Arbeitsbedingungen waren 
verboten, damit keine «schädlichen Begehrlich-
keiten» befeuert würden. Zudem mussten Strei-
kende unverzüglich auf schwarzen Listen regis-
triert und dem SBV gemeldet werden. Denn für 
sie galt ein Anstellungsverbot.

Ungehorsame Mitgliedsfi rmen kassierten 
saftige Bussen. Parieren mussten aber auch Un-
ternehmer ausserhalb des SBV. Andernfalls ris-
kierten sie einen Boykott durch die SBV-Mit-
glieder und deren Handelsgenossenschaft für 
Baumaterial.

PATRONALE GESCHICHTSKLITTERUNG
Mit solchen Methoden kam der SBV zu enormer 
Macht. Das Nachsehen hatten die Maurer, die 
mit unterdurchschnittlichen Arbeitsbedingun-
gen konfrontiert waren. Zur Zeit des Ersten 
Weltkriegs seien die Maurer sogar «die Parias 
des Baugewerbes» gewesen, schrieb der dama-
lige Zürcher Arbeitersekretär August Vuattolo. 
Und tatsächlich: Auch nachdem sie den freien 
Samstagnachmittag erkämpft hatten, mussten 
die Maurer, oft Italiener, noch immer 55 Stun-
den pro Woche chrampfen. Erst nach dem blu-
tig unterdrückten Landesstreik von 1918 folgte 
eine kurze Tauwetterperiode: «In dieser Zeit 
wurde im Einvernehmen mit den Sozialpart-
nern die 48-Stunden-Woche beschlossen.» Das 
behauptet die SBV-Jubiläumsschrift von 1997. 
Richtig ist: 1919 wurde die 48-Stunden-Woche 
für die meisten Berufe Wirklichkeit. Auch der 
SBV führte sie ein. Aber bloss, um sie 1920 wie-
der zu kübeln!

15 000 Maurer liessen sich das nicht gefal-
len und verweigerten das alte Zeitregime. Dar-
auf wurden sie von ihren Meistern ausgesperrt. 
Elf Wochen lang hielten die Arbeiter durch – 
ohne Lohn, unterstützt nur durch die Gewerk-

schaftskasse. Als diese leer war, kam es vor dem 
Bundeshaus in Bern zu Hunger-Demonstratio-
nen. Doch die Meister blieben am längeren 
 Hebel: Erst um 1929 gelang dem Bauarbeiter-
verband der 48-Stunden-Durchbruch. Bis zur 
ersten Ferienwoche dauerte es sogar bis 1944.

NICHT IMMER REAKTIONÄR
Aber nicht immer stand der SBV auf der sozia-
len Bremse: Als einer der ersten Arbeitgeberver-
bände schuf er 1937 eine Beratungsstelle für Un-
fallverhütung. Ein Jahr später verhandelte er 
mit den Gewerkschaften den ersten Landesman-
telvertrag. Und 1948 unterstützte er die Grün-
dung der AHV – dies notabene im Gegensatz 
zum Arbeitgeberverband, dem Gewerbeverband 
und dem Vorort (heute Wirtschaftsdachverband 
Economiesuisse), die allesamt eifrige Gegner 
der obligatorischen Rentenversicherung waren. 
Ein Meilenstein war ausserdem die Einführung 
des fl exiblen Altersrücktritts (FAR) im Jahr 2003. 
Zwar mussten die Bauarbeiter auch dafür jahre-
lang kämpfen. Doch kaum war die Rente mit 60 
da, erkannte auch der SBV, dass davon die ganze 
Branche profi tiert.

Den ersten
LMV handelten
Baumeister und
Gewerkschaften
1938 aus.

SBV heute: Die fetten 
 Jahre sind vorbei
Politisch tickt der Baumeisterverband noch 
 immer stramm freisinnig. Doch eine blosse 
Kampfgemeinschaft der Patrons ist er längst 
nicht mehr, sondern ein Wirtschaftsverband mit 
weitverzweigter Tätigkeit. Mit aktuell 67 Vollzeit-
stellen und einem Vermögen von fast 50 Millio-
nen Franken (exklusive der Schätze seiner Han-
delsgenossenschaft HGC und der rund 70 Mil-
lionen, über die seine Untersektionen verfügen) 
zählt der SBV zu den Elefanten unter den 
 Arbeitgeberverbänden. 

MITGLIEDERSCHWUND. Doch die fetten Jahre 
sind vorbei. Im Rekordjahr 1991 zählte der SBV 
noch 5330 Mitglieder. Dann dezimierte die ein-
setzende Wirtschaftskrise seine Basis stark. 
Und im Bauboom der letzten zwanzig Jahre ge-
lang bloss eine Teilerholung. Heute sind es 
noch 2700 Mitglieder, was gut der Hälfte aller 
Betriebe entspricht. Das Problem: Das Subun-
ternehmertum grassiert, und diese Buden spa-
ren sich die happigen Mitgliederbeiträge lieber. 
Doch die Grossfi rmen halten dem SBV die 
Stange, weshalb er noch immer rund 80 Pro-
zent der Baubeschäftigten abdeckt. (jok)

Dass zwischen Kapital und Arbeit hart 
gerungen wird, bekommt auch diese 
Zeitung immer wieder zu spüren. 

JONAS KOMPOSCH

Wo es um Existentielles geht, wird hart ge-
rungen. Das ist auch zwischen den Baumeis-
tern und den Bauarbeitern so. Und zwischen 
den Baumeistern und der Baugewerkschaft 
Unia. Zu spüren bekommt das immer wieder 
auch diese Zeitung. Vor zwei Wochen erst 
klagte SBV-Sprecher Matthias Engel gegen-
über dem «Blick» sein Leid: Den «aggressiv 

aufgebauten Beiträ-
gen» von work könne 
sein Verband nicht 
viel abgewinnen. We-
niger streng urteilt 
dagegen Engels Chef, 
SBV-Direktor Bene-
dikt Koch. Im Oktober 

gratulierte er der Gewerkschaftszeitung zum 
20-Jahr-Jubiläum und schickte diplomatisch-
freundliche Grüsse: «Das work ist für mich 
eine interessante Informationsquelle, um zu 
entdecken, wie unterschiedlich die Arbeits-
welt betrachtet werden kann.» Doch nun hat 
Direktor Koch beim SBV gekündigt und über-
gibt den Chefsessel auf den 1. Juni an Bern-
hard Salzmann.

SCHRILLE TÖNE. Der Walliser war zuvor 
 unter dem rechtsfreisinnigen Hans-Ulrich 
 Bigler Chefkommunikator beim Gewerbever-
band und befeuerte als solcher die SVP-Kam-
pagne gegen die Radio- und Fernsehgebüh-
ren der vermeintlich linken «Staatssender». 
Wird Salzmann nun also auch im neuen Job 
schrille Töne anstimmen? Anzeichen dafür 
gibt es. Der Walliser Baumeisterverband 
etwa kritisiert die SBV-Spitze scharf. Dort 
würden realitätsferne und dogmatische 
«Technokraten» herrschen, die «eher gegen 
eine Gewerkschaft als für das Wohlergehen 
der Arbeitnehmer und der Unternehmen» 
kämpften. Wenig später machte work publik, 
dass fast zeitgleich vier von sieben SBV-Ge-
schäftsleitungsmitgliedern ihre Posten räu-
men: politische Lämpen beim Baumeisterver-
band? Davon wollte Salzmann allerdings 
nichts wissen. Mit internen Querelen habe 
das nichts zu tun, sagte er auf Anfrage. Sicher 
ist damit zumindest so viel: Die Kommunika-
tionskanäle zwischen dem SBV und work 
sind intakt. Das war nicht immer so.

SONNTAGSCHRIST. Im Sommer 2007 hatte 
der SBV einseitig den Landesmantelvertrag 
aufgekündigt, den Gesamtarbeitsvertrag 
(GAV) auf dem Bau. Es war die Tat des dama-
ligen Präsidenten Werner Messmer. Dem 
Thurgauer Hardliner, FDP-Nationalrat und ul-
trafrommen Freikirchler war es gelungen, 
die rückwärtsgewandten unter den Meistern, 
oft Kleinunternehmer, gegen die Aufge-
schlosseneren und Grossen aufzubringen. So 

stärkte Messmer den rechten SBV-Flügel. Die-
ser wurde etwa vom damaligen SVP-Stände-
rat This Jenny vertreten, der meinte: «Von mir 
aus kann man nicht nur den 1. Mai abschaf-
fen, sondern auch mit den Gewerkschaften 
aufhören.» Auf die LMV-Kündigung reagierte 
work natürlich prompt, hievte Messmer auf 
die Frontseite und titelte biblisch: «Du sollst 
den GAV nicht töten!» Chefredaktorin Marie-
Josée Kuhn kommentierte, das LMV-Kübeln 
sei nicht gerade christlich. Schon die Apostel 
Jesu hätten schliesslich alles miteinander ge-
teilt. Diese zentrale christliche Botschaft 
könne einer, der als Bibeltreuer glaubwürdig 
sein wolle, nicht missachten. «Ausser, er ist 
nur am Sonntag ein Christ. Und werktags ein 
Kapitalist.» Eingeschnappt verweigerte Mess-
mer dem frechen Büezerblatt fortan jeden 
Kommentar. Geradezu heilig sind im Ver-
gleich dazu die aktuellen Sticheleien.

SBV und work:

Wo die Fetzen
fl iegen

Ex-SBV-Chef
Messmer
weigerte sich,
mit work zu
reden.

BIBLISCH: work-
Titelseite nach der 
GAV-Kündigung durch 
die Baumeister 2007. 
FOTO: WORK

DER EWIGE LARDI: Seit sieben Jahren führt Bauunternehmer und FDP-Mann Gian-Luca Lardi (in der Mitte) den Schweizerischen Baumeisterverband (SBV). 
Gerne geschniegelt und fl ankiert vom SBV-Zentralvorstand, wie hier in seinem ersten Amtsjahr 2015. FOTO: SBV
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Der neoliberale  
Präsident Macron darf 
weitere fünf Jahre ran. 
Dicht verfolgt von  
Marine Le Pen. Auf 
Frankreich kommen 
heisse Zeiten zu.
OLIVER FAHRNI, MARSEILLE

Türen wurden verrammelt, Fenster 
mit Bretterverschlägen geschützt. In 
Vereinslokalen legte man letzte Hand 
an Notfallpläne und organisierte Te-
lefonketten. Zwei Ärztinnen standen 
bereit. Kleine Gruppen begannen, 
Wachrunden zu schieben, in den hö-
heren Etagen hielten Spähende Aus-
schau. 

Gegen Abend des 24. April leer-
ten sich die Strassen: Marseilles Nord-
quartiere befürchteten einen Wahl-
sieg der Rechtsextremistin Marine 
Le Pen und die Saubannerzüge von 
feiernden faschistischen Schläger-
trupps. Hier haben die Leute lange Er-
fahrung mit rassistischen Morden 
und mit den Übergriffen einer rassis-
tisch verseuchten Polizei. 

Als um 20 Uhr das Bild von Präsi-
dent Emmanuel Macron auf den TV-
Schirmen erschien, atmeten die Men-
schen auf. Macron mag man zwar 
auch nicht, Marseille wählt links, ein 
Bollwerk des Zusammenlebens in der 
Region Sud, die sich stramm rechts 
orientiert. Doch immerhin war Le 
Pen erst einmal geschlagen. 

SPIEL MIT DEM FEUER
Exakt um 20 Uhr 01 dann starteten in 
zwei Dutzend Städten Demonstratio-
nen gegen den Plan des Präsidenten, 
den sozialen Abbau jetzt noch zu be-
schleunigen. Etwa mit einer harten 
Erhöhung des Rentenalters (notfalls 
unter Ausschaltung des Parlaments). 
Macron ahnt wohl, dass er sich beei-
len muss. In sieben Wochen stehen 
nationale Parlamentswahlen an. 
Auch dem Präsidenten ist klar, dass er 
keine Mehrheit im Lande hat. Viele, 
die für Macron eingelegt haben, woll-
ten nicht ihn, sondern bloss Le Pen 
verhindern. 

13 Millionen Stimmberechtigte 
gingen erst gar nicht zur Urne, mehr 

als 2 Millionen legten aus Protest leer 
ein. Auf einem Wahlzettel stand «Ma-
rine Macron». Für seine Wiederwahl 
hatte der Präsident das Spiel mit dem 
Feuer riskiert. Systematisch stärkte er 
die Kandidatin Le Pen, um ein Duell 
mit Jean-Luc Mélenchon, dem Kandi-
daten der Linken, zu verhindern. Mé-

lenchon 
plädiert 
für einen 
rabiaten 
Bruch 
mit dem 

neoliberalen Kapitalismus Macrons – 
ein gefährlicher Gegner für den «Prä-
sidenten der Reichen». Also wucherte 
Macron mit sämtlichen Themen der 
Rechten, von Migration über Islam bis 
Sicherheit. So banalisierte Macron das 
brutale Programm von Le Pens Partei 
Rassemblement national, obschon er 
wusste, dass ein Wahlsieg Le Pens «ei-
nen Bürgerkrieg entfesseln» müsste, 

wie er bei der einzigen TV-Wahlde-
batte einräumte. 

ZERRISSENES FRANKREICH
Auch in Berlin und Brüssel wurde die 
Wiederwahl Macrons mit Seufzern 
der Erleichterung quittiert. An einer 
Präsidentin Marine Le Pen wäre Eu-
ropa zerbrochen. Le Pen will die Euro-
päische Union aufmischen: mit russi-
schem Geld, im Bündnis mit ihrem 
ungarischen Mentor Viktor Orbán 
und anderen osteuropäischen Rech-
ten, mit der deutschen AfD und den 
Neofaschisten von den Fratelli d’Italia. 

Ein «Frexit» auf Raten war ange-
sagt. Hunderttausende von Migran-
tinnen und Migranten wollte Le Pen 
aus Job und Land werfen und Zehn-
tausende «Papierfranzosen» aus So
zialwohnungen und Versicherung. 
«Nationale Präferenz» nennt sie das. 
Exakt das Gegenteil der europäi-
schen Idee.

Noch als sich Macron unter dem 
Eiffelturm als Retter Europas feiern 
liess, schlich sich Beklemmung in die 
Erleichterung. Denn Le Pen hatte seit 
2017 mehr als zwei Millionen Stim-
men zugelegt. Heute sind bereits 
42  Prozent der Wählerinnen und 
Wähler Frankreichs bereit, sich von 
einer kaum getarnten Neofaschistin 
regieren zu lassen. 

Macrons rabiater Sozialabbau, 
die extreme Bereicherung der bereits 
Reichsten und der Aktionäre und die 
massive Repression aller Proteste ha-
ben Frankreich zerrissen. Seine Poli-
zei hat in fünf Jahren 24 000 Demons-
trierende verletzt, 3500 davon 
schwer. Das haben die Strassenärztin-
nen und -ärzte, die «Streetmedics», 
gezählt. So öffnet Macrons Politik 
den Rechtsextremen einen breiten 
Boulevard an die Macht. Wenn nicht 
heute, dann 2027 bei der nächsten 
Präsidentschaftswahl.

Auf einem Wahl-
zettel stand 
«Marine Macron».

Frankreichs Volksmund verspottet die 
Abgeordneten der Nationalversamm-
lung gerne als «Playmobile». Das spielt 
darauf an, dass Präsident Emmanuel 
Macron die Volksvertreterinnen und 
-vertreter nach Belieben umher-
schiebt. Das Parlament ist zur macht-
losen Registrierkammer verkommen. 

RECHTS UND RECHTSAUSSEN. Die 
linke Union populaire (UP) will dies 
nun ändern. Sie sucht eine aktive 
Mehrheit zu gewinnen. Mitte Juni 
wird das neue Parlament gewählt. In 
der Regel bekommt der Präsident da-
bei fast mechanisch eine Mehrheit. 
Das ist dem Wahlmodus geschuldet: 
So werden die 577 Abgeordneten 
nicht proportional nach Partei-
enstärke gewählt, sondern nach dem 
Majorzprinzip in 577 Einer-Wahlkrei-
sen. Nur, diesmal liegen die Dinge 
etwas anders. Die beiden dominieren-
den Parteien seit 1969, die bürgerlich-
rechten «Les Républicains» (LR) und 
die neoliberal gewendeten Sozialde-
mokraten, haben fast jede Bedeutung 
verloren (und die meisten ihrer Mit-

glieder). Neu hat sich die Politik in 
drei Blöcken sortiert. Im Machtblock 
(auch Bloc bourgeois genannt) ver-
sammelt Macron seine Anhängerin-
nen und Anhänger (aus den Pariser 

Eliten), die Republikaner plus die Rest-
bestände der SP und jene Grünen, die 
die soziale Wende der Ökologie ver-
passt haben. Derzeit versucht Macron, 
auch noch die letzten Republikaner 
ins Boot zu holen und die Fraktion 
um den grünen Präsidentschaftskan-
didaten Yannick Jadot zu kapern. Der 
Präsident will sich grünwaschen. 
Wahrscheinlich überleben weder die 
Grünen noch die SP oder die Republi-
kaner diese Wahlen als Parteien.

Rechtsaussen im nationalisti-
schen Block hat ein wüstes Hauen und 
Stechen eingesetzt. Eric Zemmour, un-
terlegener Präsidentschaftskandidat 
und ein knallharter Neofaschist, Lieb-

ling der News-Sender 
und der Pariser Salons, 
will die Chefin des Ras-
semblement natio-
nal, Marine Le Pen, 
stürzen. In einem gif-
tigen Videoauftritt 
nannte er sie eine 
«ewige Verliererin». Be-
reits hat er viele Spit-
zenleute von Le Pen ab-
geworben und auch 
ihre Nichte Marion. 
Problem: Er ist bei der 
klassischen Wähler-
schaft der Rechtsextremen (Tieflöhne-
rinnen und Tieflöhner sowie absin-
kende Mittelklasse in eher ländlichen 
Gebieten) völlig durchgefallen. Ge-
fährlich wäre nur, wenn sich Zem-
mour und  Le Pen zusammenrauften. 

LINKS. Die besten Chancen aber, die 
alte Politlandschaft aufzumischen, 
hat die Union populaire. Sie ist die 
erste ernstzunehmende linke Kraft 
seit vier Jahrzehnten. Nicht nur, weil 
ihr Kandidat Jean-Luc Mélenchon 

jetzt  bei den Prä
sidentschaftswahlen 
22 Prozent geholt 
hat. Die UP hat mit 
einem klar kapitalis-
muskritischen und 
soliden Programm 
die armen Vorstädte 
gewonnen, Marseille 
und andere grössere 
Städte, und sie hat 
den Rechtsextremen 
jene Arbeiterkreise 
wieder abgenom-
men, die von der KP 

zu Le Pen gewechselt hatten. Zudem 
ist es der UP gelungen, in einem Schat-
tenparlament ein breites gesellschaft-
liches Bündnis zu bauen. Es reicht von 
der brillanten Philosophin Barbara 
Stiegler über die Klimajugend und Ge-
werkschafter und Gewerkschafterin-
nen bis zu Rachel Kéké. Die Zimmer-
frau Kéké hat den 22 Monate langen, 
erfolgreichen Streik in einem Pariser 
Hotel angeführt (work berichtete). 
Jetzt will sie für die UP in die National-
versammlung. �  OLIVER FAHRNI

Im Juni sind in Frankreich schon wieder Wahlen:  
Rachel Kéké gegen den Bürgerblock

MACRON MÖGEN SIE NICHT: Protest gegen die Wiederwahl von Präsident Emmanuel Macron auf der Place de la République  
in Frankreichs Hauptstadt Paris.  FOTO: GETTY

Die Linkspartei UP hat 
die besten Chancen, 
die Politik aufzumischen.

RACHEL KÉKÉ: Die Zimmer-
frau kandidiert für die 
Nationalversammlung.

Royale Vermögen:
König Felipe 
lässt die  
Hosen runter
Glaubt man Felipe von 
Spanien, ist er der totale 
Habenichts unter den 
Royals. Zeit für einen 
königlichen Kassensturz!

JONAS KOMPOSCH

Das Leben der Adligen ist kein 
leichtes. Paparazzi lauern an je-
der Ecke. Und die Presse tippt 
schon die nächste Skandalge-
schichte. Darum wagt König Fe-
lipe VI. von Spanien jetzt den Be-
freiungsschlag. Mit einer Trans-
parenz-Offensive will er «die 
Krone modernisieren». Sein ers-
ter Streich: Offenlegung seines 
Privatvermögens. Über 2,75 Mil-

lionen Euro will der Reformkö-
nig verfügen. Unter den 44 Mon-
archen dieser Welt wäre er damit 
quasi ein Habenichts. Zum Ver-
gleich: Sein Vater Juan Carlos I. 
fand auf seinem Schweizer 
Konto allein im Jahr 2008 ein 
Überraschungsgeschenk von 100 
Millionen Dollar. Die «kleine» 

Freundschaftsgeste stammte 
vom damaligen Saudi-König Ab-
dullah ibn Abd al-Aziz. Doch weil 
Papa Juan mit dem Zustupf nicht 
nur auf Elefantenjagd ging, son-
dern auch seine deutsche Freun-
din Corinna zu Sayn-Wittgen-
stein-Sayn beglückte, begannen 
im Nu die Korruptionsgerüchte. 
Dann ermittelte die Genfer 
Staatsanwaltschaft wegen Geld-
wäsche. Und in Spanien tobte 
das Volk und schickte den Alten 
in die Wüste. Seither schmollt 
Juan in den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten. Der dortige 
Emir von Abu Dhabi übrigens ist 
mit 15 Milliarden Dollar bloss 
der viertreichste Gekrönte der 
Welt. Doppelt so viel Geld besitzt 
der reichste König: Maha Vajira-
longkorn aus Thailand. Das zu-
mindest weiss das Magazin «Busi-
ness Insider» zu berichten.

MEGXIT. In Europa, wo sich noch 
zwölf Volkswirtschaften ein Kö-
nigshaus leisten, ist Grossherzog 
Henri von Luxemburg am besten 
betucht. 4 Milliarden Dollar 
nennt er sein Eigen. Doch auf 
den Geldbergen ausruhen darf 
auch er sich nicht. Denn Fürst 
Hans-Adam II. von und zu Liech-
tenstein ist ihm mit 3,5 Milliar-
den dicht auf den Fersen. Und 
dessen LGT-Bank generiert stetig 
neue Einkünfte. Auf der Reichs-
tenliste sind ausser Queen Elisa-
beth II. Frauen nicht zu finden. 

Eine jedoch soll die Palast-
revolution versucht haben: Her-
zogin Meghan von Sussex! Laut 
den «Palace Papers», einem 
brandneuen Enthüllungsreport 
aus dem Hause Windsor, soll 
Meghan auf die royalen Schätze 
geschielt haben. Wer könnte es 
ihr verdenken: Das britische Kö-
nigshaus soll über 23,5 Milliar-
den Euro wert sein! Doch letzt-
lich wollte Meghan von der Blau-
blutsippe doch nichts mehr wis-
sen und machte den «Megxit». 
Wann folgt der globale «Rexit»?

Wann folgt endlich 
der globale Rexit?

«ARMER KÖNIG»: Felipe VI.  
von Spanien.  FOTO: KEYSTONE

Nach der Präsidentschaftswahl ist vor der Parlamentswahl

Emmanuel Macron hat keine  
Mehrheit in Frankreich
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Diese Abstimmung ist die 
humanitär wichtigste in 
diesem Jahr: Die EU will ihre 
Grenzschutzagentur Frontex 
massiv aufrüsten. Auch die 
Schweiz müsste noch mehr 
bezahlen. Nicht mit uns! 
sagen die Gewerkschaften.
CLEMENS STUDER

Frontex ist die Grenzschutzagentur der Europäi-
schen Union. Sie wurde 2005 gegründet. Seither 
ist ihr Budget von 6 Millionen Euro um 7000 Pro-
zent gestiegen und soll weiter massiv steigen 
(siehe Abschnitt: Was plant die EU?).

Hauptsächlich ist die Frontex aktiv bei der 
Abwehr «irregulär» Geflüchteter. Bei EU-weiten 
Ausschaffungen. Und bei der Hochrüstung von 

lokalen Grenzwach-
truppen. Dabei be-
schränkt sich die 
Frontex unterdes-
sen nicht mehr auf 
die Schengen-Aus-
sengrenzen, son-
dern operiert auch 
in Drittstaaten. 

Dort nimmt die Frontex auch Menschenrechts-
verletzungen billigend in Kauf. So zum Beispiel 
durch die libysche Küstenwache. Dieser hilft die 
Frontex, Flüchtlingsboote zurück nach Libyen zu 
treiben, wo die Geflüchteten unter grauenhaften 
Umständen (über)leben müssen.

Weil so viel Geld im Spiel ist und so wenig 
Kontrolle, ist auch die Korruption im Frontex-Ge-
schäft gross. So sieht es jedenfalls die EU-Anti-Kor-
ruptionsbehörde Olaf. Sie führt aktuell mehrere 
Untersuchungen.

Was plant die EU?
Die Frontex soll zu einem 10 000 Personen star-
ken stehenden Heer ausgebaut werden – ausge-

rüstet mit eigenen Waffen, eigenen Booten, eige-
nen Flugzeugen und eigenen Drohnen. Während 
das Frontex-Budget 2005 noch 6 Millionen Euro 
betrug, soll es bis 2027 auf 5,6 Milliarden Fran-
ken steigen. Wegen der Korruptionsskandale und 
der aufgeflogenen systematischen Menschen-
rechtsverletzungen hat das Europäische Parla-
ment derzeit einen Teil des Frontex-Budgets 
gesperrt.

Warum bezahlt die Schweiz mit?
2004 hat die Schweiz das Schengen-Abkommen ra-
tifiziert – seit Dezember 2008 entfallen die Perso-
nenkontrollen an den Grenzen zu den anderen 
Schengen-Ländern. Die Schweiz profitiert als 
Schengen-Mitglied von den unmenschlichen Fron-
tex-Einsätzen. Denn als Land, das nur auf den Flug-
häfen Schengen-Aussengrenzen hat, wird sie von 
der Frontex vor Geflüchteten «mitgeschützt». Das 
will sie sich – für einmal nicht geizig mit Geld für 
die EU – auch etwas kosten lassen. Konkret: Bis 
2027 sollen jährlich 61 Millionen Franken an die 
EU für Frontex überwiesen werden. 2021 waren es 
24 Millionen Franken.

Was ist das Schengen-Abkommen?
Vereinfacht: Innerhalb der EU und der Schengen-
Länder, die nicht EU-Mitglieder sind, gibt es 
keine systematischen Personenkontrollen an den 
Grenzen mehr. Dafür werden die Schengen-Aus-
sengrenzen noch schärfer und militarisierter kon-
trolliert. Europa ist eine Festung. Die Abschot-
tungspolitik der EU kostete seit 1993 über 44 000 
Menschenleben.

Fällt die Personenfreizügigkeit?
Das ist eine Behauptung der Frontex-Anhänger. 
Eine ziemlich leere allerdings. Zwar sind Schengen 
und die Personenfreizügigkeit eng miteinander 
verbunden, aber zwei unterschiedliche sogenannte 
Rechtsakte. Unter anderem darum wirkt keine 
«Guillotine-Klausel», die besagt, wenn das eine 
fällt, fällt alles andere automatisch. Das hat unter 
anderem Rainer J. Schweizer, emeritierter Europa-

rechtsprofessor der Universität St. Gallen, in der 
NZZ klargestellt. Nachzulesen online unter: re-
brand.ly/schweizerfrontex. Ein Nein zu noch mehr 
Schweizer Frontex-Milliarden für den Frontex-Aus-
bau ist also nicht automatisch das Ende der 
Schweizer Schengen-Mitgliedschaft – und auch 
nicht der Personenfreizügigkeit. Oder, wie es Pro-
fessor Schweizer sagt: Das Frontex-Referendum «ist 
kein Spiel mit dem Feuer».

Wer will mehr Frontex-Millionen?
SVP, FDP CVP und die rechten Grünen der GLP. Die 
Operation Libero, die unterdessen zur faktischen 
GLP-Vorfeldorganisation geworden ist, kämpft an 
vorderster Front für die zusätzlichen Frontex-Mil-
lionen. Übrigens mit einem besonders zynischen 
Sujet: einem rettenden Handschlag – wo es doch 
gerade um das Gegenteil geht: das Zurückstossen 
von Fliehenden zu Lande und zu Wasser.

Wer ist dagegen?
Die SGB-Gewerkschaften, die fortschrittlichen Par-
teien, Hilfswerke, religiöse Kreise und unzählige 
Organisationen der Asylbewegung und der Zivilge-
sellschaft.

Was geschieht bei einem Ja?
Die Schweiz bezahlt noch mehr Millionen für men-
schenunwürdige und teilweise tödliche Aktionen 
an den Schengen-Grenzen.

Was geschieht bei einem Nein?
Eine Untersuchungskommission des EU-Parla-
ments hat 2021 in einer Anhörung massive Men-
schenrechtsverstösse durch die Frontex feststellt. 
Das Parlament hält deshalb einen Teil des Bud-
gets zurück und will klarere Regeln und eine bes-
sere Kontrolle der Frontex-Einsätze. Ein Schwei-
zer Nein zu noch mehr Frontex-Millionen würde 
diese Position stärken. Und ganz generell klarma-
chen, dass die Mehrheit in diesem Land nicht be-
reit ist, mehr zu bezahlen für noch mehr Men-
schenrechtsverletzungen.

Abstimmung am 15. Mai: Ein Nein zur Frontex-Vorlage gefährdet nicht 
die Personenfreizügigkeit. 

Noch mehr Millionen für die 
EU-Grenzschutzagentur?

«Lex Netflix»

Ja zum 
Filmgesetz!
Netflix & Co. sollen  
die Schweizer Film-  
und Serienproduktion 
unterstützen.
CLEMENS STUDER

Streamingdienste sollen nicht 
nur kassieren, sondern auch in-
vestieren. Das will das revidierte 
Filmgesetz. Doch rechte Jungpar-
teien haben dagegen das Referen-
dum ergriffen. Am 15. Mai stim-
men wir ab.

DARUM GEHT ES: Mit dem abgeän-
derten Filmgesetz sollen Strea-
mingdienste wie Netflix ver

pflichtet wer-
den, sich mit 
4 Prozent ih-
res in der 
Schweiz ge-
machten Um-
satzes an ein-
heimischen 
Film- und Se-

rienproduktionen zu beteiligen 
oder die Filmförderung zu unter-
stützen. Ausserdem sollen min-
destens 30 Prozent des Streaming-

Angebotes aus europäischer Pro-
duktion stammen. Ähnliches gilt 
bereits heute für Schweizer TV-
Sender oder Schweizer Ableger 
von ausländischen TV-Konzernen. 
Eine Mindestquote für Schweizer 
Produktionen steht nicht im Ge-
setz. Kommt das Gesetz durch, 
rechnen Expertinnen und Exper-
ten mit Abgaben in der Höhe von 
18 Millionen Franken jährlich.

IST DAS EINE NEUE STEUER? Nein! 
Auch wenn die Gegnerinnen und 
Gegner des Gesetzes das hartnä-
ckig behaupten.

WERDEN NETFLIX & CO. DANN TEU-
RER? Nicht wegen des neuen 
Filmgesetzes. Netflix zum Beispiel 
verlangt bereits heute in der 
Schweiz die höchsten Preise welt-
weit. Erst im Januar wurden die 
Schweizer Abopreise erneut an
gehoben. Zentral ist: Es kommen 
auf  die Streaming-Dienste keine 
neuen Ausgaben zu. Einzig die In-
vestitionen müssen leicht umge-
schichtet werden.

WER IST GEGEN DAS FILMGESETZ? 
Das Referendum ergriffen haben 
die Juniorenabteilungen von SVP, 
FDP und GLP. Auch die Schweizer 
Privatsender sind dagegen: sie 
müssen zwar bereits heute die  
4 Prozent in die Schweizer Film-
produktion investieren. Konnten 
aber bisher mit Werbeplatz bezah-
len. Konkret: Zwischen billig ein-
gekauften Uralt-Serien und Dauer-
werbesendungen konnten sie 
Spots für Schweizer Filme schal-
ten und mussten dann nichts be-
zahlen. Die Nein-Parolen vertreten 
unter anderem auch FDP und SVP, 
der Gewerbeverband und das wirt-
schaftsfinanzierte rechte Konsu-
mentenforum.

WER IST DAFÜR? Die Gewerkschaf-
ten, SP, Grüne, Mitte und GLP. Und 
unter anderen die Verbände 
der Filmproduktionsbranche, der 
Dachverband der Kulturschaffen-
den (Suisseculture), die Urheber-
genossenschaft Suisa.

Bis 2027 soll die 
Schweiz ganze 
61 Millionen für 
die Frontex 
zahlen. Jährlich!

GEFÄHRLICHE FLUCHT: Mehr als 44 000 Menschen sind in den letzten 30 Jahren an den EU-Aussengrenzen gestorben.  FOTO: KEYSTONE

Wegen des 
Filmgesetzes 
werden 
Netflix & Co. 
nicht teurer.

FILMGESETZ: Mehr Geld für 
Schweizer Produktionen wie die 
Erfolgsserie «Tschugger».  FOTO: SRF
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Zeichner und Kriegsgegner Grosz: Ausstellung zum richtigen Zeitpunkt

Bilder gegen 
die Dummheit 
der Machthaber
George Grosz (1893 bis 
1959) war einer der 
 berühmtesten Künstler 
der klassischen Moderne 
Deutschlands. Trotzdem 
blieb er aufgrund seines 
politischen Engagements 
im Abseits. Und er bleibt 
es auch heute noch.
MICHAEL STÖTZEL

Eine Ausstellung von Zeichnungen des 
Malers, Karikaturisten, Antimilitaris-
ten und Antikapitalisten George Grosz 

gerade zu ei-
nem Zeitpunkt, 
an dem Russ-
lands Putin den 
Krieg nach Eu-
ropa zurückge-
bracht hat. So 
passend es ist, 

es bleibt ein Zufall. Denn die Ge-
schichte folgt keinem Drehbuch. Aber 
es gibt Geschichten zu erzählen, die 
eine Katastrophe ankündigen können. 

Grosz hat das getan mit seinen 
Zeichnungen, seinen Aquarellen, sei-
nen Karikaturen. Als Chronist der 
1920er Jahre stand er ganz unter dem 
Eindruck des Ersten Weltkriegs und sei-
ner Folgen. So wurden die Nachkriegs-
jahre in seinen Arbeiten sehr bald die 
Vorkriegsjahre des Zweiten Weltkriegs.

Er erlangte in Berlin Berühmtheit, 
weil er seine Zeichnungen «für ein gutes 
Instrument im Kampf gegen das 
 derzeitige Mittelalter (…) gegen die 
Dummheit und willkürliche Brutalität 
der derzeitigen Machthaber» hielt. Viel-
leicht aber auch, obwohl er das tat. Er 
zeichnete und malte einerseits Kriegs-
krüppel, Randständige und Prostituierte 
in den Strassen und Kneipen und ande-
rerseits die «Stützen der Gesellschaft»: 
kriegslüsterne Generale, fette Bürger, 
Professoren und Kleriker. Er fertigte ta-

gesaktuelle, beissende Karikaturen, die 
ihm einen Teil seines Lebensunterhalts 
einbrachten. Und er begleitete immer 
wieder mit offensichtlicher Begeiste-
rung die Aktionen der Kommunistin-
nen und Kommunisten, auch wenn er 
selbst die KPD 1923 nach einem Besuch 
der Sowjetunion wieder verliess, weil 
ihm ihre Politik zu diktatorisch war.

REPUBLIKANISCHER GEDANKE
Auffälliger Mittelpunkt der 45 in Zü-
rich ausgestellten Werke aus dem Nach-
lass sind drei teils kolorierte Zeichnun-
gen mit Variationen. Da ist die – 1923 
entstandene – Flucht Wilhelms II., der 
sich nach seinem Sturz (1918) mit 59 
Güterwagen voller Kostbarkeiten ins 
niederländische Dorn absetzte. Grosz’ 
Titel: «Haltet ihn!». Unter den Armen 
schleppt der letzte deutsche Kaiser 
zwei Säcke mit Geld. Eine mächtige 
Hand packt ihn am Kragen, in einer 
Bild-Variation ist es die Hand der Kom-
munistischen Partei. Ein bettelnder 
Kriegsversehrter hockt als Beobachter 
am Rand des Blattes.

Dann ebenfalls von 1923 ein Box-
kampf zwischen einem Arbeiter und 
dem deutschen Generalstabschef Hans 
von Seeckt, der im Oktober 1923 einen 
kommunistischen Aufstand im ostdeut-
schen Sachsen niederknüppeln liess und 
ein zeitweiliges Verbot der KP verfügte. 
Neben dem Entwurf eines Plakats für die 
KP ist auch das Plakat selbst zu sehen, 
die Leihgabe eines Zürcher Sammlers. 
Von Seeckt ist ordensgeschmückt und 
trägt auch während des Kampfes sein 
charakteristisches Monokel. Die martia-
lische Plakatparole: «Schlagt tot».

Schliesslich das 1925 entstandene 
karikaturhafte Aquarell «Der Sieg des 
republikanischen Gedankens». Ihn ver-
körpern drei Sozialdemokraten, der 
deutsche Reichstagspräsident Paul 
Löbe, der zeitweilige deutsche Reichs-
wehrminister und Kommunistenfres-
ser Gustav Noske sowie Reichspräsident 
Friedrich Ebert. Gemeinsam schieben 

und stützen sie den längst vergreisten 
Helden des Ersten Weltkriegs, Feldmar-
schall Paul von Hindenburg, als Nach-
folge Eberts auf den Präsidentenstuhl.

ZEITIDEEN
Eine auf den ersten Blick unscheinbare 
kleine Bleistiftzeichnung von 1930 ver-
deutlicht schliesslich die Brillanz von 
Grosz in der Analyse gesellschaftlicher 
Bedrohungen. Betitelt mit «Zeitideen», 
hängen eine Faust, Hammer und Sichel 
an seidendünnen Fäden. Daneben 
steht kraftstrotzend das faschistische 
Rutenbündel. Und am Boden liegt im 
Staub die Malerpalette.

Als hätte Grosz vorausgesehen, 
was auf ihn zukommen sollte. Nur Tage 
vor dem Reichstagsbrand vom 28. Fe-
bruar 1933 zog er mit seiner Familie in 
die USA. So entkam er dem Nazikom-
mando, das nur noch seine Wohnung 
und sein Atelier verwüsten konnte. 
Grosz wurde ausgebürgert, seine Arbei-
ten wurden aus den Museen verbannt, 
viele endeten als «entartete Kunst» im 
Feuer.

Als er 1959 aus seinem US-ameri-
kanischen Exil wieder nach Berlin zu-
rückkehrte, wurde er mit Pomp emp-

fangen. Dank 
ihm wollte die 
Frontstadt des 
Kalten Krieges 
wieder zur Kul-
turmetropole 
erwachen. Er 

hielt es in der alten Heimat nur wenige 
Wochen aus, dann soff sich der 66jäh-
rige zu Tode.

«HALTET IHN!»: Grosz’ Darstellung Wilhelms II., der sich nach 
seinem Sturz (1918) mit 59 Güterwagen voller Kostbarkeiten ins 
niederländische Dorn absetzte. FOTO: ZVG

George Grosz
malte Kriegs-
krüppel, Rand-
ständige und
Prostituierte  …

Grosz: Ausstellung 
in Zürich
Zeichnungen von George Grosz. Galerie 
Meridian, Kirchgasse 30, 8001 Zürich. 
Bis 30. April. Ab 11. Mai im Roten 
 Antiquariat, Birmensdorferstrasse 107, 
8003 Zürich. Finissage am 16. Juni. 

…  aber auch
kriegs lüsterne
Generale und
fette Bürger.

la suisse
existe

Jean Ziegler

PUTIN VOR GERICHT!
Kofi  Annan war von 1997 bis 2006 Generalsekre-
tär der Uno. Er hatte einen trockenen Humor. 
Einmal sagte er: «Töte einen Menschen, und du 
kommst ins Gefängnis. Bring zehn Menschen um, 
und du kommst in eine psychiatrische Anstalt. 
Ermorde zehntausend Menschen, und du wirst zu 

einer Friedenskon-
ferenz eingeladen.»
Das Statut von Rom, 
das die Grundlage für 
die Schaffung des 

Internationalen Strafgerichtshofs bildet, wurde 
am 17. Juli 1998 unterzeichnet. Das Gericht ver-
folgt weltweit Verbrechen gegen die Menschlich-
keit, Kriegsverbrechen und Völkermord. Es soll 
den sarkastischen Ausspruch von Kofi  Annan 
widerlegen.
Wie Millionen anderer Europäerinnen und Euro-
päer sitze ich seit zwei Monaten jeden Abend vor 
meinem alten Fernsehapparat … ohnmächtig 
und erschüttert. Die Bilder aus der Ukraine sind 
fürchterlich.

UNGEBROCHENER WIDERSTAND. In Tschetschenien, 
in Syrien und jetzt in der Ukraine – die Strategie 
Präsident Putins ist immer die gleiche: Seine 
Raketen, Sprengbomben und Artilleriegeschosse 
bombardieren systematisch Häuser, Spitäler, 
Schulen, Wasser- und Elektrizitäts werke, Nah-
rungsmittellager. Stets sollen dabei möglichst 
viele Menschen sterben. Denn das Ungeheuer im 
Kreml will die Moral und den Freiheitswillen der 
Zivilbevölkerung brechen. Allerdings geht Putins 
Rechnung bis anhin nicht auf. Der Widerstand 
der Ukrainerinnen und Ukrainer ist ungebrochen.
Der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag 
ist eine mächtige Organisation. Sein jährliches 
Budget: 149 Millionen Euro. Über 900 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Darunter sind viele 
hochkompetente Juristen, Gerichtsmedizinerin-
nen und Polizisten. Die meisten von ihnen sam-
meln jetzt materielle Beweise für russische 
 Greueltaten in der Ukraine. Für jedes Massaker 
wird die vertikale Befehlskette rekonstruiert, von 
Putin über die kommandierenden Offi ziere bis 
zu den mordenden Soldaten. Der Generalstaats-
anwalt in Den Haag hat schon jetzt die Namen 
vieler russischer Mordgesellen im Computer. 
Würde er der Täter habhaft, könnten die Pro-
zesse morgen beginnen.

KEINE UTOPIE. Ist die universelle Gerichtsbarkeit 
eine Utopie? Keineswegs. Die Schlächter im bosni-
schen Srebrenica (1995) – Milošević, Mladić, 
Karadžić – wurden nach Den Haag übergeführt. 
Charles Taylor, der zwischen 1991 und 2000 Zehn-
tausende in Liberia ermorden liess, sitzt nach 
seiner Verurteilung lebenslang in einem briti-
schen Zuchthaus. Ebenfalls zu lebenslanger Haft 
wurden 51 Täter des rwandischen Völkermordes 
von 1994 verurteilt.
Und Putin? Die Geschichte ist unvorhersehbar und 
mysteriös. Wenn morgen die russische Wirtschaft 
zerfällt, wenn die Invasoren am ukrainischen 
Widerstand zerbrechen, dann wird ein Nachfolge-
regime in Moskau den Massenmörder in Hand-
schellen nach Den Haag schicken.
Unsere Aufgabe als Europäerinnen und Euro-
päer ist es, die Sanktionen gegen Russland wei-
ter zu verschärfen und den ukrainischen Solda-
ten effi ziente Waffen zu senden.
Der Tag, an dem Putin in Den Haag ankommt, 
wird ein Freudentag sein.
Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden Ausschusses 
des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. Sein im letzten Jahr im  Verlag 
Bertelsmann (München) erschienenes Buch Die Schande Europas. Von 
Flüchtlingen und Menschenrechten kam jetzt als Taschenbuch mit 
einem neuen, stark erweiterten Vorwort heraus.
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«SCHLAGT TOT»: Boxkampf zwischen einem Arbeiter und 
dem deutschen Generalstabschef Hans von Seeckt, der 1923 
einen kommunistischen Aufstand niederknüppeln liess. FOTO: ZVG

Direkte Unia-Hilfe an ukrainische Kolleginnen und Kollegen 

6 Tonnen Lebensmittel und 
2000 Zahnbürsten

Gewerkschaftliche 
 Solidarität in  Zeiten 
des Krieges: Die 
Unia unterstützt den 
 Gewerkschaftsbund 
im ukrainischen Lwiw 
direkt. Ein erster 
Hilfsgüter-Transport 
ist angekommen. 

CLEMENS STUDER

Die Anfrage kam am 10. März zur Unia, 
über die Internationale Gewerkschaft 
der Nahrungsmittelarbeitenden IUF. Da-
rin bat der regionale Gewerkschafts-
bund von Lwiw um Hilfsgüter und fi -
nanzielle Unterstützung. Lwiw (deutsch: 
Lemberg) ist die siebtgrösste Stadt der 
Ukraine und liegt im Westen des Lan-
des, nahe bei der polnischen Grenze. In 
die Region Lwiw fl ohen nach dem rus-
sischen Überfall auf die Ukraine viele 
Menschen aus östlicheren Landesteilen, 
weil diese unter russischem Dauerfeuer 
stehen. Der Gewerkschaftsbund Lwiw 
engagiert sich in der Flüchtlingsbetreu-
ung. Unter anderem versorgt er auch die 

Tausende von Gefl ohenen, die im Fuss-
ballstadion der Stadt Unterkunft gefun-
den haben. Die Aufgabe ist enorm und 
der Bedarf an Hilfe auch. Es fehlt an vie-
len Ecken und Enden.

EGGHÖLZLI–LWIW 
Die Anfrage der Lwiwer Kolleginnen und 
Kollegen war dringlich und detailliert. 
Hans Hartmann vom Unia-Präsidial-
sekretariat sagt: «Wir haben entschie-
den, neben unserem Engagement via das 
gewerkschaftsnahe Hilfswerk Solidar 
 Suisse und den Europäischen Gewerk-
schaftsbund auch direkte Hilfe von Ge-
werkschaft zu Gewerkschaft zu leisten.»

Nach einigen weiteren Abklärun-
gen des Bedarfs, der Beschaffungsmög-
lichkeiten und der logistischen Anfor-
derungen stand der erste Transport. 
Auch dank der Hilfe verschiedener Fir-
men, die die Unia-Sammlung grosszü-
gig unterstützten.

Er umfasst 6 Tonnen an Lebensmit-
teln, einige Tonnen Zucker von der 
Schweizer Zucker AG, 1500 Powerbanks, 
60 Taschenlampen, 2000 Zahnbürsten 
und Hygieneartikel. 

Am 22. April wurde ein LKW der 
Basler Firma Alliance Transport AG am 
Hauptsitz der Unia im Berner Egghölzli 
mit den Hilfsgütern beladen. Am Mitt-

woch (Redaktionsschluss dieser Aus-
gabe) traf er in einem Lager nahe der 
 ukrainischen Grenze ein. Am Erschei-
nungstag dieser Ausgabe werden die 

Güter in Lwiw sein und an die Gefl üch-
teten verteilt, wie Oleg Dolinski, der 
beim Lwiwer Gewerkschaftsbund für 
die Koordination zuständig ist, kurz vor 
Redaktionsschluss meldete. 

ZUSÄTZLICHE MEDIKAMENTE
In den nächsten Tagen werden jetzt 
noch dringend benötigte Medikamente 
durch die Freudenberg-Apotheke in 
Bern für den Transport nach Lwiw bereit-
gestellt. Sie haben es aus technischen 
Gründen nicht auf den ersten Unia-
Transport in die Ukraine geschafft. 
Voraussichtlich werden sie mit einem 
Transport des Österreichischen Gewerk-
schaftsbunds (ÖGB) Richtung Ukraine 
gebracht. Der ÖGB ist wie zahlreiche an-
dere europäischen Gewerkschaftsbünde 
sehr engagiert in der Ukraine-Hilfe.

Nationalratspräsidentin 
Irène Kälin: «Auf der 
Seite des Völkerrechts»
Ruslan Stefantschuk ist Präsident des 
ukrainischen Parlaments. Und er hat seine 
Schweizer Amtskollegin Irène Kälin (Grüne) 
eingeladen. So reiste die höchste Schweize-
rin, begleitet von SP-Fraktionschef und 
Nationalrat Roger Nordmann, den National-
räten Nik Gugger (EVP) und Yves Nidegger 
(SVP), in die Ukraine. Mit gereist ist auch 
Claude Wild, der Schweizer Botschafter in 
der Ukraine.

Kälin und ihre Delegation besuchten Kiew 
und umliegende Städte, in denen nach der 
Vertreibung der russischen Truppen Massen-
gräber entdeckt worden sind. Einem «Blick»-
Reporter, der sie begleitete, sagte Kälin: 
«Nebst all dem wahnsinnigen Leid ist es 
sehr schön, den unglaublichen, bemerkens-
werten Mut der Ukrainerinnen und Ukrainer 
zu sehen.» Und: «Es ist Aufgabe der 
Schweiz, uns bedingungslos auf die Seite 
des Völkerrechts zu stellen.» Unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit traf Kälin später 
auch den ukrainischen Präsidenten Wolo-
dimir Selenski. 

SCHWERE LAST: Die Unia sendet 6 Tonnen Lebensmittel zu ihren Schwestergewerkschaften in die Ukraine. FOTO: LUCAS DUBUIS

SOLIDARISCHE FIRMA: Chauffeur Hasan hilft beim Beladen. Die Alliance Transport AG sponsert den 
Transport der Güter in die Ukraine. FOTO: LUCAS DUBUIS

TRANSPORTBEREIT: Mehl, Tomaten-Konserven und Pampers sind geladen. FOTO: LUCAS DUBUIS

Die Anfrage der Lwiwer
Kolleginnen und
Kollegen war dringlich
und detailliert.
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IM KRIEGSGEBIET: Nationalratspräsidentin Kälin, hinter ihr Amtskollege Stefantschuk. FOTO: KEY



Die Altersbetreuung ist zum 
Eldorado für skrupellose 
 Managements verkommen, auf 
Kosten der Pfl ege bedürftigen. 
Dies zeigt das Beispiel 
von  Orpea in Frankreich. 
RALPH HUG

Das Buch schlug ein wie eine Bombe. Seither ist 
Frankreich in Aufruhr. Denn was Autor Victor 
Castanet in seinem Enthüllungsreport «Les Fos-
soyeurs» (Die Totengräber) zu berichten hat, 
schockt die ganze Nation. Castanet recherchierte 
jahrelang in privaten Alters- und Pfl egeheimen, 
vorab des Konzerns Orpea. Und deckte krasse 
Missstände auf: chronischen Personalmangel, 
manipulierte Stellenpläne, Stress und Arbeits-
druck, Vernachlässigung von Bewohnerinnen 
und Bewohnern bis hin zum vorzeitigen Tod. 
Gleichzeitig erzielen solche Pfl egekonzerne 
Höchstrenditen, schleusen die Gewinne in Steu-
eroasen und prellen den Staat um Milliarden. 

Castanets Panorama ist 
mehr als gruslig. 

Der Aufstieg von Or-
pea (siehe Box) war nur 
möglich dank aggressi-
vem Wachstum, aber vor 
allem dank der Privatisie-
rung. Nach und nach 
stiessen Gemeinden und 
Départements ihre Alters- 
und Pfl egeheime ab. 
Plötzlich fanden sich 
diese unter den Fittichen 

von Privatunternehmen wie Orpea, Korian, 
DomVi oder Colisée wieder. Frankreich wurde 
zum Eldorado der Altersheimkonzerne. Und 
diese breiten sich nun in ganz Europa aus. 

SYMPTOME VON UNTERERNÄHRUNG 
Autor Castanet sagt, dass die Orientierung am 
Gewinn statt am Wohlergehen der Menschen der 
Treiber aller Missstände sei. Die Unternehmen 
könnten ihre Gewinne nur durch Senkung der 
Personalkosten und Begrenzung des Pfl egeauf-
wands steigern. Je schmaler die Stellenpläne, 
desto mehr fällt fürs Management und das Aktio-
nariat ab. Kapitalismus in der Altersbetreuung – 
das ist ein Systemfehler, macht Castanet klar. 

Orpeas Weg nach oben ist mit Skandalen ge-
pfl astert. Seit 2015 reissen die Berichte über gra-
vierende Pfl egemängel, Vernachlässigung und 
Misshandlung von Seniorinnen und Senioren 
nicht ab. Der Grund sind Kostensenkungen, zu 

wenig Personal und miese Arbeitsbedingungen. 
In einem Heim im Pariser Vorort Neuilly-sur-
Seine lagen Bewohnerinnen und Bewohner stun-
denlang im eigenen Urin, manche hatten Sym-
ptome von Unterernährung und Dehydrierung. 
Das Orpea-Management tat solche Vorkomm-
nisse jeweils als Einzelfälle ab. Oder schob sie, 
wenn sie nicht mehr zu leugnen waren, angeb-
lich unfähigen Pfl egenden in die Schuhe. 

SCHWEIGEGELD
Orpea wollte alles unter dem Deckel halten. So-
gar mit Bestechung: Autor Castanet sollte 15 Mil-
lionen Euro erhalten, falls er sein Buch nicht pu-
bliziere. Doch der Journalist blieb standhaft. Im 
Februar löste er mit seinen Enthüllungen eine 
riesige Diskussion aus. Auch im Wahlkampf: 
Linkskandidat Jean-Luc Mélenchon versprach im 

Fall seiner Wahl 
die Enteignung 
der Pfl egekon-
zerne. Selbst die 
Regierung Ma-
cron, die sonst 

Privatisierungen nach Kräften fördert, musste 
handeln. Sie leitete Untersuchungen gegen 
 Orpea ein. Eine Parlamentskommission zitierte 
Konzernchef Philippe Charrier. Doch der blieb 
viele Antworten schuldig. Die zuständige Minis-
terin Brigitte Bourguignon, eine zur Macron-Par-
tei übergelaufene Sozialistin, prangerte den «pu-
ren Zynismus» der Orpea-Manager an. 

Jetzt befasst sich die Justiz mit Orpea. Dies 
aufgrund von mehreren Strafklagen. Zahlreiche 
Familien werfen dem Konzern Misshandlungen 
und unterlassene Hilfe, teils mit Todesfolge, vor. 
Nahezu 50 Prozent der Covid-Toten lebten in Al-
ters- und Pfl egeheimen. Starben sie auch an Pro-
fi thunger? Zwei Hilfspfl egerinnen klagen gegen 
Orpea, weil sie der Konzern als Festangestellte 
statt als Temporäre ausgegeben habe, um so im 
Heim die Mindestnormen an Pfl egepersonal zu 
umgehen. Auch die drei Gewerkschaften CGT, 
CFDT und FO ziehen den Konzern vor Gericht: Er 
hintertreibe mit gesetzwidrigen Methoden die 
gewerkschaftliche Organisierung. 

Orpea kämpfte verbissen gegen die Gewerk-
schaften. So entliessen die Manager gezielt ge-
werkschaftsnahe Mitarbeitende oder mobbten 
sie weg. Es gibt Vorwürfe wegen manipulierter 
Wahlen in die Betriebskommissionen. Um die 
Gewerkschaften auszubremsen, installierte Or-
pea zudem einen braven, hauseigenen Personal-
verband. Er hört auf den schönfärberischen Na-
men «Regenbogen». Die Mitglieder werden mit 
Privilegien im Betrieb und tiefen Beiträgen gekö-
dert. Orpea liess sogar Mitarbeitende durch Pri-

vatdetektive ausspionieren, um Verbindungen 
zu den Gewerkschaften herauszufi nden. Im Jahr 
2015 versuchte der Konzern sogar, die Gewerk-
schaft CGT zu kaufen, vergeblich. Man bot ihr ei-
nen Geheimdeal mit einigen Verbesserungen bei 
den Arbeitsbedingungen an. 

GELDWÄSCHEREI
Die Pariser Finanzstaatsanwaltschaft hat jetzt 
Vorermittlungen gegen Orpea wegen des Er-
werbs von Pfl egeheimen über dubiose Mittels-
männer eingeleitet. Delikte wie Steuerbetrug 
und Geldwäscherei stehen im Raum. Orpea 
agiert wie viele Konzerne, indem Gewinne in 
Steueroasen verschoben werden, um Steuern zu 
umgehen. So landen die Staatsbeiträge an die 
Pfl ege älterer Menschen plötzlich als Dividenden 
in den Taschen von Privaten. Das macht den Pfl e-
gesektor gerade für Finanzspekulanten attraktiv. 
Gemäss dem Recherche-Netzwerk Investigate 
 Europe tummeln sich bereits über 30 Private-
Equity-Firmen («Heuschrecken») im europäi-
schen Pfl egemarkt. 

Doch in einigen Ländern regt sich jetzt Wi-
derstand. Norwegen will nicht länger zusehen, 
wie privatisierte Pfl egeheime in Profi tmaschinen 
umgewandelt werden. Immer mehr Gemeinden 
übernehmen die Heime wieder in Eigenregie. 
Und im österreichischen Burgenland dürfen ab 
2024 Seniorenheime nur noch von gemeinnützi-
gen Gesellschaften betrieben werden. Pfl ege soll 
wieder vor Profi t kommen. 
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Einschüchtern und 
schassen: So wollte 
der  Altersheimkonzern 
Orpea in Polen die 
 Gewerkschaft bekämpfen. 
Doch er hatte nicht mit 
der Physio therapeutin 
Anna Bacia gerechnet.
CHRISTIAN EGG

Vor drei Jahren wurde sie entlassen. Heute hat 
sie ihren Job zurück. Und ihr Arbeitgeber Or-
pea zahlt ihr sogar Lohn dafür, dass sie für die 
Gewerkschaft wirbt. Das ist die Geschichte 
von Anna Bacia. Der Physiotherapeutin, die 
die Orpea-Manager das Fürchten lehrte.

Die Geschichte beginnt im Dezember 
2018 in einem Vorort von Polens Hauptstadt 
Warschau, in einem der damals 12 polnischen 
Altersheime des Pfl egekonzerns. Pfl egende, 
Physiotherapeuten und Köchinnen haben ge-
nug von den schlechten Löhnen, die immer 
noch weiter sinken, und von der ständigen 
Unsicherheit. Wie die Mehrheit der rund 1000 
Orpea-Mitarbeitenden in Polen haben sie kei-
nen Arbeitsvertrag, sondern sind «freiberuf-

lich» tätig. 
Und damit 
der Willkür 
des Heimlei-
ters ausge-
liefert. Phy-
siotherapeu-

tin Bacia erklärt: «Unser Lohn war nicht 
schriftlich festgelegt, sondern abhängig von 
einem Bonus. So wussten wir nie, wie viel wir 
im nächsten Monat bekommen.» Sie beschlies-
sen, eine Gewerkschaft der Orpea-Mitarbei-
tenden zu gründen, um zusammen für faire 
Löhne zu kämpfen.

VERHÖR IN DER ORPEA-ZENTRALE
Doch Orpea will das Vorhaben im Keim ersti-
cken: Noch bevor die Gewerkschaft offi ziell 
gegründet ist, entlässt das Management eine 
Pfl egerin, die sich besonders engagiert hatte. 
Ihre Nachfolgerin, die in der Küche arbeitete, 
wurde massiv bedroht, wie Anna Bacia berich-
tet: «Sie wurde am Anfang ihrer Schicht abge-
holt und zur Orpea-Zentrale gefahren. Dort 
haben fünf oder sechs Leute sie regelrecht ver-
hört, wie sie mir nachher sagte.» Auch sei ihr 
gedroht worden, ihre Arbeitsstunden zu kür-
zen. Die Taktik geht auf: die Köchin tritt als 
Gewerkschaftsvertreterin zurück.

Zum dritten Mal in weniger als drei Mo-
naten muss die Orpea-Gewerkschaft eine 
neue Vertreterin bestimmen. Anna Bacia sagt: 
«Ich mache das.» Gezögert habe sie nicht, sagt 
die 43jährige gegenüber work: «Ich war be-
geistert von der Idee einer Orpea-Gewerk-
schaft und bin es heute noch. Alle sollen die 
Chance auf ein besseres Leben haben.»

Doch am 8. April 2019 wird auch sie ge-
schasst. Das Management konstruiert einen 
Mobbing-Vorwurf, um sie los zu werden. Zu 
dem Zeitpunkt ist Bacia frisch geschieden mit 
zwei kleinen Kindern: «Das wussten sie natür-
lich. Die haben nicht damit gerechnet, dass 
ich mich wehre.»

LÜGEN VOR GERICHT
Tut sie aber. Verteilt zusammen mit Kollegin-
nen Flugblätter vor anderen Orpea-Heimen 
und organisiert Protestbriefe. Als das nichts 
nützt, geht sie vor Gericht. Unterstützt von 
der polnischen Gewerkschaft «Konfederacja 
Pracy» (Konföderation der Arbeit), der sich 
die Orpea-Gewerkschaft angeschlossen hat. 
Da bietet Orpea ihr umgerechnet 7000 Fran-
ken, wenn sie die Klage zurückziehe. Bacia 
lehnt ab.

Anna Bacia (43):   Die Physiotherapeutin, welche die Gewerkschaftshasser des
internationalen     Pfl egekonzerns Orpea an den Verhandlungstisch zwang

«Jetzt  sind die Chefs nett zu mir. 
Sie hab en keine andere Wahl.»

Skandal-Konzern Orpea: Grausiges Milliardengeschäft mit der Pfl ege

Wehe, wenn die
Toten gräber kommen!

Orpea kämpfte
verbissen gegen die
Gewerkschaften.

Orpea in der Schweiz: 
37 Senevita-Heime
1989 vom geschäftstüchtigen Psychiater Jean-
Claude Marian gegründet, stieg Orpea innert 
kurzer Zeit zu Europas grösstem Betreiber von 
Alters- und Pfl egeheimen sowie Seniorenresiden-
zen auf. Gründer Marian zählt zu den reichsten 
Franzosen. Orpea führt fast 1200 Heime mit 
über 116 000 Betten in 23 Ländern mit gegen 
70 000 Beschäftigten. Grösste Aktionäre sind 
ein kanadischer Pensionsfonds sowie die Familie 
Peugeot. 

ABKOMMEN. In der Schweiz gehören die 
37 Senevita-Altersheime zur Orpea-Gruppe. Das 
neue Abkommen (siehe Spalte ganz rechts) sieht 
vor, dass Gewerkschaften und Orpea in jedem 
Land die strittigen Fragen klären. In einem 
zweiten Schritt sollen auch die Anstellungs-
bedingungen und damit die Löhne «mit 
 Kollektiv verhandlungen festgelegt» werden. Für 
Samuel Burri, Co-Leiter Pfl ege bei der Unia, 
ist klar: «Jetzt gilt es, dieses Abkommen in die 
Tat umzusetzen.» (che)

Pfl ege-Demos am 12. Mai: 
Taten statt Worte!
Nach dem Applaus kam der Abstimmungs-
sieg: Im letzten November sagten 61 Prozent 
und fast alle Kantone Ja zur Pfl egeinitiative. 
Und damit zu besseren Arbeitsbedingungen 
in der Pfl ege, zu einer angemessenen 
 Finanzierung der Pfl egeleistungen und mehr 
Ausbildung. Doch der Bundesrat spielt bei 
den  ersten zwei Aufträgen der Stimmenden 
auf Zeit.
Nicht mit uns, sagen jetzt die Pfl egenden. Am 
12. Mai, dem Internationalen Tag der Pfl ege, 
gehen sie auf die Strasse. In neun Städten 
organisiert die Unia zusammen mit anderen 
Gewerkschaften und Verbänden Aktionen, 
um Bundesrat und Parlament endlich Beine 
zu machen. Denn die Zeit drängt. Unia-Mann 
 Samuel Burri: «Während die Politik zögert, 
verlassen zu viele weitere Pfl egende den 
 Beruf. Das darf so nicht weitergehen!»
Infos zu den Aktionen gibt’s unter 
www.unia.ch/pfl ege.

Autor Victor 
Castanet. FOTO: GETTY

HAPPIGE VORWÜRFE GEGEN ORPEA: Gravierende Pfl egemängel, Vernachlässigung und Misshandlung von Seniorinnen und Senioren. FOTO: IMAGO

Für den Prozess ruft Orpea viele Zeugen 
auf, um den Mobbing-Vorwurf zu untermau-
ern. Doch die hätten sich in Widersprüche 
verstrickt, sagt Physiotherapeutin Bacia: «Die 
Richterin merkte, dass sie logen.» Zwei Jahre 
nach ihrer Entlassung gewinnt sie den Pro-
zess. Und wie: Orpea zahlt ihr den vollen Lohn 
für diese Zeit nach und wird vom Gericht 
dazu verknurrt, sie wieder einzustellen.

Zwar arbeitet sie heute in einem anderen 
Orpea-Heim, etwa 20 Kilometer von ihrem 
Wohnort entfernt. Doch das sei gut so, sagt sie 
schelmisch: «Als ich vor einem Jahr dort an-
fi ng, kannten die Leute die Gewerkschaft 
noch nicht. Heute haben wir schon 20 Mitglie-
der, fast die Hälfte der Belegschaft.»

AM SCHLUSS WAR’S EINFACH
Nach dem Sieg vor Gericht kämpfen Bacia und 
die Gewerkschaft weiter. In zwei weiteren 
 Prozessen setzen sie durch, dass sie jetzt die 
polnischen Orpea-Mitarbeitenden offi ziell 
vertreten. Und im Februar dieses Jahres unter-
zeichnen sie mit Orpea einen Vertrag, der die 
Rechte der Gewerkschaft verbindlich fest-
legt. Dieser Vertrag ebnet den Weg 
für ein weltweites Abkommen, 
das die Dachgewerkschaft Uni 
Global soeben mit Orpea 
abgeschlossen hat (siehe 
Spalte ganz rechts). Un-
terzeichnet wurde es am 
8. April 2022. Auf den 
Tag genau drei Jahre 
nachdem Anna Bacia 
entlassen worden war.

In drei Jahren von 
der Repression zu ver-
traglich garantierten 
Rechten. Und das beim 
Orpea-Konzern, der 
für den Profi t buch-
stäblich über Leichen 
geht (siehe Artikel 
links). Auf die Frage, 
wie sie das ge-
schafft habe, sagt 
Anna Bacia: «Am 
Schluss war es gar 
nicht mehr so 
schwer. Die Orpea-
Chefs haben einge-
sehen, dass sie für 
meine Entlassung 
einen zu hohen 
Preis bezahlt ha-
ben.» Denn im Kampf 
um ihre Profi te in der 

Alterspfl ege sei Orpea ein guter Ruf enorm 
wichtig, und der habe gelitten. Weltweit, aber 
auch in Polen, wo ihre Geschichte einige Wel-
len geworfen hat. Bacia lacht und sagt: «Jetzt 
sind die Chefs nett zu mir. Sie haben keine an-
dere Wahl.»

So kommt es auch, dass Anna Bacia 
heute ganz offi ziell pro Monat 28 Stunden ih-
rer Arbeitszeit für Gewerkschaftsarbeit ver-
wenden darf. Etwa, um in anderen Hei-
men für die Gewerkschaft zu werben. Als 
sie dies nach ihrer Entlassung getan 
habe, hätten die Heimleiter jeweils die 
Polizei gerufen. «Heute bezahlt mich 
Orpea dafür.»

«Orpea hat nicht
damit gerechnet, dass
ich mich wehre.»

ANNA BACIA, PHYSIOTHERAPEUTIN

ANNA BACIA: «Schönes 
Wochenende, Orpea! Ich bin 

zurück an der Arbeit!» In einem 
Brief teilt die Physiotherapeutin 
Orpea ihre Bereitschaft zum 
Wiedereinstieg mit. FOTO: ZVG

Pfl ege-Demos am 12. Mai: 
Taten statt Worte!
Nach dem Applaus kam der Abstimmungs-
sieg: Im letzten November sagten 61 Prozent 
und fast alle Kantone Ja zur Pfl egeinitiative. 
Und damit zu besseren Arbeitsbedingungen 
in der Pfl ege, zu einer angemessenen 
 Finanzierung der Pfl egeleistungen und mehr 
Ausbildung. Doch der Bundesrat spielt bei 
den  ersten zwei Aufträgen der Stimmenden 

Nicht mit uns, sagen jetzt die Pfl egenden. Am 
12. Mai, dem Internationalen Tag der Pfl ege, 
gehen sie auf die Strasse. In neun Städten 
organisiert die Unia zusammen mit anderen 
Gewerkschaften und Verbänden Aktionen, 
um Bundesrat und Parlament endlich Beine 
zu machen. Denn die Zeit drängt. Unia-Mann 
 Samuel Burri: «Während die Politik zögert, 
verlassen zu viele weitere Pfl egende den 
 Beruf. Das darf so nicht weitergehen!»
Infos zu den Aktionen gibt’s unter 
www.unia.ch/pfl ege.

Für den Prozess ruft Orpea viele Zeugen 
auf, um den Mobbing-Vorwurf zu untermau-
ern. Doch die hätten sich in Widersprüche 
verstrickt, sagt Physiotherapeutin Bacia: «Die 
Richterin merkte, dass sie logen.» Zwei Jahre 
nach ihrer Entlassung gewinnt sie den Pro-
zess. Und wie: Orpea zahlt ihr den vollen Lohn 
für diese Zeit nach und wird vom Gericht 
dazu verknurrt, sie wieder einzustellen.

Zwar arbeitet sie heute in einem anderen 
Orpea-Heim, etwa 20 Kilometer von ihrem 
Wohnort entfernt. Doch das sei gut so, sagt sie 
schelmisch: «Als ich vor einem Jahr dort an-
fi ng, kannten die Leute die Gewerkschaft 
noch nicht. Heute haben wir schon 20 Mitglie-
der, fast die Hälfte der Belegschaft.»

AM SCHLUSS WAR’S EINFACH
Nach dem Sieg vor Gericht kämpfen Bacia und 
die Gewerkschaft weiter. In zwei weiteren 
 Prozessen setzen sie durch, dass sie jetzt die 
polnischen Orpea-Mitarbeitenden offi ziell 
vertreten. Und im Februar dieses Jahres unter-
zeichnen sie mit Orpea einen Vertrag, der die 
Rechte der Gewerkschaft verbindlich fest-
legt. Dieser Vertrag ebnet den Weg 
für ein weltweites Abkommen, 
das die Dachgewerkschaft Uni 
Global soeben mit Orpea 
abgeschlossen hat (siehe 
Spalte ganz rechts). Un-
terzeichnet wurde es am 
8. April 2022. Auf den 
Tag genau drei Jahre 
nachdem Anna Bacia 
entlassen worden war.

In drei Jahren von 
der Repression zu ver-
traglich garantierten 
Rechten. Und das beim 
Orpea-Konzern, der 
für den Profi t buch-
stäblich über Leichen 
geht (siehe Artikel 
links). Auf die Frage, 
wie sie das ge-
schafft habe, sagt 
Anna Bacia: «Am 
Schluss war es gar 
nicht mehr so 
schwer. Die Orpea-
Chefs haben einge-
sehen, dass sie für 
meine Entlassung 
einen zu hohen 
Preis bezahlt ha-
ben.» Denn im Kampf 
um ihre Profi te in der 

Alterspfl ege sei Orpea ein guter Ruf enorm 
wichtig, und der habe gelitten. Weltweit, aber 
auch in Polen, wo ihre Geschichte einige Wel-
len geworfen hat. Bacia lacht und sagt: «Jetzt 
sind die Chefs nett zu mir. Sie haben keine an-
dere Wahl.»

So kommt es auch, dass Anna Bacia 
heute ganz offi ziell pro Monat 28 Stunden ih-
rer Arbeitszeit für Gewerkschaftsarbeit ver-
wenden darf. Etwa, um in anderen Hei-
men für die Gewerkschaft zu werben. Als 
sie dies nach ihrer Entlassung getan 
habe, hätten die Heimleiter jeweils die 
Polizei gerufen. «Heute bezahlt mich 
Orpea dafür.»

ANNA BACIA: «Schönes 
Wochenende, Orpea! Ich bin 

zurück an der Arbeit!» In einem 
Brief teilt die Physiotherapeutin 
Orpea ihre Bereitschaft zum 
Wiedereinstieg mit. FOTO: ZVG

WELTWEITES ORPEA-ABKOMMEN

SIEG FÜR DIE 
GEWERKSCHAFT
«Orpea anerkennt die wichtige 
Rolle der Gewerkschaften in der 
Interessensvertretung der Mit-
arbeitenden.» So steht es am 
Anfang des neuen Abkommens, 
das der Gesundheitskonzern 
 Orpea mit der internationalen 
Dachgewerkschaft Uni Global 
geschlossen hat. Adrian Durt-
schi, Verantwortlicher Pfl ege bei 
Uni Global, sass auch am Ver-
handlungstisch. Er erinnert 
sich: «Nachdem wir dreimal hin-
tereinander vor Gericht gewon-
nen hatten, sagten wir dem 
 Orpea-Management: Wir können 
auf diesem Weg weiterfahren. 
Oder wir können reden.» Reden, 
sagten die Konzernchefs.

FORTSCHRITTE. Das Ergebnis ist 
ein 12 Seiten dicker Vertrag, 
verbindlich für alle Orpea-Gesell-
schaften weltweit. Zu den Hei-
men haben  Vertreterinnen und 
Vertreter der Gewerkschaften 
freien Zugang. Sie dürfen ihre 
Organisation an Veranstaltun-
gen für neue Mitarbeitende vor-
stellen. Gewerkschaftsmitglie-
der müssen keinerlei Nachteile 

befürchten, und Orpea wird 
ihre Kader schulen, «in der 
Frage der gewerkschaft-
lichen Organisierung neu-
tral zu bleiben». Orpea 
 fi nanziert zudem ein 
jährliches Treffen von 
Arbeitnehmervertre-
tern «aus allen Be-
reichen des Unter-
nehmens». (che)
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Bei uns haben jene
eine Stimme, über die 
andere nur reden.

 work sagt, was ist. Am Puls der Zeit.

 work – die Zeitung zur Arbeit 
 für die Arbeitenden. 

+++ 1 Jahr work für 36 Franken +++ www.workzeitung.ch +++

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.
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Frieden
jetzt!

Bau-Gewerkschafterin Anna Andreeva fl üchtete aus der

Ukraine in die Schweiz. Das hat sie uns zu sagen. Seiten 10 – 11

10 Seiten zu Putins Angriffskrieg und seinen Folgen. Seiten 3, 6, 10  – 18

Ukraine: Das 
Leiden im Bild
Fotograf Eddy van 
Wessel spricht über 
seine Arbeit. Seite 12

Klima: Weniger 
chrampfen hilft
Arbeitszeitsenkungen 

schützen die Gesund-
heit und schonen das 

Klima. Seite 7

Bau: Die Büezer 
sind parat
Die Bauarbeiter sind 

bereit, für bessere
Arbeitsbedingungen 
zu kämpfen. Seite 5

 Wenn
  ein Job
  nicht reicht
Was Sie beachten 
müssen, wenn Sie 
mehr als einen Job 
haben. Seiten 20 – 21

2. April: Heraus zur Friedenskundgebung in Bern!   Seite 3
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DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.

LINKS ZUM THEMA:
 rebrand.ly/gigafactory
Die Herstellung heutiger 
Batterien, wie sie Merce-
des verwendet, braucht zu 
viele Rohstoffe wie Kobalt 
und Lithium. Ab 2024 soll 
im Thurgau die Gigafactory 
Swiss Clean Battery mit 
1000 Beschäftigten Fest-
stoffbatterien produzieren. 
Die Vorteile: weniger 
Gewicht, fast unbegrenzte 
Lebensdauer, nur halb so 
viel Rohstoffverbrauch. Die 
Fabrik will pro Jahr Batte-
rien produzieren, die 7,6 
Millionen Kilowattstunden 
speichern können. 

 rebrand.ly/swissclean-
battery
Kennen Sie die Tüüfner 
Post? Wohl kaum. Obwohl 
sich hier ein spannendes 
Interview mit Swiss-Clean-
Battery-COO Thomas 
Lützenrath fi ndet. Motto: 
«Speichern kostet kein 
Geld. Speichern bringt 
Geld.» Die Expertinnen und 
Experten sind skeptisch. 
Wir drücken trotzdem die 
Daumen. 

rosazukunft   Technik, Umwelt, Politik

INSERAT

FAHRZEUG DER ZUKUNFT: Das neue Elektroauto von Mercedes ist nicht nur schnittig, sondern auch 
sparsam. Und bald auch bezahlbar, wenn die Politik endlich vorwärtsmacht. FOTO: MERCEDES-BENZ

Mercedes ist nichts für Haushalte 
mit kleinen und mittleren Einkom-
men. Und auch nichts für Mobility 
und Carsharing. Aber vielleicht 
zeigt ihr neues Sparmobil auf,
wohin die Elektroauto-Reise geht.

In den Städten werden die Autos 
Schritt für Schritt verschwinden. Auf 
dem Land nicht so schnell. Hier stehen 
nächstens die Elektroautos vor der 
Haustüre. Diese sind dank immer 
umweltfreundlicheren und billigeren 
Batterien ökologischer als Verbrenner. 
Und hoffentlich kommen relativ kurz 
darauf die sich selbst steuernden elek-
trifi zierten Untersätze.

Wenn in der Schweiz alle Autos, 
Lieferwagen und Lastwagen elektrisch 
angetrieben unterwegs wären, bräuch-
ten wir 17 Milliarden Kilowattstunden 
mehr Strom als heute. Davon 8,5 Mil-
liarden mehr Winterstrom – und auf 
den kommt es an.

Wir können diesen Strom kosten-
günstig in den Alpen produzieren. Erst 
recht, weil bifaziale solare Freifl ächen 
55 Prozent des Stroms im Winter 
produzieren. Das schreibt auf Facebook 
Photovoltaik-Professor Urs Muntwyler, 
der Vater der Solarenergie, über das 
Walliser Projekt «Grengiols Solar»: 
«Prima Projekt. 5 bis 10 davon, und das 
Thema ‹PV-Winterstrom› ist erledigt.» 
Warum? Weil hochalpine Solarfelder 
55 Prozent des Stroms im Winter 
liefern. 

10 Solaranlagen wie «Grengiols 
Solar» würden genügen, wenn wir die 
Effi zient steigerten. Wie immer stellt 
sich die Frage: Wollen wir verzichten, 

oder reicht es, wenn wir als 
Gesellschaft massiv effi zien-
ter werden?

INNOVATIONEN. Wenn wir das 
Wort Mercedes hören, stellen 
sich bei vielen von uns die 
Nackenhaare auf. Weil 
Mercedes seine Produktion 
auf die Herstellung von 
Autos für die Reichen, für die 
Superreichen und für die 
Stinkreichen konzentriert. 
Denn hier sind die Margen 
am höchsten. Mercedes 
gewinnt mit den Gewinnern 
einer immer ungerechter 
werdenden Welt. Trotzdem: 
Mercedes hat einen mega-
schönen Elektroschlitten 
vorgestellt, der auf 100 Kilo-
metern nur 8,7 Kilowatt-
stunden Strom verbraucht. 
Mit einer Batterie von nur 
100 Kilowattstunden 
kommt man so mehr als 
1100 Kilometer weit.

Die Ingenieurinnen und Inge-
nieure aus Schwaben haben an vielen 
Stellschrauben des technischen Fort-
schritts gedreht. Die Batterien müssen 
nicht gekühlt werden. Die Elektro-
motoren arbeiten mit weniger Ver-
lusten. Und den Luftwiderstand haben 
sie massiv gesenkt. Das Resultat: Der 
Stromverbrauch wurde – verglichen 
mit einem Tesla 3 oder einem 
VW4.iD – praktisch halbiert.

MACHBAR. Viele werden sich die Frage 
stellen: Wer kann sich schon so einen 

sparsamen Schlitten leisten? Erinnern 
wir uns: Lange Zeit waren energie-
sparsame und leicht zu steuernde 
Induktionsherde in der Küche der 
letzte Schrei – und deshalb enorm 
teuer. Heute bekommen wir diese bei 
Aldi und Lidl halb gratis.

So wird es auch mit den Innovatio-
nen von Mercedes gehen. Bald einmal 
fi nden wir diese in jedem Škoda. Und 
die Politik hat zudem die Möglichkeit, 
diese Entwicklung zu lenken und zu 
beschleunigen: Mit fi nanziellen Anrei-
zen. Oder mit Geboten und Verboten. 

Beides funktioniert, richtig kon-
zipiert, nachweislich bestens. Das Ziel: 
Alle sollen möglichst schnell auf 
Elektroautos umstellen, die nicht 
mehr als 10 Kilowattstunden Strom 
verbrauchen. Voraussetzung: Es wird 
richtig gemessen!

Wenn wir das wollen, ist das 
machbar. Und würde neu den Strom-
verbrauch des elektrifi zierten Indivi-
dualverkehrs faktisch halbieren. Nur 
zwei Solarpanels im Safl ischtal würden 
ausreichen, um pro Jahr 20 000 Kilo-
meter weit fahren zu können.

Ganz ehrlich: Wer von uns möchte nicht mit einem solch 
heissen Elektro-Schlitten nach Rom fahren?

 Sie fi nden alle Links direkt 
zum Anklicken auf der 
work-Website unter der 
Rubrik «rosazukunft»: 
www.workzeitung.ch
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Die Briefträgerin &
das Tränental
Zum Krieg und anderen, weltwei-
ten Schrecken hinzu kam eine Ka-
tastrophe in der Briefträgerin 
kleinem Leben: die Wohnungs-
kündigung. Binnen dreier Mo-
nate soll sie aus dem Häuschen, 

in dem sie mehr als zwanzig 
Jahre lebte, verschwinden. Mit ei-
ner dubiosen Eigenbedarfsbe-
gründung. Auf den Schock folg-
ten Angst, Trauer, Wut und Zorn. 
Und die Erinnerung an das 
Schema vom Tal der Tränen, bei 
der ihr jetzt wie damals, als es auf 
der Post vorgeführt wurde, Ärger 
hochkam. Titel: «Die Veränderun-
gen». In ihrer Anfangszeit bei der 
Post vor vierzehn Jahren, so 

kommt es der Briefträgerin vor, 
waren Themen wie «Neuerun-
gen», «Tempotempo», «Zeit ist 
Geld und ein Schwatz liegt nicht 
drin» Dauerbrenner. Ist das heute 
weniger der Fall, weil die Mitar-
beitenden diese Vorgaben inzwi-
schen verinnerlicht haben?

DAS TAL DER TRÄNEN. Die Briefträ-
gerin sieht nicht mehr jede 
Etappe dieser Berg- oder richtiger 
Taltour vor sich, erinnert sich 
aber: Einer Angestellten wird eine 
Veränderung zugemutet. Erste 
Reaktion: Sie wird bockig. Dann 
kommt der Absturz ins Tal der 
Tränen, wo wohl ein aufnahme-
bereites Bächlein fl iesst. Wenn ge-
nug geheult ist, erfolgt der Auf-
stieg. Kraxeln, um schliesslich im 
Zimmer der Akzeptanz anzukom-
men, sich dort häuslich einzu-
richten und gottergeben auf den 
nächsten Chlapf zu warten. Er 
kommt bestimmt, denn das Le-
ben ist Veränderung und Mitbe-
stimmung ein Fremdwort. Ja, am 
meisten missfi el der Briefträgerin 
an diesem Schema: Die Person, 
das Individuum mit seinem Wil-
len und seiner Kompetenz, ver-
schwindet dahinter. Keine Trauer 
ist gleich wie die andere, kein 
Zorn ist wie ein zweiter. Kein Er-
eignis bedeutet für alle das glei-
che. Trotzdem wird alles über ei-
nen Leisten geschlagen.

Vierzehn Tage ging die Brief-
trägerin nun auf allen vieren. 
Dann fand sie zurück zum auf-
rechten Gang. Und wehrt sich! 
Für ihre Rechte und gegen den 
Machtmissbrauch. Sie hat nun 
Pläne, wie es weitergehen könnte. 
Selber erfundene Ideen! Kein 
Zimmer der Akzeptanz! Dann 
noch lieber die Notschlafstelle! – 
Die Solidarität ringsum ist gross. 
Und tut gut!

Katrin Bärtschi ist Briefträgerin
in Bern und Gewerkschafterin.

Bärtschi-Post
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«Keine Trauer ist
gleich wie die
andere, kein Zorn
ist wie ein zweiter.

Seit fast drei Jahren befi nden 
sich die Mitarbeitenden 
der Pharma-Logistikfi rma 
Novaltia im baskischen 
Bilbao im Streik. Jetzt gibt 
ihnen ein  Gerichtsurteil neue 
Hoffnung auf Erfolg.
RALF STRECK*, BILBAO

Ein lauer Frühlingswind weht durch Bilbao, doch 
über dem Atlantik kündigen dunkle Wolken erneut 
Regen an. Trotzdem versammeln sich die Novaltia-
Beschäftigten zur Mahnwache im Zentrum der bas-
kischen Metropole. Die 20 Streikenden entrollen am 

Mittag auf dem 
zentralen «Biri-
bila-Platz» ein 
Transparent: «No-
valtia-Beschäftigte 
im Kampf für ei-

nen Firmenvertrag. Stop prekäre Arbeitsbedingun-
gen», ist darauf zu lesen. Seit mehr als 1000 Tagen 
protestieren sie jeden Freitag auf dem «Runden 
Platz». Seit fast drei Jahren trotzen sie auch dem lau-
nischen baskischen Wetter, auch in täglichen Pro-
testen vor Apotheken. 

DOPPELTE LOHNSKALA
Im Juli 2019 traten drei Viertel der Beschäftigten in 
der Produktion in der Novaltia-Filiale in der baski-
schen Provinz Biskaya in den Streik. Darunter auch 
die 30jährige Helka Fernández. Sie sagt: «Ich dachte, 
das geht nur ein paar Tage.» Ihre Gewerkschaft, die 
«Baskische Arbeitersolidarität» (ELA), hatte aber 
 gewarnt, sich besser «auf einen langen Kampf» ein-
zustellen. Denn mehr als zwei Jahre mussten Mit-
arbeitende des deutschen Schleifmittelherstellers 
Pferd-Rüggeberg hier streiken, um willkürliche Kün-
digungen rückgängig zu machen. Der Novaltia-
Streik stellt aber diesen bisherigen Streikrekord in 
den Schatten. 

Offi ziell ist Novaltia eine Kooperative, ein 
 Zusammenschluss von Apotheken, die sich von 
 Novaltia  beliefern lassen. In Biskaya sind es etwa 200 
Apotheken. Aber Novaltia hat als Firma auch Mitar-
beitende, die nicht der Kooperative angehören. Für 
sie hat Fernández im Lager bis zum Streikbeginn für 
927 Euro im Monat Bestellungen zusammengestellt. 
«Dafür sollte ich sogar noch am Wochenende antre-
ten, auch noch ohne Zuschläge», erklärt die junge 
Frau empört. Eigentlich gefällt ihr die Arbeit, aber 
von diesem Lohn kann sie im teuren Bilbao nicht le-
ben, an Kinder sei nicht zu denken. 

Auch Lagerchef Ibai Carranza streikt. Obwohl 
der 36jährige vergleichsweise gute Lohnbedingun-
gen hat. Er erklärt, die Arbeitsverhältnisse seien mit 
der Finanzkrise ab 2008 immer prekärer geworden, 
Carranza, der für die ELA-Gewerkschaft im Betriebs-
rat sitzt, will einen würdigen Gesamtarbeitsvertrag 
(GAV) erkämpfen. Das zentrale Streikziel sei aber, 
die doppelte Lohnskala abzuschaffen, erklärt 
Fernández.

Als in der Finanzkrise angeblich das Damokles-
schwert einer Schliessung über Novaltia hing, 
stimmte eine Belegschaftsmehrheit Lohneinschnit-
ten von bis zu 30 Prozent zu. Im Gegenzug musste 
ein guter Teil, der damals kurz vor der Pensionie-
rung stand, keine Rentennachteile hinnehmen. Ak-
zeptiert wurde damit auch ein «Zweiklassensystem», 
erklärt Carranza: «Neue Beschäftigte erhalten seit-
her viel weniger Lohn für die gleiche Arbeit.» Statt 

einen Kompromiss zu suchen, zog Novaltia die 
Schrauben in GAV-Verhandlungen 2018 noch stärker 
an. Sie wechselte einseitig zu dem noch schlechte-
ren spanischen GAV. Gewerkschafter Carranza ist 
überzeugt: «Das brachte das Fass zum Überlaufen.»

REINE SCHIKANE
Der Streik sei kein Zuckerschlecken, sagt Gewerk-
schafterin Fernández: «Von wegen nicht arbeiten, 
aber weiter Lohn aus der ELA-Streikkasse zu erhal-
ten. Ich kann oft nicht schlafen, habe auch Depres-
sionen.» Einige Kolleginnen und Kollegen hätten 
den Druck nicht ausgehalten und die Stelle gewech-
selt. An manchen Tagen könne sie aber «himmel-
hoch jauchzend und jubelnd in die Luft» springen. 
Zum Beispiel, als vergangene Woche der Oberste Ge-
richtshof die Verlegung von 14 Streikenden in eine 
stillgelegte Novaltia-Anlage annulliert hat. Für Ge-
werkschafter Carranza sind die Verlegungen reine 
«Schikane» und das «Vorspiel für Kündigungen».

Die Streikenden hoffen auf weitere positive Ur-
teile in hängigen Klagen. Denn über Streikbrecher 
hebelt Novaltia das Streikrecht aus. «Wie sonst ist es 
möglich, die Lieferungen aufrechtzuerhalten?» fragt 
Carranza. Eine Stellungnahme war von Novaltia 
dazu nicht zu erhalten. Hoffnung machen den Strei-
kenden auch andere erfolgreiche Streiks: Wie etwa 
die 13 Reinigerinnen, die im nahen Guggenheim-
Museum an 285 Streiktagen gerade eine Lohnerhö-
hung um 20 Prozent und deutlich verbesserte Ar-
beitsbedingungen erkämpft haben. 

Ohne solche Erfolge und die ELA-Unterstüt-
zung hätten sie niemals so lange durchgehalten, 
sind Carranza und Fernández überzeugt.

«Der Streik ist kein
Zuckerschlecken.»

GEWERKSCHAFTERIN HELKA FERNÁNDEZ

Spanien: Tausend Tage Streik bei Apotheken-Zulieferer Novaltia 

Himmelhoch jauchzend, 
zu Tode betrübt 

ELA: «Baskische 
Arbeitersolidarität»
Die ELA, 1911 von Christdemokraten gegründet, 
rückte mit der Franco-Diktatur, in der auch sie 
 verboten war, immer weiter nach links. Sie ist eine 
starke Gewerkschaft im Baskenland und verdrängt 
immer mehr die spanischen Gewerkschaften und 
macht auch der linksradikalen LAB das Feld strei-
tig. Sie stellt mehr als 40 Prozent aller Betriebs-
ratsmitglieder. Die Langzeitstreiks fi nanziert die 
ELA mit höheren Mitgliederbeiträgen, als sie die 
grossen spanischen Gewerkschaften erheben. (rs)

NOVALTIA-MITARBEITENDE IM STREIK: «Ein Paracetamol ist mehr wert als ein Mitarbeiter», steht auf dem Schild links, und rechts: «Novaltia will nicht verhandeln».

«ARBEITENDE IM KAMPF»: Lagerchef Ibai Carranza und 
Verpackerin Helka Fernández in Bilbao. FOTO: RALF STRECK

* Ralf Streck ist Journalist, lebt seit über 20 Jahren 
im Baskenland und berichtet über linke Unabhängigkeits-
bewegungen. 
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Food-Waste: Testen Sie Ihr Wissen 

Sind Sie ein Ninja?*

16 workservice 29. April 2022 29. April 2022 workservice 17

Mit Schuhen das Klima versohlen?    Der ökologische Fussabdruck Ihres Schuhschranks.

Solide Langläufer   sind die bessere Wahl
Der Bund startet einen 
Aktionsplan zur Halbierung 
der Lebensmittelverluste. 
Wie fi t sind Sie im Kampf 
gegen Food-Waste?

330 Kilo Esswaren pro 
Person und Jahr lan-
den in der 
Schweiz im Ab-
fall. Fast ein Kilo 
pro Tag. In der 
ganzen Verwer-
tungskette von 
den Produktionsbe-
trieben über die Konfektion 
und den Handel bis zum Haus-
halt gehen Lebensmittel unge-
nutzt verloren. Anfang April 
hat der Bundesrat die Losung 
ausgegeben: Reduktion auf die 

Hälfte bis 2030! Wie sein Plan 
konkret aussehen wird, ist al-
lerdings noch unklar. Sicher ist: 
Es soll bei freiwilligen Massnah-
men bleiben, auch in der Indus-

trie und im Handel. 
Da dürfte es wohl et-
was dauern, bis Poli-

tik und Wirtschaft sich 
auf griffi ge Lösungen 
 einigen.

Umso wichtiger, dass 
die privaten Haushalte 

Food-Waste eindämmen. Im-
merhin sind sie laut einer ETH-
Studie für fast einen Drittel 
der  Lebensmittelabfälle verant-
wortlich. Sind Sie schon ein 
Food-Waste-Ninja? Auf der Web-
site savefood.ch können Sie 
Ihr Wissen spielerisch testen. 
Kennen Sie zum Beispiel den 
Unterschied zwischen Ver-
brauchsdatum und Mindest-
haltbarkeitsdatum? Hier geht’s 
zum Test: rebrand.ly/ninjatest.

HEIKLES SCHUHWERK

SNEAKERS
PFLEGEN
Sagen Sie nicht Turnschuh! 
Das heisst heute Snea-
kers. Bald alle tragen sie, 
und für manche sind sie 
Kult. Meist ist die Sohle 
weiss, oft auch das Ober-
material. Die Pfl ege ist des-
halb anspruchsvoll. Stark 
verschmutzte textile Snea-
kers dürfen Sie auch mal in 
die Waschmaschine ste-
cken. Für die Sneakers-Auf-
frischung fi nden Sie viele 
Tipps im Internet. Oder Sie 
schicken die verschmutzten 
Lieblingsschuhe gleich zum 
Spezialisten in die Kur: 
sneakerscleaner.ch oder 
sneaker-clean.ch.

Arbeitslos I: Wie 
lange werde ich vor 
der Pensionierung 
unterstützt? 
Ich war über 20 Jahre lang als Betriebs-
mitarbeiter in der Industrie tätig. Nun 
habe ich aus wirtschaftlichen Gründen 
die Kündigung erhalten und werde mit 
58 Jahren arbeitslos. Ich möchte mich 
nicht frühzeitig pensionieren lassen, 
 befürchte aber, keinen neuen Job zu 
 fi nden. Wie lange werde ich von 
der  Arbeitslosenkasse unterstützt? 

NATASA JEVDENIC: Die Rahmenfrist für 
den Leistungsbezug dauert ab dem ers-
ten Tag, für den sämtliche Anspruchsvor-
aussetzungen erfüllt sind, regulär zwei 
Jahre. Da Sie in den letzten zwei Jahren 
vor der Arbeitslosigkeit durchgehend an-
gestellt waren und das 55. Altersjahr zu-
rückgelegt haben, besteht ein Anspruch 

auf höchs-
tens 520 
Taggelder. 
Diese kön-
nen während 
der zweijähri-
gen Rahmen-
frist bezogen 
werden. Per-
sonen, die 
innerhalb der 
letzten vier 
Jahre vor 
 Erreichen 
des AHV- 
Rentenalters 
arbeitslos 

werden (Frauen ab 60, Männer ab 61), 
erhalten eine Rahmenfrist für den 
 Leistungsbezug bis zur ordentlichen AHV-
Rente. Zudem haben sie Anspruch auf 
zusätzliche 120 Taggelder. Nachdem die 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
ausgeschöpft worden sind, können Per-
sonen, die mindestens 60 Jahre alt sind, 
unter Umständen auch «Überbrückungs-
leistungen für ältere Arbeitslose» bezie-
hen.  Weitere Informationen zu den Vor-
aussetzungen und ihrer Höhe fi nden Sie 
im Merkblatt der Informationsstelle AHV 
5.03 – Überbrückungsleistungen für 
 ältere Arbeitslose.

Arbeitslos II: Habe 
ich Anrecht auf 
 Betreuungsurlaub?
Seit Sommer 2021 bin ich arbeitslos 
und auf dem RAV angemeldet. Vor 
 kurzem wurde bei meiner achtjährigen 
Tochter eine schwere Krankheit dia-
gnostiziert. Es stehen schwere Opera-
tionen an. Deshalb muss ich mich ein 
paar Wochen lang um sie kümmern. 
 Währenddessen werde ich keine 
 Arbeitsstelle suchen oder antreten 
 können. Trotzdem bin ich leider weiter-
hin fi nanziell von der Arbeitslosen-
entschädigung abhängig. Wie lange 
könnte ich bezahlte Ferien haben? 

NATASA JEVDENIC: Während der Betreu-
ung Ihrer Tochter müssten Sie aus Sicht 
der Arbeitslosenversicherungen von der 
Vermittlungsfähigkeit befreit werden. Für 
besondere Familienereignisse ist im 
 Arbeitslosenversicherungsgesetz eine 
Befreiung während höchstens 3 Tagen 
vorgesehen. Nach je 60 Tagen kontrollier-
ter Arbeitslosigkeit besteht zudem ein 
Anspruch auf 5 aufeinanderfolgende freie 
Tage. Seit dem 1. Juli 2021 haben Eltern, 
die ihre Erwerbstätigkeit für die Betreu-
ung ihres gesundheitlich schwer beein-
trächtigten Kindes unterbrechen, zudem 
Anspruch auf einen Betreuungsurlaub 
von maximal vierzehn Wochen, während 
dessen eine Erwerbsersatzentschädi-
gung (EO) entrichtet wird. Auch bei der 
 Arbeitslosenversicherung angemeldete 
Personen haben Anspruch auf diese Leis-
tungen. Ein Bezug von Betreuungsurlaub 
ist 14 Tage im voraus beim RAV zu bean-
tragen. Weitere Informationen erhalten 
Sie auf Anfrage beim RAV oder fi nden Sie 
im Merkblatt der Informationsstelle AHV 
6.10 – Betreuungsentschädigung.

KÜNDIGUNG: Auch ältere 
Arbeitslose unterstützt die 
ALK für 2 Jahre. FOTO: ADOBE

So schützen Sie sich vor 
Internetbetrügern

EINBRUCHGEFAHR. Wehren Sie sich gegen Raubzüge auf Ihr IT-System und Ihre Daten. FOTO: ISTOCK

Sicher ist sicher:
Machen Sie regelmässig
ein Backup!

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Gefälschte E-Mails, manipulierte Dokumente, unsichere 
Programme: Mit zahlreichen Tricks versuchen Betrüger, 
Zugriff auf fremde Computer und Handys zu bekommen. 
So können Sie sich wehren:
 Lassen Sie sich nie von einem angeblich dringenden 
E-Mail zeitlich unter Druck setzen. Misstrauen ist auch am 
Platz, wenn man in einem Mail auf einen Link klicken sollte. 
 In mitgeschickten Dateien kann Software enthalten sein, 
die sich beim Öffnen auf dem Computer installiert. Beson-
ders beliebt sind Offi ce-Dateien. Es kann nützlich sein, die 
Datei von der Website Virustotal.com 
scannen zu lassen. In Offi ce-Dateien 
sollte man Makros deaktivieren (in den 
Einstellungen unter «Sicherheit»).
 Der im Posteingang angezeigte Absen-
der eines E-Mails lässt sich leicht fälschen. Im Zweifelsfall auf 
den Absender klicken: Die meisten Mailprogramme zeigen 
die Adresse an, von der die Nachricht tatsächlich kam. 
 Programme sollten immer aktuell gehalten werden. Daher 
immer alle Sicherheitsupdates installieren. 
 Für Windows-Anwender ist eine aktuelle Antivirensoft-
ware Pfl icht. Gut und sicher ist der in Windows eingebaute 
Defender. Mac-, iPhone- und Android-Benutzer brauchen 
kein zusätzliches Antivirenprogramm. 
 Ein Schadprogramm kann Daten löschen oder die ganze 
Festplatte verschlüsseln. Daher sollte man regelmässig ein 
Backup auf eine externe Festplatte machen. Die Festplatte 
nach dem Backup nicht am Computer eingesteckt lassen!
 Verwenden Sie sichere Passwörter. Gut sind Kombinatio-
nen aus Buchstaben, Sonderzeichen, Zahlen und schweizer-
deutschen Begriffen. MARC MAIR-NOACK

tipp im work

Wegwerfschuhe, zu Tiefst-
löhnen hergestellt? Da gibt 
es Schlaueres: nachhaltig 
produzierte Schuhe, die 
lange halten, sich fl icken 
und auffrischen lassen.
MARTIN JAKOB

Längst nicht mehr jedes Dorf 
hat seinen Schuhmacher. 
Schuhe reparieren: wozu auch! 
Wo man doch zum Preis von 
neuen Ledersohlen – nämlich 
für rund 50 Franken – bei Do-
senbach oder über Zalando 
gleich neue Treter kaufen kann. 
In modischer Form und meist 
aus Billigmaterialien herge-
stellt. Irgendwo in Asien oder 
Osteuropa, wo die Löhne tief, 
die Arbeitszeiten lang und die 
Arbeitsbedingungen mies sind. 
Mehr als sechs Paar Schuhe 
konsumieren die Menschen in 

der Schweiz pro Jahr, hat die 
Nichtregierungsorganisation 
Public Eye errechnet. Aus der 
Anschaffung für viele Jahre ist 
ein Wegwerfprodukt geworden. 

Fair und nachhaltig pro-
duzierte Schuhe zu fi nden ist 
nicht einfach. Ein hoher Preis 
allein bietet keine Gewähr, 
denn auch viele teure Mode-
marken lassen in Billigländern 
zu kritischen Bedingungen pro-
duzieren und schöpfen einfach 
umso höhere Gewinne ab. Im-
mer mehr Anbieter schmücken 
ihre Produkte zwar mit Etiket-
ten wie «fair» und «nachhaltig». 
Doch zu überprüfen ist das 
schwer. Lederschuhe sind zwar 
langlebig – aber wie wurde das 
Leder gegerbt? Oft kommen 
Giftstoffe zum Einsatz. Fragen 
Sie nach. Oder greifen Sie 
gleich zu einem Schuh aus ve-

ganem Leder, wie ihn etwa die 
Schweizer Firma Sashay produ-
ziert. Und kann der Hersteller 
Produktionsorte und -bedin-
gungen dokumentieren? Seien 
Sie kritisch beim Kauf! 

GUTE PFLEGE. Wählen Sie auf je-
den Fall Schuhe, die langlebig 
und gut reparierbar sind. Und 
pfl egen Sie sie aufmerksam: 
Einsteigen mit Schuhlöffel, 
zum Aussteigen immer Schuh-
bändel lösen, bei Verschmut-
zung reinigen, von Zeit zu Zeit 
imprägnieren, in nasse Schuhe 
Zeitungspapier einlegen und 
langsam trocknen lassen, 
abends Schuhspanner benut-
zen und den Schuhen immer 
wieder eine mindestens eintä-
gige Tragepause gönnen. 

Und wenn sie trotzdem 
mal kaputtgehen: vieles lässt 

sich reparieren! Die Schuhma-
cherwerkstatt ersetzt nicht nur 
Sohlen und Absätze, sondern 
repariert auch Nähte, zieht ein 
neues Fersen- oder Innenfutter 
ein, ersetzt Klett- und Reissver-
schlüsse. Und wie fi nden Sie die 
nächste Werkstatt? Im Verband 
«Fuss und Schuh» sind rund   
65 Schuhmacherinnen und 

Schuhmacher organisiert, die 
Mitarbeitenden unterstehen 
schweizweit dem GAV Schuh-
macher (Mitgliederliste unter 
rebrand.ly/fussundschuh). Er-
gänzend werfen Sie die Inter-
net-Suchmaschine an. Sind Sie 
unsicher, ob sich die Reparatur 

lohne, berät Sie die Werkstatt 
und macht einen Kostenvoran-
schlag.

SCHUHSAMMLUNG. Ist Ihnen 
ein Paar Schuhe verleidet, ob-
wohl es noch taugen würde? Ab 
damit in die Schuhsammlung, 
zum Beispiel von Texaid oder 
Procap. Aber bitte keine Einzel-
schuhe, keine Skischuhe, Gum-
mistiefel und zerschlissenen 
Schuhe. Die werfen Sie besser 
gleich selber weg, weil sie am 
Schluss sowieso in der Verbren-
nung landen. Denn Schuhe 
 bestehen meist aus so vielen 
verschiedenen verklebten und 
vernähten Materialien, dass 
eine Sortentrennung mit ver-
nünftigem Aufwand nicht ge-
lingt. Deshalb erst recht: We-
nige, aber gute und langlebige 
Schuhe sind die bessere Wahl. 

GUT UNTERWEGS: 
Gut eingelaufen, 
tragen sich Schuhe 
am bequemsten. 
Achten Sie auf die 
Langzeitqualität! 
FOTO: GETTY

MARTIN JAKOB

Für manche Eltern ist die Betreu-
ungsfrage rasch gelöst. Jemand 
aus der Verwandtschaft – meist 
die Grosseltern – kümmert sich 
ums Kind, wenn beide Eltern an 
der Arbeit sind. Oder es gelingt ein 
Deal mit Freunden: Wechselweise 
kümmert sich die eine Familie 
auch um die Kinder der anderen 
Familie. Rund ein Drittel aller Kin-
der von 0 bis 3 Jahren jedoch besu-
chen eine Kindertagesstätte. Dabei 
beträgt die durchschnittliche Be-
treuungszeit 21 Stunden pro Wo-
che, also rund zwei Tage.

ZU WENIG KITA-PLÄTZE?
Das kommt drauf an, wo Sie woh-
nen. Gesamtschweizerisch stehen 
etwa 100 000 Kita-Plätze zur Verfü-
gung, mehr als doppelt so viele 
wie vor 20 Jahren. Dennoch ist die 
Lage in manchen Regionen ange-
spannt. Gemäss Bundesamt für 
Statistik begründen immer noch   
3 Prozent der Eltern, die keine pro-
fessionelle Kinderbetreuung in 
Anspruch nehmen, ihren Verzicht 
damit, dass sie keinen Platz gefun-
den hätten (und 11 Prozent von ih-
nen sagen, Kitas seien für sie zu 
teuer). Faustregel: Je weiter im Os-
ten der Schweiz und je ländlicher 
Ihr Wohnort liegt, desto eher sind 
Kita-Plätze noch immer knapp. 
Klären Sie deshalb die Situation 
vor Ort beizeiten. 

SIND ALLE KITAS GUTE KITAS?
Zumindest haben alle eine Be-
triebsbewilligung. Die ist nämlich 
vorgeschrieben. Zuständig dafür 
sind die Kantone. Verlangt wird ein 
pädagogisches Konzept, und es gel-
ten Mindestanforderungen für die 
Ausbildung des Personals. Hinzu 
kommt ein Betreuungsschlüssel, 
der festlegt, wie viele Kinder eine 
Fachperson gleichzeitig betreuen 
darf. Ausserdem gibt’s Vorschriften 
zum Raumprogramm: Nettospiel-
fl äche pro Kind, Hygieneräume, 

Brandschutz und ähnliches. Doch 
ist die einmal erteilte Betriebsbe-
willigung keine dauerhafte Quali-
tätsgarantie. Die Kantone haben 
zwar eine Aufsichtspfl icht, neh-
men diese aber unterschiedlich 
wahr. Häufi gste Kritikpunkte sind 
die Personalsituation und Betreu-
ungsmängel. Der Verband Kinder-
betreuung Schweiz (kibesuisse) 
vergibt an Kitas, die  einem ganzen 

Katalog von Ansprüchen genügen, 
das Zertifi kat QualiKita. Nützlich 
sind auch die Erfahrungen ande-
rer Eltern in Ihrem Bekannten-
kreis und Ihre Eindrücke beim 
 Besuch der Kita und dem Erstge-
spräch mit der Leitung.

WAS KOSTET DIE KITA?
Schweizer Kitas sind für Eltern 
teuer. Nicht etwa, weil die Betreu-
ungspersonen tolle Löhne bezie-
hen – mehrheitlich ist das Gegen-
teil der Fall. Nein, die Kitas reissen 
ein Loch in die Familienkasse, weil 
sich die öffentliche Hand in vielen 
Kantonen auf schmürzelige Verbil-
ligungen für Eltern beschränkt 
und nur wenige Firmen sich an 
den Kosten der Kinderbetreuung 
für ihre Mitarbeitenden beteili-
gen. Im europäischen Vergleich 
sieht die Schweiz in dieser Frage 

richtig alt aus (siehe dazu den Text 
rechts über die Kita-Initiative).

Die Credit Suisse hat 2021 die 
Kita-Kosten schweizweit erhoben. 

Danach schwanken die Tarife für 
die Tagesbetreuung eines Kindes je 
nach Ort zwischen 80 und 130 
Franken. Kanton und/oder Wohn-
ort beteiligen sich zwar abhängig 
vom elterlichen Einkommen an 
den Kosten. Die Berechnungsarten 
und die Höhe der maximalen Be-
teiligung unterscheiden sich von 
Kanton zu Kanton und teilweise 
von Ort zu Ort. Kostet ein Kita-Tag 
in der Stadt Bern für Eltern, welche 
die maximale Verbilligung zugute 

KITA-INITIATIVE

JETZT UNTER-
SCHREIBEN!
In unseren Nachbarländern ist 
die vorschulische Kinderbetreu-
ung genau wie die Schule Auf-
gabe der öffentlichen Hand. 
 Geben die OECD-Länder im 
Durchschnitt 0,8 Prozent ihrer 
Wirtschaftsleistung (BIP) für die 
 Altersgruppe 0 bis 3 Jahre aus, 
sind es in der Schweiz gerade 
mal 0,1 Prozent. Denn sie be-
schränkt sich bisher auf die An-
schubfi nanzierung für die Schaf-
fung neuer Kita-Plätze durch 
den Bund (das Programm läuft 
2023 aus) und auf Zuschüsse 
für Familien, die jeder Kanton 
oder sogar jeder Ort nach eige-
nem Gusto bemessen kann. 
Für die Familien resultiert dar-
aus ein knappes Angebot an 
Plätzen und meist eine hohe 
 fi nanzielle Belastung. 

MAXIMAL 10 PROZENT. Ein über-
parteiliches Komitee hat des-
halb im März die Kita-Initiative 
lanciert. Sie will, dass in der 
ganzen Schweiz ein ausreichen-
des Angebot an Kinderbetreu-
ungsplätzen geschaffen wird. 
Mit guten Löhnen und Arbeits-
bedingungen, die der Verantwor-
tung des Betreuungspersonals 
entsprechen. Und die Eltern sol-
len maximal 10 Prozent ihres 
Einkommens für die Betreuung 
ihrer Kinder zahlen. 

GLEICHSTELLUNGSFRAGE. Gute 
und bezahlbare Kinderbetreu-
ung ist wichtig für die Gleich-
stellung, weil sie einen Beitrag 
zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf leistet. Die 
 Initiative entlastet zudem das 
Budget von Eltern mit tiefen 
und mittleren Einkommen und 
verbessert die Arbeitsbedingun-
gen der Kita-Fachpersonen. 
 Bezahlbare Kinderbetreuung in 
der ganzen Schweiz – es ist 
höchste Zeit dafür! Hier geht’s 
zur Unterschrift: rebrand.ly/ 
kitainitiative (jk)

haben, rund 10 Franken, sind es in 
Schwyz über 80 Franken. Erkundi-
gen Sie sich bei Ihrer Wohnge-
meinde nach dem dort geltenden 
Subventionsmodell und den Bedin-
gungen, die Sie erfüllen müssen, 
um eine Verbilligung zu erhalten. 

WIE WÄHLE ICH EINE KITA AUS?
Beginnen Sie früh mit der Suche – 
am besten schon während der 
Schwangerschaft. Machen Sie sich 
zunächst ein Bild über das Ange-
bot in Ihrer Nähe. Nützliche 
 Portale dafür sind kibesuisse.ch, 
kinderbetreuung-schweiz.ch und 
kinderkrippen-online.ch. Auch die 
Anfrage bei der Wohngemeinde 
lohnt sich – dabei klären Sie gleich-
zeitig die Kostenbeteiligung (siehe 
oben). Können Sie unter mehreren 
Kitas auswählen, achten Sie auf 
diese Kriterien: Lage und Erreich-

barkeit, Öffnungszeiten, Kosten, 
Ausbildungsstand der Mitarbeiten-
den, Betreuungsschlüssel (Anzahl 
Kinder pro Fachperson), Einrich-
tung und Räumlichkeiten. Schau-
en Sie sich auch das pädagogische 
Konzept der Kita an und verglei-
chen Sie seine Ziele mit Ihren eige-
nen: Stimmen sie gut überein? 

Die meisten dieser Punkte 
können Sie mit einem Besuch auf 
der Website bereits klären. Und 
schliesslich besuchen Sie die Kitas, 
die in Frage kommen, und machen 
sich vor Ort ein Bild. Finden Sie die 
Atmosphäre angenehm? Spüren 
Sie, dass Ihr Kind hier in guter Ob-
hut wäre? Im Gespräch mit der 
Kita-Leitung wird man Ihnen auch 
sagen können, wie das Anmelde-
verfahren abläuft. Denn auch die 
administrativen Abläufe sind von 
Ort zu Ort verschieden. 

Das erste Kind! Sie freuen sich 
darauf. Nach der Geburt wollen 
Sie bald wieder arbeiten und 
benötigen ein Betreuungs-
angebot. Was Sie über Kitas 
wissen müssen, wie Sie den 
richtigen Platz fi nden und was 
er Sie kosten wird.

INFORMIERTE SPAREN: Wer seine Medis nach Wirkstoff auswählt und nicht nach dem          Markennamen, spart Geld.  FOTO: KEYSTONE

DIE ALTERNATIVE:
TAGESFAMILIE
Aufenthalt im familiären Rahmen, 
eine feste Bezugsperson statt 
wechselnder Betreuungspersonen, 
tiefere Kosten – das sind einige 
Gründe, weshalb die Tagesfamilie 
eine prüfenswerte Alternative zur 
Kita sein kann. Meist sind Tages-
eltern in einem Verein organisiert 
und werden über diesen vermittelt 
und entlöhnt. Üblich sind Stunden-
sätze um die 8 Franken. Auch bei 
Tagesfamilien beteiligt sich der 
Staat je nach Kanton und Ge-
meinde an den Kosten. Basis-
infos: rebrand.ly/tagesfamilie

WORKTIPP

Natasa Jevdenic
von der Unia-Arbeitslosenkasse
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

 Das 
offene 

Ohr Familienergänzende Betreuung: Plätze in der Kindertagesstätte sind begehrt     – und für die Eltern teuer 

Wo, bitte, geht’s zum besten   Kita-Platz?

Schaffen Sie sich
einen Schuhlöffel und
Schuhspanner an.

Je nach Region gibt
es immer noch
zu wenige Kita-Plätze.

KINDER, KINDER: Klar braucht’s Kitas. Ob sich ein Platz fi ndet und wie teuer er für die        Eltern wird, hängt noch zu stark von den Kantonen und Gemeinden ab. FOTO: GETTY

* Ninjas wurden im alten Japan als 
Kämpfer und Spione eingesetzt. 
Weibliche Ninjas hiessen Kunoichi. 
Korrekter Titel also, falls Sie weiblich 
sind: «Sind Sie eine Kunoichi?»



18 workrätsel 29. April 2022  

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Planta-
gen-
besitzer

europ.
Grenz- und
Küsten-
wache

weibl.
frz.
Artikel

Arbeits-
beginn

eng ver-
bunden,
vertraut

ein
Schiff
stürmen

drei
Musizie-
rende

eigenes
Tun be-
dauern

Frau des
nord.
Meeres-
gottes

Neben-
fluss d.
Aare

Militär-
schüler

Haus-
durch-
suchung

Meeres-
nym-
phen

Kraft,
Vitalität

Strike
for ...

US-
Schau-
spieler †
(Cary)

span. f.
Rotwein:
Vino ...

tünchen

weibl.
Geister-
wesen
Ez.

einheitl.
Re-
gelung

anfäng-
lich, zu-
nächst

grosses
Winzer-
gehöft

Obst
zu Saft
pressen

folge-
richtig

Birken-
gewächs
Mz.

Wasser-
fahr-
zeuge

Abk.:
Tisch-
tennis

Hinweg,
Fahrt-
weg

weibl.
Mensch

Jagdge-
wehre

ad hoc,
unge-
plant

schweiz.
Nutzfahr-
zeug-
verband

Initialen
e. CH-
Tennis-
spielers

Mensch
aus e.
fremden
Land
Gegen ein
Steuer-
schlupf-
loch für ...!

Kantons-
hauptort

gefall-
süchtig,
selbst-
gefällig

Brust-
knochen

Serie

süsser
Brot-
aufstrich

Binde-
wort

sächl.
Fürwort

schweiz.
Sach-
buch-
autorin

Vogel,
Aas-
fresser

Einheit
für
ebene
Winkel

Com-
puter-
pikto-
gramme

Dank
Druck; 30
Jobs bei ...
gerettet

erfahren,
routiniert

brenn-
barer
Stab

Winter-
sportort
in Co-
lorado

Freispruch
für Unia-
Mann ...
Carron

engl.
Längen-
mass
Mz.

persönl.
Fürwort

Hinter-
halt

Jonglier-
utensil

Teil des
Tisches

Stro-
phen-
gedichte

vorderer
Teil d.
Halses
Mz.

ebenso,
gleich-
falls

hierhin

US-
Satire-
magazin

Insel-
euro-
päer

Fisch-
marder

effekt-
voller
Einfall

Daten-
träger

Stäb-
chen-
spiel

kurz für:
in dem

scherzh.:
US-
Soldat

kurzer
engl.
Gruss

Flächen-
mass

Figur v.
Erich
Kästner †

enthalt-
samer
Mensch

frz.
Schau-
spieler
(Alain)

grosse
Anzahl

auf
diese
Weise,
derart

 DEN PREIS, ein K-Tipp-Abo, 
hat gewonnen: Beat Hertig, Ramsei BE.
Herzlichen Glückwunsch!
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MIGRATION

Auflösung

 Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach, 3000 Bern 16, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 13. Mai 2022

workrätsel       Gewinnen Sie 200 Franken in Reka-Checks!

INSERAT

 LÖSUNG UND GEWINNERIN AUS NR. 7
Das Lösungswort lautete: MIGRATION

Über 9000 Ferien- und
Freizeitanbieter werden
günstiger durch Reka-
Checks: ÖV, Reisebüros,
Hotels, Restaurants,
Kinos, Tankstellen, 
Freizeitparks u. v. m.
www.reka.ch
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Frühlingserwachen
WANN 23. März 2022
WO Rapperswil-Jona SG
WAS Japanische Kirschblüten
Eingesandt von R. Looser, Gais AR

WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 7 / 14. 4. 2022: 
AMAZON: RAPPER SMALLS GANZ GROSS

So einen brauchen wir 
in der Schweiz
Schade, können wir diesen Chris Smalls nicht importieren! 
Viele Branchen in der Schweiz hätten einen solch coolen 
Gewerkschafter nötig. Einen, der weiss, wovon er spricht, 
der die Leute abholt, und einen, der sich nicht einschüch-
tern lässt.

LEILA SPICHIGER, PER MAIL

Smalls macht Mut
In diesen düsteren Zeiten machen solche Geschichten Mut. 
Weil es sich trotz allem lohnt zu kämpfen und weil eine 
junge Generation von Klassenkämpferinnen und -kämp-
fern bereitsteht. Chapeau, Smalls!

HANS MINDER, PER MAIL

WORK 7 / 14. 4. 2022: 
UNSER UMGANG MIT DEM GROSSEN LEID

Das Lügengebäude 
des Krieges
Die Wahrheit ist im Krieg immer das erste Opfer! Unter 
diesem Motto rollt zu jedem neuen Krieg seine Bericht-
erstattung an – worauf das Publikum tagtäglich mit 
immer neuen unumstösslichen «Wahrheiten» und Kom-
mentaren zum Kriegsgeschehen eingedeckt wird, die 
meist zweifelsfrei die Guten (die Opfer) von den Bösen (den 
Tätern) zu scheiden wissen: ersteren ist zu glauben, sie 
sagen immer die Wahrheit, letztere verbreiten immer nur 
Lügen. Krieg aber, ist er einmal am Wüten, brutalisiert 
immer auf allen Seiten aller Fronten alles, was brutalisier-
bar ist, und macht ebenso Opfer zu Tätern und Lügnern 
wie Täter zu Opfern; dass der Angreifer immer zu verurtei-
len ist, enthebt den Angegriffenen nicht der Verantwor-
tung für seine eigene Brutalisierung. Diese über Jahrtau-
sende Menschheitsgeschichte hin bestens dokumentierte 
Wahrheit tötet nicht einfach der Krieg, sondern auch eine 
Berichterstattung, die sich die Parolen der einen oder der 
anderen kriegführenden Führer mehr oder minder zu 
eigen macht und damit – gebärde sie sich auch noch so 
neutral und human – teilhat an der allseitigen Brutalisie-
rung. Und wo sie gleichzeitig auch noch die Lieferung von 
Kriegsgerät ins Kriegsgebiet unterstützt, als vermöchte der 
dortigen Brutalisierung alles Brutalisierbaren ausgerech-
net deren Fütterung mit ihrem handfestestem Treibstoff 
den Riegel zu schieben, entpuppt sich die obligate Klage 
über das Kriegsopfer Wahrheit vollends als blosser Bau-
stein in den allseits sich türmenden Lügengebäuden des 
Krieges.

BENJAMIN KRADOLFER, PER MAIL 

WORK 7 / 14. 4. 2022: 
«WIR MÜSSEN RAUS AUS DEM HAMSTERRAD!»

Es ist höchste Zeit, 
 weniger zu arbeiten
Ich denke, nach 30 Jahren Stillstand ist jetzt wirklich der 
Moment gekommen, wo es vorwärtsgehen muss bei den 
Wochenarbeitsstunden. Es kann doch nicht sein, dass wir 
immer mehr arbeiten, aber nur die Manager immer mehr 
verdienen. Und gerade für Frauen wäre es eine riesige 

Erleichterung, nicht mehr täglich den Stress von Job und 
Familie erleben zu müssen. Und wenn’s dem Klima hilft, 
umso besser!

MARIANNE FISCHER, PER MAIL

WORK 7 / 14. 4. 2022: 
WENN DIE CHEFINNEN SELBER PUTZEN

Sehr interessantes 
Projekt
Das Projekt dieser autonomen Reinigerinnen fi nde ich 
sehr spannend. Ich könnte mir sehr gut vorstellen, an 
meinem Wohnort eine solche Plattform zu gründen. Ich 
bin mir allerdings nicht sicher, ob es hier auch so viele 
interessierte Haushalte gäbe wie in Zürich.

ALINA NOVAK, PER MAIL

WORK 6 / 1. 4. 2022: SIE PUTZEN DIE SCHWEIZ

Viel zu wenig 
Wertschätzung
Leider wird diese Arbeit viel zu wenig geschätzt 
und  beachtet.

MARKUS STADLER, VIA FACEBOOK

WORK 7 / 14. 4. 2022: 
FREISPRUCH FÜR UNIA-MANN BLAISE CARRON

Immer sofort mit dem 
Anwalt drohen 
Das ist Wahnsinn! Wofür die Leute nicht alles ihre Anwälte 
losschicken. Immer heisst’s sofort, wir sehen uns vor 
Gericht. Aber es ist schon gut, lässt sich die Unia da nicht 
einschüchtern.

ANDREAS WEBER, PER MAIL

 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung und Ihre Erfahrungen interessieren uns. 
Schreiben Sie per E-Mail an redaktion@workzeitung.ch oder an 
work Redaktion Leserbriefe, Gewerkschaft Unia, 
Postfach, 3000 Bern 16

1. Mai-Bändel I:  
Wann und wo stand «Proletarier aller 
Länder vereinigt euch!» auf dem Bändel? 
a) 1912 in Bümpliz BE?
b) 1918 in Bern?
c) 1947 in Basel?
d) 1968 in Zürich?

2. Mai-Bändel II: 
Wann und wo stand 
«Frieden, Aufbau, Sozialis-
mus» auf dem Bändel?
a) 1917 in Grenchen?
b) 1918 in Biel?
c) 1949 in Zürich?
d) 2002 in St. Gallen?

3. Mai-Bändel III: 
Wann stand «5-Tage-Woche» auf dem 
Bändel? 
a) 1940?
b) 1946?
c) 1958? 
d) 1964?

4. Mai-Bändel IV: 
Wann stand «Arbeit, Freiheit, Frieden» 
auf dem Bändel?
a) 1962?
b) 1976?
c) 1982?
d) 2022?

Die Antworten fi nden Sie in dieser work-
Ausgabe – oder, indem Sie sich 
oder die Zeitung auf den Kopf stellen!  

        

workquiz

a; c; c; cLösungen:

Wie gut
sind Sie?

Länder vereinigt euch!» auf dem Bändel? 

«Frieden, Aufbau, Sozialis-

FO
TO

: 
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G
B
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 Sozialabbauer? Lohndumper? 
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffi g, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.

Fronwagplatz: Kundgebung. Reden: 
Samira Marti, Nationalrätin SP BL; 
Saniha Izo, Migrationsrednerin, 
Frauenstammtisch; Nina Stocker 
Segales, VPOD. Danach Konzert und 
Festwirtschaft.

KANTON SCHWYZ
Biberbrugg, Sonntag, 1. Mai:
Ab 10 Uhr, Hotel Post: 1.-Mai-Feier: 
Zusammensitzen, diskutieren, 
nachdenken. Getränke und Imbiss 
sind offeriert. Reden: Karin Schwiter, 
Lachen, Präsidentin SP Schwyz; Paul 
Rechsteiner, Ständerat SP St. Gallen.

KANTON SOLOTHURN
Grenchen SO / Lengnau BE, 
Sonntag, 1. Mai:
10 Uhr, beim Monbijou (Denner 
Grenchen): Besammlung und Umzug 
von Grenchen nach Lengnau. 
Anschliessend Musik und Grill. 
Reden: Gabriela Medici, stv. Sekreta-
riatsleiterin SGB; Mathias Stricker, 
Kantonsrat, Präsident LSO.
Olten, Sonntag, 1. Mai: 
13.30 Uhr, Bifangplatz: Besammlung. 
14 Uhr: Demonstrationszug in die 
Schützenmatte. 15 Uhr: Ansprachen. 
Begrüssung & Moderation: Urs Huber, 
Präsident 1.-Mai-Komitee Olten; 
Ansprachen: Nadine Vögeli, Kantons-
ratspräsidentin SP; Felix Wettstein, 
Nationalrat Grüne; Regula Bühlmann, 
Zentralsekretärin SGB. Anschliessend 
im Kulturzentrum Schützi: Festwirt-
schaft und Musik.
Solothurn, Sonntag, 1. Mai:
14.45 Uhr, beim Kreuzackerplatz 
(Gewerbeschule): Besammlung. 
15 Uhr: 1.-Mai-Umzug in die Fischer-
gasse. 16 Uhr, Ansprachen: Mattea 
Meyer, Nationalrätin und Co-Präsiden-
tin SP Schweiz; Stefanie Ingold, 
Stadtpräsidentin Solothurn. Musik 
von Elena Gerster, Sängerin und 
Songwriterin. 21 Uhr, Kreuz-Saal: 
Konzert mit Bill and Coo. 

KANTON ST. GALLEN
Flums, Sonntag, 1. Mai: 
Ab 19.30 Uhr, Schützengarten: 
1.-Mai-Feier mit Gastredner.
Rapperswil, 1. Mai: 
11.30 bis 17.30 Uhr, Fischmarktplatz: 
Festwirtschaft. 15.00 Uhr: Ansprache: 
Paul Rechsteiner, Ständerat St. Gallen. 
Begrüssung: Susanne Helbling, 
Co-Präsidentin SP Rapperswil-Jona.
St. Gallen, Dienstag, 26. April:
18.00 bis 20.30 Uhr, Unia-Workshop 
online: Ladenöffnungszeiten in 
St. Gallen, vorbei an Bürger:innen. 
Anmeldung über osgr@unia.ch. Der 
Zoomlink wird am Vortag verschickt.
St. Gallen, Samstag, 30. April:
10 bis 11.30 Uhr, Erfreuliche Univer-
sität, Palace: 1.-Mai-Matinee zur 
Altersvorsorge. Gespräch mit Barbara 
Gysi, SP-Nationalrätin, und Stefan 
Giger, Generalsekretär VPOD. ab 12 
Uhr, Workshops. Juso: «Das Schwei-
zer Geschäft mit dem Krieg». Denk-
netz: «Was kann die Schweiz zu 
einem sozialen Europa beitragen?». 
14.00 Uhr, Grabenhalle: Besamm-
lung, Demo und Reden. Moderation: 
Barbara Gysi, Präsidentin Kantonaler 
Gewerkschaftsbund St. Gallen. 
Reden: Tamara Funiciello, Nationalrä-
tin SP; Chompel Balok, Stadtparla-
mentarier SP; Léonie Schubiger, Juso 
Kanton SG; Matthias Albold, Schau-
spieler, Mitinhaber Nanna Bunte 
Küche, Präsident SBKV; Claudia 
Friedl, Nationalrätin SP; Sebastian 
Bill, Liedermacher. 16 Uhr, Graben-
halle: Fest mit Essen und Musik. 
Wil, Sonntag, 1. Mai: 
Ab 11 Uhr: Brunch in der Kultur-
werkstatt. Ansprachen: Jon Pult, 
National rat SP GR; Paul Rechsteiner, 
Ständerat SG. Anschliessend 
Unter haltungs programm. 16 Uhr, 
Cinewil: «Schwarzarbeit», Film und 
Diskussion. Mit Regisseur Ueli 
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weiterer Organisationen. 15 Uhr: 
Schluss.
Burgdorf, Sonntag, 1. Mai:
Ab 13.30 Uhr, Kulturhalle Säge-
gasse: Festwirtschaft. 14 Uhr: 
1.-Mai-Feier mit Verpfl egung und 
Musik. Ansprachen: Giorgio Tuti, 
Vizepräsident SGB; Barbara Stöckli, 
Gemeinderätin Oberburg; Peter von 
Arb, Vizestadtpräsident Burgdorf.
Interlaken, Sonntag, 1. Mai:
15 bis 18 Uhr, Aula Sekundarschule 
Alpenstrasse: 1.-Mai-Feier mit 
Rahmenprogramm. Moderation: 
Daniel Studer, Gemeinderat Meirin-
gen, SP. Ansprachen: Tania Bauer, 
Grossrätin SP, Präsidentin VPOD 
Bern; Cédric Wermuth, Nationalrat 
AG, Co-Präsident SP Schweiz; Vania 

Alleva, Präsidentin Unia Schweiz; 
Bänz Friedli, Autor und Kabarettist. 
Programm unter: sp-oberland.ch
Langenthal, Sonntag, 1. Mai:
Ab 11 Uhr, Markthalle: Maifeier mit 
Festwirtschaft. Ansprachen: Daniel 
Lampart, Schweizerischer Gewerk-
schaftsbund; Tanja Bauer, Grossrätin 
SP; Ivan Kolak, Unia; Maria Roth-
acher, Juso.
Thun, Sonntag, 1. Mai:
12.30 Uhr, Rathausplatz: Maifest mit 
Festwirtschaft. 13.30 Uhr, Begrüs-
sung: Beat Haldimann, Präsident 
Gewerkschaftsbund Thun. 13.35 
Uhr, Ansprache: Irène Kälin, National-
ratspräsidentin Grüne, Präsidentin 
Arbeit Aargau. 13.50 Uhr: Florina 
Tara, Singer-Songwriterin. 14 Uhr, 
Ansprachen: Giulia Bezio, Unia-
Mitglied, Darshikka Krishnanantham, 
alt Stadträtin SP. 14.35 Uhr: Beginn 
Umzug. 15.30 Uhr, Ansprache: 
Pierre-Yves Maillard, Präsident SGB, 
Nationalrat SP. 16 Uhr: Abschluss.

KANTON FREIBURG
Freiburg, Samstag, 30. April:
Ab 12 Uhr, Place Python: 1.-Mai-Feier.
14 Uhr: Demonstrationsumzug.

KANTON GRAUBÜNDEN
Chur, Sonntag, 1. Mai:
Ab 16 Uhr, Werkstatt, Untere Gasse 
9: 1.-Mai-Feier. 16.30 Uhr: Musik 
von Pschy. 16.45 Uhr, Ansprachen: 
Peter Peyer, Regierungsrat SP GR; 
Samira Marti, Nationalrätin SP BL; 
Frauenstreikkollektiv; Juso. Ab 17.45 
Uhr: Musik, Essen, Trinken, Feiern.

KANTON LUZERN
Luzern, Samstag, 30. April:
15 Uhr, Vögeligärtli: 1.-Mai-Demo 
zum Helvetiaplatz. Mit Kurzanspra-
chen und Hauptreferat von Pierre-
Yves Maillard, Präsident SGB. 16.30 
Uhr, Hello Welcome (Bundesstrasse 
13): 1.-Mai-Feier mit Risotto. 17 Uhr, 
Hello Welcome: Mut zum Kampf – 
Podiumsdiskussion über neue 
gewerkschaftliche, politische und 
gesellschaftliche Erfolge in Luzern. 
20 Uhr, Sedel: 1.-Mai-Fest mit 
SHRTY, best-elle & Planlos (Rap).
Luzern, Sonntag, 1. Mai:
10 Uhr, Hello Welcome: Interkulturel-
ler Brunch. 13.30 bis 15.30 Uhr, 
Treffpunkt beim historischen 
Museum (Pfi stergasse): UntergRund-
gang I – Das andere Luzern. Ganzes 
Programm unter: lgb-luzern.ch

KANTON SCHAFFHAUSEN
Schaffhausen, Sonntag, 1. Mai: 
11.15 Uhr, Vorstadt: Besammlung 
Demo. 11.30 Uhr: Demo. 12 Uhr, 

KANTON AARGAU
Aarau, Samstag, 30. April: 
15.40 Uhr, Bahnhofplatz: Besamm-
lung. 16 Uhr: Umzug. 16.30 Uhr: 
Ansprachen auf dem Aargauerplatz. 
Moderation: Silvia Dell’Aquila, 
Grossrätin/Stadträtin SP, Präsiden-
tin Aargauer Gewerkschaftsbund 
und 1.-Mai-Komitee Aarau. Anspra-
chen: Rolf Schmid, Präsident 
Netzwerk Asyl Aargau; Sibel Arslan, 
Nationalrätin Grüne. Anschliessend 
bis 20 Uhr, Holzmarkt (Graben): 
Festwirtschaft, Info- und Markt-
stände, Musik und Poetry Slam.
Baden, Sonntag, 1. Mai: 
12.30 Uhr, Bahnhofplatz: Besamm-
lung. 13.50 Uhr: Umzug. 
13.00/13.30/13.40/14.50/15.40 
Uhr: Ansprachen. Moderation: Mia 
Jenni, Einwohnerrätin Obersig-
genthal, Präsidium 1.-Mai-Komitee 
Baden. Ansprachen: Steffi  Kessler, 
Stadträtin SP; Ronja Jansen, 
Präsidentin Juso Schweiz; Lelia Hun-
ziker, Grossrätin SP, Präsidentin 
VPOD; Vertreter:innen NoFrontex-
Referendum; Mia Jenni, Einwohner-
rätin Obersiggenthal, Präsidium 
1.-Mai-Komitee Baden. Bis 18.30 
Uhr: Rahmenprogramm mit Festwirt-
schaft und Musik.
Brugg, Sonntag, 1. Mai:
16.30 Uhr: Beginn Maifaier, Apéro 
an der Odeon-Bar. 17.00/17.15 Uhr: 
Ansprachen. Moderation: 1.-Mai-
Komitee Brugg. Ansprachen: 
Barbara Horlacher, Stadtpräsidentin 
Brugg, Grüne; Elisabeth Burgener-
Brogli, Grossratspräsidentin SP. Bis 
20 Uhr: Rahmenprogramm.
Lenzburg, Sonntag, 1. Mai:
10.00 Uhr, Metzgplatz: Beginn 
Maifeier. 11.00/12.30 Uhr: Anspra-
chen. Moderation: Gabi Lauper-
Richner, Grossrätin SP, Präsidentin 
SP Bezirk Lenzburg. Ansprachen: 
Charles Lewinsky, Schriftsteller und 
Drehbuchautor; Silvia Dell’Aquila, 
Grossrätin, Stadträtin SP Aarau, 
Präsidentin Aargauer Gewerk-
schaftsbund. Bis 14 Uhr: Brunch-
Buffet à discrétion, Festwirtschaft 
und Musik.
Menziken, Samstag, 30. April:
18.00 Uhr, Gemeindesaal: Beginn 
Maifeier, mit einfacher Verpfl egung, 
Kaffee und Kuchen. 19.00 Uhr: 
Ansprache vom Co-Präsidium SP 
Aargau. Moderation: Alfred Merz, 
Präsident SP Menziken-Burg, 
Grossrat, Gemeinderat. Rede: 
Co-Präsidium SP Aargau. Bis 21 
Uhr: Festwirtschaft.
Stein, Sonntag, 1. Mai:
15 Uhr, Saalbau: Beginn Maifeier. 
15.30 Uhr: Ansprachen. Berüssung: 
Elisabeth Burgener-Brogli, Gross-
ratspräsidentin SP. Moderation: 
Carole Binder-Meury, Grossrätin SP 
und Gemeinderätin Magden. 
Ansprachen: Ronja Jansen, Präsi-
dentin Juso Schweiz; Dieter Egli, 
Regierungsrat SP; Jakub Morzycki, 
Klimastreik-Bewegung. Bis 18.30 
Uhr: Rahmenprogramm mit Festwirt-
schaft und Musik.
Wohlen, Sonntag, 1. Mai:
12.30 Uhr: Beginn im Schlössli. 
13.30/14.30 Uhr: Ansprachen. 
Begrüssung & Moderation: Cyrille 
Meier, Einwohnerratspräsident 
Wohlen; Laura Pascolin, Präsidentin 
SP Wohlen. Ansprachen: Gabriela 
Suter, Nationalrätin SP; Fabian 
Molina, Nationalrat SP. Bis 16 Uhr: 
Rahmenprogramm mit Risotto und 
Barbetrieb.
Zofi ngen, Sonntag, 1. Mai: 
15.00 Uhr, Metzgplatz: Beginn 
Maifeier. 15.30/16.00 Uhr: Anspra-
chen. Moderation: 1.-Mai-Komitee 
Bezirk Zofi ngen. Ansprachen: 
Christian Nöthiger, Einwohnerrats-
präsident Zofi ngen; Lelia Hunziker, 
Grossrätin SP, Präsidentin VPOD 
AG/SO. Bis 19 Uhr: Rahmenpro-
gramm mit Essen und Musik. 

Wo, was, wer und wann am Tag der Arbeit

Heraus zum 1. Mai!
KANTON BASEL-LANDSCHAFT
Liestal, Sonntag, 1. Mai:
13.30 Uhr, am Bahnhof Liestal: 
Besammlung und Start Demo-Umzug, 
begleitet von der Brass-Formation 
«Improvisante». 14:00 Uhr, Rathaus-
strasse: Festwirtschaft, und Unter-
haltung. Ansprachen: Reto Wyss, 
Schweizerischer Gewerkschaftsbund 
SGB; Tania Cucé, SP; Florence 
Brenzikofer, Grüne (angefragt).

KANTON BASEL-STADT
Basel, Samstag, 30. April:
Ab 17 Uhr, Kasernenareal: Work-
shops: Palästina Solidarität, SYKP 
Frauen: Patriarchale Gewalt – wie 
schützt uns die Istanbul-Konvention; 
Basel 2030/Klimastreik: Organize! 
FemStreik; Hexenwerk und Kinder-
kacke. Ab 21 Uhr: Hexenumtrunk.
Basel, Sonntag, 1. Mai:
10 Uhr, De-Wette-Park: Besamm-
lung. 10.45 Uhr: Abmarsch 
Demonstrationszug zur Kaserne mit 
Kundgebungsstop beim Gewerbever-
band (Ansprache Vertreter:in Unia) 
und beim Marktplatz/Rathaus 
(Ansprache Deniz Killi, Fachfrau 
Gesundheit). Treffpunkt mit Fahrrad-
demo Klimastreik. 11.45 Uhr: 
Ankunft Kaserne. 1.-Mai-Fest, 
Ansprachen: Natascha Wey, VPOD; 
Vertreter:in Anlaufstelle für Sans-

papiers; Leandra Bias, Gender- und 
Friendensforscherin; Nico Lutz, 
Unia. Ab 14 Uhr: Kulturprogramm 
mit 3 legged dog, Daf Connection, 
La Nefera.

KANTON BERN
Bern, Sonntag, 1. Mai:
10.30 Uhr, Kino Rex: Matinée 
«Schwarzarbeit». Film von Ueli 
Grossenbacher. 16 Uhr, Kramgasse: 
Besammlung Umzug. 16.30 Uhr: 
Umzug. 17 Uhr, Bundesplatz: 
1.-Mai-Feier mit der Fanfare des 
SMV und Ansprachen. Begrüssung: 
Stefan Wüthrich, Adrian Flückiger, 
Co-Präsidium SGB. Ansprachen: 
Pierre-Yves Maillard, Präsident SGB, 
Nationalrat SP; Tamara Funiciello, 
Nationalrätin SP; Anna Leissing, 
Jelena Filipovic, Stadträtinnen GB; 
Lami Özgen, ehem. Co-Präsident des 
Gewerkschaftsbundes der öffentli-
chen Angestellten in der Türkei 
(KESK). Ab 18 Uhr: Fest auf dem 
Bundesplatz mit Verpfl egung und 
Musik. 19 Uhr, Restaurant Volks-
haus 1914: «The Magic Five & 
Guest».
Biel, Sonntag, 1. Mai:
Ab 11 Uhr Zentralplatz: Barbetrieb 
mit Musik. 12 Uhr, Bahnhofplatz: 
Besammlung Demo. 12.15 Uhr: 
Abmarsch Demo. 13.30 Uhr, Zentral-

platz, Ansprachen: Stefanie Fürst, 
Alain Zahler, Co-Präsidium Gewerk-
schaftsbund Biel-Lyss-Seeland; 
Mattea Meyer, Co-Präsidentin SP 
Schweiz; Yves Lebet, Leiter Haus-
dienst Ecole primaire de la poste, 
VPOD. 14.30 Uhr: Grussbotschaften 

Grossenbacher, Barbara Gysi, Marc 
Flückiger, Beni Büsser und Reto 
Gehrig. Anmeldung auf sp-wil.ch.

KANTON THURGAU
Kreuzlingen, Sonntag, 1. Mai:
10 Uhr, Hauptzoll Kreuzlingen: 
Demomarsch zum Festplatz Stadt-
garten in Konstanz. 11 bis 15 Uhr: 
Festwirtschaft und Kundgebung. 
Reden: Edith Graf-Litscher, National-
rätin SP TG; Azra Ganic, Regional-
sekretärin Syndicom; Lukas Auer, 
Präsident Gewerkschaftsbund 
Thurgau.

KANTON URI
Altdorf, Sonntag, 1. Mai:
10 bis 13 Uhr, Zeughaus (Unter-
lehn): 1.-Mai-Brunch.

KANTON WALLIS
Visp, Sonntag, 1. Mai:
11 bis 18 Uhr, Kaufplatz: 1.-Mai-
Feier mit musikalischer Unterhaltung 
von den «Rudifutschers» VS. Anspra-
chen: Pedro Lenz, Schriftsteller; 
Melanie Anderegg, feministisches 

Kollektiv Oberwallis; Martin Venetz, 
Unia-Jugend Oberwallis; David Gundi, 
Gemeinderat Lalden, SP. Dazu 
Verpfl egung mit Essensständen aus
Äthiopien und Sri Lanka. 

KANTON ZUG
Visp, Sonntag, 1. Mai
15 Uhr, Landsgemeindeplatz: 
Podiumsdiskussion «Die Auswirkun-
gen des Klimawandels auf unsere 
Arbeit». Mit Beat Ringger, Autor «Das 
System-Change-Klima-Programm»; 
Irmi Seidl, Ökonomin, Titularprofes-
sorin Universität Zürich, und Erich 
Schmidiger, Klimastreik Zug. Mode-

ration: Julia Küng, Co-Präsidentin 
Junge Grüne Schweiz. Musik: Justine 
J. Bird Trio. Reden: Barbara Gysel, SP 
Zug, und Tabea Zimmermann, Alterna-
tive – die Grünen. Rahmenprogramm 
mit Streetfood, Open Mic und Musik. 

KANTON ZÜRICH
Bülach, Sonntag, 1. Mai:
10.30 Uhr, Kulturzentrum «Kantine»: 
Festwirtschaft, Musik, Reden: Ronja 
Jansen, Präsidentin Juso Schweiz; 
Daniel Hügli, Mitglied Geschäftslei-
tung Syndicom; Rebekka Wyler, 
Co-Generalsekretärin SP Schweiz.
Dietikon, Sonntag, 1. Mai:
Ab 12 Uhr, Kirchplatz (Markthalle): 
1.-Mai-Feier. Redner: Daniel Jositsch, 
Ständerat SP.
Stäfa, Sonntag, 1. Mai:
Ab 14.30 Uhr, Restaurant Rössli: 
1.-Mai-Feier. Redner: Raphael Golta, 
SP-Stadtrat Zürich, Vorsteher des 
Sozialdepartements.
Uster, Sonntag, 1. Mai:
14.30 Uhr, Landihalle: 1.-Mai-Feier. 
Winterthur, Sonntag, 1. Mai:
10.30 Uhr, Steinberggasse: Besamm-
lung Demo. 11 Uhr: Demo. 12.30 
Uhr, Neumarkt: Reden, Musik und 
Festwirtschaft.
Zürich, Freitag, 29. April:
18 Uhr, ÖFF: Das politische Plakat, 
Vortrag. 20.30 Uhr, Glaspalast: 
Konzert Niels van der Waerden. 
Zürich, Samstag, 30. April:
ab 12 Uhr: 1.-Mai-Fest auf dem 
Kasernenareal. 13.45 Uhr, vor dem 
Glaspalast: Stadtrundgang Public Eye: 
«Nächster Halt Paradeplatz». Ab 14 Uhr, 
Volkshaus: Mai-Vorfeier. Ab 14 Uhr, 
Kasernenareal: Podien, Workshops und 
Referate. Programm unter: 1mai.ch.
Zürich, Sonntag, 1. Mai:
9.30 Uhr: Aktion der Unia (Ort folgt). 
10 Uhr, Helvetiaplatz: Besammlung 
zur 1.-Mai-Demo. 12 Uhr, Sechseläu-
tenplatz: Schlusskundgebung. Ab 12 
Uhr: 1.-Mai-Fest auf dem Kasernen-
areal. Ab 14 Uhr, Kasernenareal: 
Podien, Workshops und Referate. 
Programm unter: 1mai.ch.

Stand der Agenda bei Redaktionsschluss 
am 27. April 2022. 

Schriftsteller 
Pedro Lenz.

Unia-GL-
Mitglied 
Nico Lutz.

SP-Co-
Präsidentin 
Mattea 
Meyer.

Unia-
Präsidentin 
Vania Alleva.

ZUSAMMEN STARK: Das Plakat zum diesjährigen 1. Mai. BILD: SGB 
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